Behindertenbericht 2009

Bericht der Bundesregierung tiber die Lage von Menschen
mit Behinderungen fir die 16. Legislaturperiode
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1| Vorwort

Die Behindertenpolitik der Bundesregierung hat in den letzten vier
Jahren vieles bewirkt. Den seit 1998 eingeleiteten Paradigmenwechsel
haben wir in dieser Legislaturperiode konsequent fortgesetzt, Selbst-
bestimmung und Teilhabe behinderter Menschen am Leben in der
Gesellschaft haben bei uns einen hohen Stellenwert erhalten. Der nun
vorgelegte Bericht der Bundesregierung iiber die Lage von Menschen
mit Behinderungen zieht eine Bilanz tiber vier Jahre erfolgreiche Be-
hindertenpolitik. Er dokumentiert die Verbesserungen fiir die Lebens-
situation behinderter Menschen, zeigt aber auch Bereiche auf, in
denen wir weiter voran kommen miissen.

Im Berichtszeitraum haben neue nationale und internationale Rege-

lungen zur Verwirklichung der vollen Teilhabe behinderter Menschen
in Deutschland und in der Welt beigetragen. Zum Beispiel sorgt in Deutschland auch das All -
gemeine Gleichbehandlungsgesetz dafiir, dass Menschen mit Behinderungen ihr Leben ohne Be-
nachteiligungen gestalten konnen. Das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte
von Menschen mit Behinderungen setzt weltweite Standards fiir ein menschliches und wiirde-
volles Dasein von Menschen mit Behinderungen.

Fur Deutschland wird das Ubereinkommen neue Impulse geben, die Teilhabe behinderter Men-
schen zu stérken und weiterzuentwickeln. Die Bundesregierung hat Schritte zur Umsetzung der
Forderung des Ubereinkommens eingeleitet, Behinderung als Teil der Vielfalt menschlichen
Lebens wahrzunehmen und behinderten Menschen eine selbstbestimmte und diskriminierungs-
freie Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermdglichen. Dabei zieht die Bundesregierung
auch einen nationalen Aktionsplan zur Umsetzung des VN-Ubereinkommens in Betracht. Der
Meinungsbildungsprozess innerhalb der Bundesregierung ist jedoch noch nicht abgeschlossen.
Die Bundesregierung wird die wesentlichen Akteure einschlieBlich der Zivilgesellschaft in die
Planungen zur Umsetzung des Ubereinkommens einbeziehen. Menschen mit Behinderungen
gehoren in die Mitte der Gesellschaft. Dafiir wollen wir die Voraussetzungen schaffen.

Olaf Scholz
Bundesminister fiir Arbeit und Soziales
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2 | Schwerpunkte und wichtigste

Ergebnisse des Berichts

Gleichbehandlung behinderter Menschen
in Deutschland und in der Welt gestarkt

Deutschland hat mit dem Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vom August
2006 einen wichtigen Schritt getan, Diskrimi-
nierungen behinderter Menschen zu beseiti-
gen. Das Gesetz schiitzt und starkt aber nicht
nur die Rechte von behinderten Menschen,
sondern auch von Menschen, die wegen ihrer
Rasse oder ethnischen Herkunft, ihrer Religi-
on oder Weltanschauung, wegen ihres Ge-
schlechts oder ihrer sexuellen Orientierung
oder wegen ihres Alters diskriminiert werden.
Erfasst sind Benachteiligungen in der Arbeits-
weltund im Alltagsleben. Grundlage des AGG
sind europdische Richtlinien.

Ein Meilenstein der Politik fiir behinderte
Menschen in dieser Legislaturperiode ist die
Ubernahme des Ubereinkommens der Verein-
ten Nationen tiber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (VN-Ubereinkommen) in
deutsches Recht. Deutschland gehorte zu den
ersten Unterzeichnern dieses VN-Uberein-
kommens und hat es Ende Méarz 2009 als

50. Vertragsstaat ratifiziert. Das Ubereinkom-
men schiitzt und starkt die Rechte von rund
650 Mio. behinderten Menschen weltweit. Da-
von leben rund 8 Mio. in Deutschland.

Das VN-Ubereinkommen setzt wichtige Im-
pulse fiir mehr Selbstbestimmung und Teilha-
be. Die Bundesregierung wird das VN-Uber-
einkommen nutzen und neue Entwicklungen
in der Behindertenpolitik starken und for-
dern, um die selbstbestimmte und diskrimi-
nierungsfreie Teilhabe in Deutschland weiter
voranzubringen. Dabei wird sie die Akteure,
die im Bereich der Politik fiir behinderte Men-
schen Verantwortung tragen, beteiligen.

Gemeinsame Bildung von behinderten
und nichtbehinderten Kindern weiter
ausbauen

Das VN-Ubereinkommen stirkt die Rechte be-
hinderter Menschen auf Bildung. Leitbild ist
das gemeinsame Lernen von Kindern und
Jugendlichen mit und ohne Behinderungen.
Das gemeinsame Lernen von Anfang an soll
den selbstverstdndlichen Umgang von behin-
derten und nichtbehinderten Menschen im
spéateren Berufsleben und im Alltag allgemein
friihzeitig selbstverstandlich machen. In
Deutschland besuchen nur15,7% der behin-
derten Kinder und Jugendlichen gemeinsam
eine Schule mit nichtbehinderten Schiilerin-
nen und Schiilern. Die gemeinsame Erziehung
und Forderung von Kindern und Jugendli-
chen mit und ohne Behinderungen ist deshalb
ein wichtiges gesellschaftspolitisches Anlie-
gen der Bundesregierung. Bund und Lander
haben die Thematik in der am 2. Oktober 2008
beschlossenen Qualifizierungsinitiative fir
Deutschland aufgenommen. Die Lander
haben sich darin mit Blick auf ihre primére
Zustdndigkeit fiir Bildungsangelegenheiten
verpflichtet, die Voraussetzungen zu verbes-
sern, dass alle geeigneten Schiilerinnen und
Schiiler der Forderschulen iiber den schul-
spezifischen Abschluss hinaus zum Haupt-
schulabschluss gefiihrt werden. Zudem soll
durch IntegrationsmafBnahmen im Elemen-
tarbereich der Anteil der Forderschiilerinnen
und -schiiler insgesamt reduziert werden.

Beschiftigung behinderter Menschen
stindig verbessert

Arbeit zu finden und den Arbeitsplatz sowie
die Beschéaftigungsfdahigkeit auch zu erhalten
sind wichtige Voraussetzungen fiir eine ge-
lungene Teilhabe behinderter Menschen am
Leben in unserer Gesellschaft. Die Bundesre-
gierung hatin den letzten Jahren vieles unter-
nommen, um die Teilhabe am Arbeitsleben zu
fordern.
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Durch die MaB3nahmen der Bundesregierung
(unterstiitzt von der guten Konjunktur der
Wirtschaft in den vergangenen Jahren) hat
sich die Lage schwerbehinderter Menschen
am Arbeitsmarkt kontinuierlich verbessert.

In den Jahren 2005 bis 2008 sank ihre Arbeits-
losigkeit um tiber 14 %. Allerdings stieq sie in
diesem Zeitraum bei den Tragern der Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende, also im Rechts-
kreis SGBII, gegen den Trend um knapp 3% an.

Zum Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehin-
derter Menschen haben auch Eingliederungs-
zuschiisse, begleitende Hilfen im Arbeitsleben
sowie die Unterstiitzungsleistungen der Inte-
grationsfachdienste beigetragen, die unver-
zichtbare Bestandteile der Arbeitsmarktpoli-
tik fir schwerbehinderte Menschen sind.
Allerdings werden Eingliederungszuschiisse
von den ARGEn und zugelassenen kommuna-
len Trdgern nur unterproportional genutzt.
Wir miissen insgesamt feststellen, dass
schwerbehinderte Menschen, die Arbeitslo-
sengeld Il erhalten, noch besser geférdert wer-
den kénnten.

Die Beschaftigung schwerbehinderter Men-
schen hat sich deutlich erh6ht. Von 2003 bis
2006 stieg sie um 5%; die Zahl der beschéaftig-
ten schwerbehinderten Frauen stieg in diesem
Zeitraum sogar um 7,5 % (neuere Daten liegen
noch nichtvor). Hervorzuheben ist die Quote
der bei den Bundesbehdérden beschéftigten
schwerbehinderten Menschen: Sie istvon 7,3%
(2005) auf 8,5% (2006) gestiegen. Der Bund er-
fullt damit seine Vorbildfunktion bei der Be-
schaftigung schwerbehinderter Menschen.

Bei privaten Arbeitgebern und Arbeitgeberin-
nen ist die Beschaftigungsquote schwerbehin-
derter Menschen von 4,0% (2003) auf 4,3 %
(2006) angestiegen. Dazu haben auch die vom
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
getragene Initiative ,,job — Jobs ohne Barrie-
ren” und das Arbeitsmarktprogramm
»Job4000“ beigetragen. Mit diesen Program-
men sollen neben gezielten Informationsver-
anstaltungen Beziehungen und Netzwerke

Schwerpunkte und wichtigste Ergebnisse des Berichts

zwischen Unternehmen und Institutionen
gefordert werden, die Verantwortung fiir die
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeits-
leben tragen. Es geht aber auch um die finan-
zielle Forderung von Unternehmen, die
schwerbehinderte Menschen zuséatzlich ein-
stellen.

Ausbildung behinderter
Jugendlicher erfolgreich

Die Ausbildung behinderter Jugendlicher ent-
wickelte sich in den letzten Jahren sehr erfolg-
reich. Seit 2006 nahmen jéhrlich rund zwei
Drittel der Bewerberinnen und Bewerber mit
Behinderungen eine Ausbildung auf (Ausbil-
dungsjahr 2007/2008: 72 %). Die iibrigen Be-
werberinnen und Bewerber (Ausbildungsjahr
2007/2008: 27 %) nahmen Alternativangebote,
zum Beispiel berufsvorbereitende MafBnah-
men wahr. Dies fiihrt zu einer sehr hohen Ver-
sorgungsquote der Zielgruppe von knapp 99 %
im abgelaufenen Ausbildungsjahr 2007/2008.

Um auch weiterhin bei der Ausbildung behin-
derter Jugendlicher erfolgreich zu sein, muss
diesen Schiilerinnen und Schiilern der Uber-
gang von der Schule in den Beruf durch friih-
zeitige Betriebspraktika erleichtert werden.
Praktika in Form einer Berufsorientierung, die
noch wahrend der Schulzeit in den Unterneh-
men stattfinden, konnen Arbeitgeber und Ar-
beitgeberinnen von der Leistungsfahigkeit be-
hinderter Menschen tiberzeugen. Besonders
wichtig ist diese Form der Berufsorientierung
fir Schiilerinnen und Schiiler in Férderschu-
len. Sie haben es erwiesenermafen besonders
schwer, nach dem Ende ihrer Schulzeit einen
Ausbildungsplatz zu finden. Bund und Lédnder
haben deshalb auf dem Qualifizierungsgipfel
im Oktober 2008 beschlossen, Berufsorientie-
rung bundesweit an allen allgemeinbildenden
Schulen und Férderschulen verbindlich und
mit konkreten MaBnahmen durchzufiihren,
auch mit dem Ziel einer Erweiterung des Be-
rufswahlspektrums von Madchen und Jungen.
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Pramien und Zuschiisse der Integrationsam-
ter sowie der zum 30. August 2008 in Kraft ge-
tretene ,,Ausbildungsbonus® in Héhe von bis
Zu 6.000 Euro pro zusatzlichem Ausbildungs-
platz tragen dazu bei, die betriebliche Aus -
bildung behinderter Jugendlicher weiter zu
fordern. Der Bonus erhoht sich um 30%, wenn
das Unternehmen einen behinderten Jugend-
lichen ausbildet.

In den letzten Jahren haben auch die Berufs-
bildungswerke ihre Ausbildung stirker mit
dem Betrieb als Ausbildungsort verzahnt. Der
2004 im Rahmen der Initiative ,,job - Jobs
ohne Barrieren“ begonnene Modellversuch
»verzahnte Ausbildung METRO Group mit
Berufsbildungswerken®“ wurde 2006 aufgrund
der guten Erfahrungen ausgeweitet. Damit
bekommen immer mehr Auszubildende in
Berufsbildungswerken die Mdglichkeit, friih-
zeitig in Unternehmen betriebliche Arbeitsab-
laufe kennen zu lernen.

Unterstiitzte Beschaftigung erhoéht
Beschaftigungschancen fir behinderte
Menschen

Menschen, fiir die behinderungsbedingt eine
Ausbildung nicht moglich ist, konnen durch
das Instrument der Unterstiitzten Beschafti-
gung gefoérdert werden, das mit dem Gesetz
zur Einfithrung Unterstiitzter Beschéftigung
vom Dezember 2008 geschaffen wurde. Nach
dem Grundsatz ,erst platzieren, dann qualifi-
zieren“ konnen sie auf einem betrieblichen
Qualifizierungsplatz so lange eingearbeitet
und unterstiitzt werden, bis ein Arbeitsvertrag
abgeschlossen wird. Zunédchst wird die indivi-
duelle betriebliche Qualifizierung fiir die Dau-
er von bis zu zwei Jahren direkt in Betrieben
des allgemeinen Arbeitsmarktes erbracht. Sie
kann unter Umstdnden um bis zu zwolf Mona-
te verldangert werden. Bei Bedarf schlief3t sich
eine Berufsbegleitung an. Mit dieser gezielten
Unterstiitzung, die individuell angeboten
wird und betrieblich ausgerichtet ist, sollen
mehr behinderte Menschen mit besonderem

n

Unterstiitzungsbedarf auf dem allgemeinen

Arbeitsmarkt beschaftigt werden. Modellver-
suche haben bereits gezeigt, dass diese Form

der Unterstiitzung sehr erfolgreich ist.

Betriebliche Integration auch fiir
Werkstattbeschaftigte steigern

Werkstétten fiir behinderte Menschen sind ein
wichtiger Baustein fiir die Teilhabe am Arbeits-
leben. Sie bieten denjenigen Beschaftigungs-
moglichkeiten, die wegen Art oder Schwere
ihrer Behinderung nicht oder noch nicht auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschéftigt
werden konnen. Mit dem Gesetz zur Einfiih-
rung Unterstiitzter Beschéftigung wurde klar-
gestellt, dass zum Angebot an Berufsbildungs-
und Arbeitsplatzen in Werkstdtten auch aus-
gelagerte Pldtze auf dem allgemeinen Arbeits-
markt gehoéren, und zwar sowohl als dauerhaft
ausgelagerte Pldtze als auch zum Zweck des
Ubergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt.
Uberginge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
soll auch das Projekt ,JobBudget® erleichtern,
mit dem eine betriebsorientierte, modulare
Qualifizierung unter Anwendung des Personli-
chen Budgets verbunden ist. Weitere Impulse
sind von der Bund-Lénder-Arbeitsgruppe zur
Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe zu
erwarten.

Bessere Leistungen fiir pflegebediirftige
Menschen und ihre Angehérigen

Mit der Reform der Pflegeversicherung sind
zum 1. Juli 2008 Leistungen fiir Pflegebediirfti-
ge und ihre Angehdorigen verbessert worden,
die gerade auch behinderten Menschen zu
Gute kommen und zum Teil gezielt auf behin-
derte Menschen ausgerichtet sind. Sie werden
schrittweise bis 2012 angehoben und danach
dynamisiert. AuBerdem wurde gesetzlich klar-
gestellt, dass zukiinftig auch geschlechtsspezi-
fische Unterschiede - stérker und so weit wie
moglich - von den Leistungserbringern zu be-
riicksichtigen sind.
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Die von der Koalition beschlossene Uberarbei-
tung des Pflegebedtirftigkeitsbegriffs hat in
der Sache u.a. auch die Schnittstelle zwischen
Pflege und Behinderung im Blick. Zu priifen
galtinsbesondere in diesem Zusammenhang,
ob hilfsbedtirftige Menschen mit demenz-
bedingten Beeintréchtigungen, geistiger Be-
hinderung oder psychischer Erkrankung ada-
quate Unterstiitzung durch Leistungen der
Pflegeversicherung erhielten. Das Bundesmi-
nisterium fiir Gesundheit hat zur Bearbeitung
dieser Frage im November 2006 einen Beirat
eingerichtet, der im Januar 2009 seine Emp-
fehlungen und am 25. Mai 2009 einen konkre-
ten Umsetzungsbericht vorgelegt hat. In der
Praambel seiner Empfehlungen bringt der
Beirat zum Ausdruck, dass sich die Gesell-
schaft auch daran messen lassen muss, wie sie
Menschen mit Pflegebedarf und/oder Behin-
derung begegnet und insbesondere deren
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft er-
moglicht. Mit der Ankniipfung an das Ausma8
der Selbstandigkeit bei der Beurteilung der
Pflegebedirftigkeit hat der Beirat diese Vor-
gabe aufgegriffen.

Rente fiir contergangeschiddigte
Menschen verdoppelt

Um die finanziellen Belastungen der Spéat- und
Folgeschéaden fiir contergangeschadigte Men-
schen zu mildern, wurden die Rentenzahlun-
gen, die die Betroffenen nach dem Contergan-
stiftungsgesetz erhalten, zum 1. Juli 2008
verdoppelt. Die Betroffenen erhalten jetzt zwi-
schen 242 und 1.090 Euro monatlich. Diese
Leistungen werden in voller Héhe aus dem
Bundeshaushalt gezahlt. Um die Lebenssitua-
tion der Betroffenen auf Dauer weiter zu ver-
bessern, werden noch einmal 100 Mio. Euro -
je zur Halfte von der Firma Griinenthal GmbH
und aus dem Stammvermaogen der Stiftung -
fur die Betroffenen bereitgestellt. Aus diesen
Mitteln werden zusatzliche jahrliche Sonder-
zahlungen an die contergangeschédigten
Menschen geleistet. Die entsprechende Ande-
rung im Conterganstiftungsgesetz sind zum
30.Juni 2009 in Kraft getreten.

Schwerpunkte und wichtigste Ergebnisse des Berichts

Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation verbessert

Mit der Gesundheitsreform wurden ab 1. April
2007 alle Leistungen zur medizinischen Reha-
bilitation fur die Versicherten der Krankenver-
sicherung als Pflichtleistungen ausgestaltet.
Damit tritt ein klarer Leistungsanspruch der
Versicherten an die Stelle der bisherigen
Ermessensleistung. Die medizinischen Vorsor-
ge-und RehabilitationsmaBnahmen fiir Miit-
ter und Vater (Mutter-Vater-Kind-MafBnah-
men) wurden ebenfalls in Pflichtleistungen
umgewandelt. Die Rehabilitation wird damit
nochmals deutlich gestarkt.

Seitdem 1. Januar 2009 kénnen zudem die
Tréger der Rentenversicherung medizinische
Leistungen zur Sicherung der Erwerbsféhig-
keit fiir Versicherte nicht nur stationdr, son-
dern auch ambulant erbringen.

Qualitat der beruflichen Rehabilitation
starken

Deutschland verfugt tiber ein beispielhaftes
Netz von Einrichtungen zur beruflichen Reha-
bilitation, die vor gro8en Herausforderungen
angesichts der verdanderten Arbeitswelt ste-
hen. Mit dem Projekt RehaFutur hat die Bun-
desregierung eine Initiative zur Zukunfts-
sicherung der beruflichen Rehabilitation
gestartet — und eine wissenschaftliche Fach-
gruppe beauftragt, Empfehlungen fiir ein zu-
kunftsfestes System zu entwickeln. Der Bericht
wird im Mai 2009 dem Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales ibergeben. Parallel ent -
wickeln Trager und Einrichtungen innovative
Vorhaben, die von neuen Preismodellen tiber
verbesserte Methoden zur Qualitdtssicherung
bis hin zu einem neuen Reha-Modell reichen.
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Eigenverantwortung behinderter
Menschen durch Persénliches Budget
erhéht

Seitdem 1. Januar 2008 haben behinderte
Menschen einen Rechtsanspruch auf ein Per-
sonliches Budget, das bisherige Dienst-und
Sachleistungen in Form von Geldleistungen
oder Gutscheinen zur Verfiigung stellt. Behin-
derte Menschen konnen sich damit die erfor-
derlichen Assistenzleistungen nach eigenen
Vorstellungen einkaufen. Personliche Budgets
konnen alle behinderten und von Behinde-
rung bedrohten Menschen fiir ihre bisherigen
Leistungen erhalten, unabhéngig von der Art
und der Schwere der Behinderung und unab-
héngig von der Art der bendétigten Leistungen.

Grundsétzlich wird die neue Leistungsform
von den Betroffenen positivaufgenommen.
Allerdings soll die Anzahl der bislang abge-
schlossenen Budgetvereinbarungen von rd.
10.000 Vertrdagen gesteigert werden. Deshalb
hat die Bundesregierung seit 2007 die Infor-
mations- und Offentlichkeitsarbeit zur Ver-
breitung des Personlichen Budgets sowie Be-
ratung und Schulungen deutlich verstarkt.

Friihforderung als Komplexleistung
flaichendeckend etablieren

Frithférderung richtet sich an behinderte und
von Behinderung bedrohte Kinder von der Ge-
burt bis zum individuellen Schuleintritt. Auch
das soziale Umfeld wird dabei mit eingebun-
den. Nach der Konzeption des Gesetzgebers ist
sie als sogenannte Komplexleistung interdis-
ziplindr ausgerichtet und verbindet sowohl
heilpddagogisch-psychologische als auch
medizinisch-therapeutische Ma3nahmen zu
einer Leistung ,aus einer Hand*®, die von inter-
disziplindren Friihforderstellen oder Sozial -
padiatrischen Zentren erbracht wird.

Die praktische Umsetzung der Frithférderung
als interdisziplindre Komplexleistung ist bis-
lang noch nicht flaichendeckend erfolgt. Dies
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liegtvor allem daran, dass die Verhandlungen
uiber die notwendigen dreiseitigen Vergii-
tungsvertrage zwischen den an der Frithforde-
rung beteiligten Leistungstrdgern (Sozial- und
Jugendhilfe sowie Krankenkassen) und den
Leistungserbringern oft schleppend verlau-
fen. Probleme bereiten dabei insbesondere die
Abgrenzung der Zustidndigkeiten der Leis-
tungstréger, die Festlegung der Leistungsin-
halte und die Hohe der Leistungsentgelte.

Die in Teilen bestehenden Abstimmungspro-
bleme gehen zu Lasten der behinderten und
von Behinderung bedrohten Kinder, die kein
auf ihre Bediirfnisse abgestimmtes Frithfor-
derangebot erhalten, wodurch ihnen weitere
Entwicklungsmaoglichkeiten vorenthalten
werden. In einem gemeinsamen Rundschrei-
ben an die Spitzenverbdnde der zustdndigen
Rehabilitationstrager vom 24. Juni 2009 ha-
ben das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales und das Bundesministerium fiir Ge-
sundheit klarstellende Hinweise fiir die Um-
setzung der Komplexleistung Friihférderung
gegeben. Damit ist die Voraussetzung dafiir
geschaffen, dass die zusténdigen Rehabilita-
tionstriager - Sozialhilfe- und 6ffentliche Ju-
gendhilfetrdger und Krankenkassen - besser
als bisher fir die Komplexleistung Frihférde-
rung zusammenarbeiten.

Arbeit und Kooperation der
Gemeinsamen Servicestellen verbessern

Um eine bessere Koordination der Leistungen
und eine engere Kooperation der Rehabilitati-
onstrager zu erzielen, wurden mit dem SGB IX
im Jahr 2001 die ,,Gemeinsamen Servicestellen®
eingefiihrt. Sie sollen als tragertiibergreifende
Auskunfts- und Beratungsstellen der Rehabili-
tationstrager mehr Biirgernidhe und einen
schnelleren Zugang zu den Leistungen zur Teil-
habe gewdhrleisten. Trotz der flachendecken-
den Einrichtung von bundesweit zur Zeit 529
Gemeinsamen Servicestellen sind Angebot und
Leistungen fiir die Kunden nicht in allen Regio-
nen zufriedenstellend. Ausstattung und Stel-
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lenwert Gemeinsamer Servicestellen der Reha-
bilitationstrager sind haufig noch ausbauféhig.
Zudem besteht offensichtlich ein Bedarf an
Qualifizierung der Beschéftigten in Servicestel-
len fiir die trdgeriibergreifende Beratung und
an einer besseren Kooperation aller Rehabilita-
tionstrager, um die Arbeit in vernetzten Teams
sicherzustellen. Hinzu kommt, dass das Ange-
bot der Servicestellen zum Teil in der Bevolke-
rung nach wie vor wenig bekannt ist.

Die Rehabilitationstrdger haben deshalb un-
ter Mitwirkung des Bundesministeriums fiir
Arbeit und Soziales zum 1. Januar 2008 eine
Rahmenvereinbarung ,,Gemeinsame Service-
stellen®“ abgeschlossen. Auf der Grundlage
dieser Vereinbarung wurden u. a. Schulungen
von Servicestellenmitarbeiterinnen und
-mitarbeitern durchgefiihrt und ein Hand-
buch zur Erleichterung der trageriibergreifen-
den Beratung erstellt. Gleichwohl ist das Ziel
einer nachhaltigen Verbesserung der Arbeit
der Gemeinsamen Servicestellen ohne das
Engagement aller Rehabilitationstrager
schwer zu erreichen. Die Bundesregierung
wird deshalb in Zukunft weitere Schritte
einfordern, um dieses Ziel zu erreichen.

Weiterentwicklung der
Eingliederungshilfe voran bringen

Ein wichtiges Instrument zur Teilhabe sind die
Leistungen der Eingliederungshilfe fiir behin-
derte Menschen. Fur tiber 520.000 Leistungs-
empfangerinnen und -empfanger werden
derzeit rund 12 Mrd. Euro fir Eingliederungs-
leistungen von den Landern und Kommunen
(Sozialhilfeleistungen) aufgebracht, die vom
Bund tiber Sozialversicherungsleistungen in
erheblicher Hohe vorfinanziert werden.

Eine aus Vertretern von Bund und Lédndern im
Jahre 2008 gebildete Arbeitsgruppe berét Vor-
schlédge zur Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe, die der Arbeits- und Sozialminister-
konferenz als Eckpunkte eines Reformgeset-
zesim Herbst 2009 vorgelegt werden. Die Vor-
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schldge werden zur Zeit mit den Verbanden
behinderter Menschen, den Leistungsanbie-
tern, den kommunalen Spitzenverbdnden
und den betroffenen Sozialleistungstragern
erortert.

Fortschritte bei der Barrierefreiheit

Teilhabe am Leben in unserer Gesellschaft er-
fordert auch weitere Fortschritte bei der Bar-
rierefreiheit. Menschen mit Behinderungen
mochten so mobil sein wie moglich und die
Dinge des taglichen Lebens ohne fremde Hilfe
nutzen kénnen. Kurz: Sie wollen genau so
leben wie nichtbehinderte Menschen auch.

Das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG)
aus dem Jahr 2002 hat die Grundlagen dafur
geschaffen, dass in Deutschland mehr Barrie-
refreiheit hergestellt wird. Es setzt sich zuneh-
mend die Erkenntnis durch, dass eine barrie-
refreie Umwelt allen Bevolkerungsgruppen
Vorteile verschafft. Bund, Linder und Kom-
munen unternehmen grof3e Anstrengungen
um den Offentlichen Raum fiir behinderte
Menschen barrierefrei zu gestalten. Das
Bewusstsein fiir diese Probleme ist in der
Bevolkerung und bei den Entscheidungs-
tradgern inzwischen gescharft.

Instrument der Zielvereinbarung starken

Das BGG sieht vor, dass die Wirtschaft gemein-
sam mit den Behindertenverbédnden - als Ex-
perten in eigener Sache - beraten soll, welche
Bereiche barrierefrei gestaltet werden sollen.
Verbédnde sollen dann mit Unternehmen Ziel-
vereinbarungen tiber Barrierefreiheit ab-
schlief3en.

Dieses Instrument der Zielvereinbarung wur-
de jedoch bisher nicht ausreichend genutzt.
Daher férdert die Bundesregierung ab 2009
ein Zentrum der Verbédnde, in dem das Wissen
und die Kompetenz zum Verhandeln und Ab-
schluss von Zielvereinbarungen gebiindelt
und gestarkt werden.



Schwerpunkte und wichtigste Ergebnisse des Berichts

Fortschritte im Verkehr und bei der
Mobilitat

Bei der Mobilitdt und im Verkehr wurden zur
Barrierefreiheit gute Fortschritte erzielt. Im-
mer mehr kommunale Nahverkehrsunterneh-
men setzen auf eine barrierefreie Infrastruk-
tur. Auch bei der Bahn spielt Barrierefreiheit
eine immer groBere Rolle. Fur die Deutsche
Bahn AG arbeitet eine Arbeitsgruppe aus Ver-
bédnden behinderter Menschen und Bahnver-
tretern an einem neuen Programm zur Barrie-
refreiheit von Bahnhéfen und Ziigen. Fiir den
Flugverkehr hat die Européische Gemein-
schaftim Juli 2008 neue Regelungen erlassen,
die den Zugang behinderter Menschen zu
einer Flugreise gewdhrleisten sollen. Auch im
Freizeit- und Tourismusbereich haben viele
Anbieter ihre Angebote fiir behinderte Men-
schen erweitert. Die Freizeit- und Tourismus-
wirtschaft hat das 6konomische Potenzial
von Menschen, die in ihrer Mobilitét einge-
schrankt sind, erkannt und will es durch
barrierefreie Infrastrukturen kiinftig besser
erschlieBen.

Barrierefreies Bauen hat Zukunft

Die Bundesregierung unterstiitzt die Zielset-
zung, bei BaumaBnahmen die Barrierefreiheit
moglichst umfassend und flachendeckend zu
verwirklichen. Nicht nur behinderte Men-
schen, sondern auch dltere Menschen profitie-
ren von barrierefreien Gebduden. Das BGG,
die Landesgleichstellungsgesetze sowie die
Bauordnungen der Lander und die aktuell
uberarbeitete einschldgige DIN-Vorschrift
bilden den Rahmen fiir barrierefreies Bauen.
Barrierefreiheit ist aber nicht nur beim Neu-
bau, sondern auch bei der Anpassung des
Wohnungsbestands wichtig. Hierfir leistet
der Bund bis 2019 zweckgebundene Aus-
gleichszahlungen in H6he von zur Zeit

518,2 Mio. im Jahr an die Lander.
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Barrierefreie Information und
Kommunikation machen weiter
Fortschritte

Der Zugang zu Medien, Kommunikation und
Information spielt heute fiir jeden Menschen
eine wichtige Rolle. Fiir behinderte Menschen
trifft dies oft noch starker zu, daher sind bar-
rierefreie Informations- und Kommunikati-
onstechnologien vordringlich. Bei der Nut-
zung des Internets wurden in den letzten
Jahren grofB3e Fortschritte erzielt. Mit der Bar-
rierefreien Informationstechnikverordnung
(BITV) aus dem Jahr 2002 sind die Internetsei-
ten des Bundes weitgehend barrierefrei ge-
staltet worden. Die BITV wird zur Zeit an neue
technische Entwicklungen angepasst und
tiberarbeitet. Dabei sollen auch die Belange
geistig behinderter Menschen und die Interes-
sen der horbehinderten Menschen bertick-
sichtigt werden.

Das Internet ist zu einem wichtigen Bestand-
teil fiir die Teilhabe behinderter Menschen in
vielen Bereichen des Alltagslebens geworden.
Die Bundesregierung will dieses Medium stér-
ker nutzen und foérdern. Im Rahmen einer
~eGovernment-Strategie® ist die weitere Ver-
besserung der selbstbestimmten Teilhabe-
moglichkeiten behinderter Menschen durch
Informations- und Kommunikationstechno-
logien geplant. Die ,,eGovernment-Strategie®
umfasstin den nédchsten vier Jahren rund

30 Projekte und MaBBnahmen in sechs Hand-
lungsfeldern. Die MaBnahmen sind gleichzei-
tig eingebettet in die Strategie ,,eGovernment
2.0 der Bundesregierung und die Initiative
»12010“ (e-inclusion) der Europdischen Union.
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Gleichbehandlung

3 | Gleichbehandlung

Niemand darf wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden. So steht es in Artikel 3
des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland. Gleichbehandlung und die Fér-
derung von Chancengleichheit als eine
Voraussetzung fiir Selbstbestimmung und
Teilhabe behinderter Menschen stehen des-
halb im Zentrum der Behindertenpolitik der
Bundesregierung.

Mit dem SGB IX aus dem Jahr 2001 und dem
BGG von 2002 sind bereits grundlegende ge-
setzliche Voraussetzungen zur Umsetzung des
Benachteiligungsverbots und fiir eine verbes-
serte Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen geschaffen worden.

Auch in diesem Berichtszeitraum hat die Bun-
desregierung unter anderem mit dem Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 2006
und der Ratifizierung des Ubereinkommens
der Vereinten Nationen tiber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (VN-Uberein-
kommen) 2009 ihr Ziel der Gleichbehandlung
aller Menschen weiter verfolgt.

3.1 Gleichbehandlung von Menschen mit
Behinderungen weltweit

3.1.1Ubereinkommen der Vereinten
Nationen tiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen

Quelle: Vereinte Nationen

Rund 650 Mio. Menschen auf der Welt

leben mit einer Behinderung. Nur in etwa 40
Staaten - zumeist Industrienationen - gibt es
Vorschriften, die die Rechte behinderter Men-
schen besonders schiitzen. Die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen hat des-
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halb 2001 beschlossen, Vorschldge fiir ein um-
fassendes internationales Ubereinkommen
zur Férderung und zum Schutz der Rechte von
Menschen mit Behinderungen zu entwickeln.
Am 13. Dezember 2006 - nach vierjahriger
Verhandlungszeit - hat die Generalversamm-
lung das ,,Ubereinkommen der Vereinten
Nationen tiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen® sowie das dazugehorige Zu-
satzprotokoll angenommen. Bis zum April
2009 haben 139 Staaten das Ubereinkommen
gezeichnet und sind damit auf dem Weg,

es verbindlich anzuerkennen. 51 Staaten
haben bereits das Ubereinkommen ratifiziert
(Stand: April 2009).

Deutschland hat das VN-Ubereinkommen
und das Zusatzprotokoll als einer der ersten
Staaten am 30. Mérz 2007 unterzeichnet und,
nachdem die gesetzlichen Voraussetzungen
mit dem Ratifizierungsgesetz am 1. Januar
2009 geschaffen wurden, am 24. Februar 2009
mit Hinterlegung der Ratifikationsurkunde in
New York ratifiziert.! Seit Ablauf der 30-Tage-
Frist am 26. Mirz 2009 sind VN-Ubereinkom-
men und Zusatzprotokoll fiir Deutschland ver-
bindlich.

Parlamentarischer Staatssekretar Franz Thénnes bei der Ubergabe der
Ratifikationsurkunde zum VN-Ubereinkommen an Peter Taksoe-Jensen in
New York (Quelle: Paul Weissleder, UN Treaty Section)
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Das VN-Ubereinkommen greift auf die Allge-
meine Erkldrung der Menschenrechte sowie
auf die wichtigsten Menschenrechtsvertrédge
der Vereinten Nationen zuriick und formu-
liert zentrale Bestimmungen dieser Doku-
mente fiir die Lebenssituation von Menschen
mit Behinderungen. Somit schafft das Uber-
einkommen keine Sonderrechte, sondern
konkretisiert und spezifiziert die universellen
Menschenrechte aus der Perspektive der Men-
schen mit Behinderungen und vor dem Hin-
tergrund ihrer Lebenslagen, die im Menschen-
rechtsschutz Beachtung finden miissen.

Das VN-Ubereinkommen stellt damit einen
wichtigen Schritt zur Starkung der Rechte be-
hinderter Menschen weltweit dar. Es wiirdigt
Behinderung als Teil der Vielfalt menschli-
chen Lebens und iiberwindet damit das noch
invielen Landern vorhandene, nicht mehr
zeitgemadBe Prinzip der Fiirsorge.

Das VN-Ubereinkommen regelt
insbesondere folgende Bereiche:

m RechtaufZugang zu Bildung

m RechtaufZugang zur Arbeitswelt

m Rechtauf Teilhabe am kulturellen Leben

m Rechtaufeigenen und ererbten Besitz

m Verbotder Diskriminierung in der Ehe

m RechtaufKinder in Verbindung mit dem
Verbot einer Sterilisation aufgrund einer

Behinderung

m Verbotvon Experimenten an Menschen mit
Behinderungen

m Verbotder Folter

m Rechtauf eine zugingliche (barrierefreie)
Umwelt

Gleichbehandlung

Das VN-Ubereinkommen raumt allerdings
ein, dass ein gewisser Zeitraum und erheb -
liche finanzielle Ressourcen notwendig sind,
um diese wirtschaftlichen, kulturellen und
sozialen Rechte zu gewédhrleisten. Die Ver-
tragsstaaten sind deshalb nicht sofort nach
Ratifikation zur Gewahrleistung dieser Rechte
verpflichtet. Sie sollen vielmehr schrittweise
und unter Ausschépfung ihrer verfiigbaren
Mittel diese Rechte verwirklichen.

Zur Durchfithrung und Uberwachung des
VN-Ubereinkommens wird bei den Vereinten
Nationen ein ,Ausschuss fir die Rechte von
Menschen mit Behinderungen® gebildet, der
sich aus Experten aus den einzelnen Vertrags-
staaten zusammensetzt. Bei der Benennung
von Kandidatinnen und Kandidaten sollen die
Organisationen behinderter Menschen aktiv
mit eingebunden werden. Die Vertragsstaaten
legen dem Ausschuss unter anderem regel-
maBig Staatenberichte iber den Stand der
Umsetzung des VN-Ubereinkommens vor, die
der Ausschuss priift und zu denen er Stellung
nehmen kann.

Das Zusatzprotokoll zu dem VN-Ubereinkom-
men, das Deutschland ebenfalls ratifiziert hat,
erweitert die Kompetenzen des Vertragsaus-
schusses um ein Individualbeschwerde- und
ein Untersuchungsverfahren:

m Nach Ausschopfung des innerstaatlichen
Rechtswegs konnen sich Einzelpersonen
oder Personengruppen bei dem Ausschuss
beschweren, die sich als Opfer einer Verlet-
zung eines im Ubereinkommen nieder-
gelegten Rechts durch einen Vertragsstaat
sehen. Der Ausschuss priift dann die einzel-
nen Beschwerden.

m Im Untersuchungsverfahren ist der Aus-
schuss befugt, die Vertragsstaaten auf
schwerwiegende oder systematische Ver-
letzungen der im Ubereinkommen nieder-
gelegten Rechte hinzuweisen. Er kann auch
von sich aus tatig werden und die Vertrags-
staaten zur Stellungnahme auffordern.
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Zur innerstaatlichen Férderung und Uber-
wachung des VN-Ubereinkommens hat die
Bundesregierung das Deutsche Institut fur
Menschenrechte (DIMR) als unabhéngige Stel-
le (Monitoring-Stelle) benannt. Das DIMR gibt
unter anderem Stellungnahmen ab, macht
Vorschlidge zur Durchfithrung des Uberein-
kommens und es berdt die Bundesregierung,
den Bundestag, die Ldnder oder andere staat-
liche und nichtstaatliche Organisationen zu
Fragen, die das Ubereinkommen betreffen.

Staatlicher Ansprechpartner und Kontaktstel-
le fiir die Durchfiihrung des VN-Ubereinkom-
mens ist das Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales, das auch den Kontakt zu den
zustandigen Landesministerien herstellt.

Die Beauftragte der Bundesregierung fiir die
Belange behinderter Menschen wird die Ko-
ordinierung mit den Verbdnden und Organi-
sationen behinderter Menschen und den in
den Lindern und Kommunen zustdndigen
Behindertenbeauftragten iilbernehmen.

Unabhéngige Monitoring Stelle
Deutsches Institut fiir Menschenrechte
ZimmerstraBe 26/27,10969 Berlin
Telefon: 030 259 359-450

Telefax: 030 259 359-59
www.institut-fuer-menschenrechte.de

Staatliche Anlaufstelle
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
Referat Val

~Gleichstellung behinderter Menschen,
Grundsatzfragen der Behindertenpolitik“
Wilhelmstra3e 49, 11017 Berlin

Telefon: 03018 527-0

Telefax: 03018 527-1830

www.bmas.de

Koordinierungsstelle

Beauftragte der Bundesregierung fir
die Belange behinderter Menschen
Karin Evers-Meyer, MdB

MauerstraB3e 53,11017 Berlin

Telefon: 030 18 527-2944

Telefax: 03018 527-1871
www.behindertenbeauftragte.de
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Deutschland hat sich auf der Grundlage seiner
innerstaatlichen Gesetzgebung von Anfang
an fir ein modernes Menschenrechtsiiberein-
kommen fiir Menschen mit Behinderungen
eingesetzt und gehorte zu den Schrittma-
chern des Projektes innerhalb der Europdi-
schen Gemeinschaft. Wahrend des gesamten
Verhandlungsprozesses waren Vertreterinnen
und Vertreter der Zivilgesellschaft eng ein-
gebunden. Eine Vertreterin des Deutschen
Behindertenrates wirkte als Mitglied der deut-
schen Regierungsdelegation bei den Verhand-
lungen mit den Vereinten Nationen aktiv zum
Thema ,Gleichbehandlung von Frauen mit
Behinderungen® mit.

Der Paradigmenwechsel, der in der Behinder-
tenpolitik in Deutschland insbesondere mit
dem SGB IX und dem BGG eingeleitet wurde,
findet mit dem VN-Ubereinkommen seine
Entsprechung auf internationaler Ebene. Die
Bundesregierung hat in Ubereinstimmung
mit der stdndigen Vertragskommission der
Lander festgestellt, dass die innerstaatliche
Rechtslage den Anforderungen des VN-Uber-
einkommens entspricht. Dennoch wird es in
Zukunft ein wichtiges Referenzdokument
sein, auf dessen Grundlage neue Entwicklun-
genin der Behindertenpolitik angesto3en und
beurteilt werden.

Die Bundesregierung hat bereits mit Vorarbei-
ten zur Umsetzung des VN-Ubereinkommens
begonnen. Dabei wird auch die Méglichkeit in
Betracht gezogen, einen Aktionsplan zu ent-
wickeln. Der Meinungsbildungsprozess inner-
halb der Bundesregierung istjedoch noch
nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung
wird relevante gesellschaftliche Akteure ein-
binden, um die verschiedenen Aspekte des
VN-Ubereinkommens zu beraten.
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1

alle inklusive! w

Die neue UN-Konvention

Unter dem Motto ,,Alle inklusive! Die neue
UN-Konvention“ hat die Beauftragte der Bun-
desregierung fiir die Belange behinderter
Menschen gemeinsam mit verschiedenen Ver-
badnden behinderter Menschen von Januar bis
Maérz 2009 acht eintédgige Fachkonferenzen zu
achtverschiedenen Themenfeldern des VN-
Ubereinkommens durchgefiihrt. Im Focus
standen

Bildung

(29.Januar 2009 in Berlin - Koopera -
tionspartner: Interessenvertretung
Selbstbestimmt Leben e.V.; Deutscher Blin-
den-und Sehbehindertenverband e.V.; AG
Gemeinsam Leben - Gemeinsam Lernen
und Gehorlosen-Bund e.V.)

Gesundheit

(12. Februar 2009 in Miinchen -
Kooperationspartner: Bundesverband
Selbsthilfe Kérperbehinderter e.V.; BAG
Selbsthilfe und Rheuma-Liga)

Gleichstellung/Antidiskriminierung

(20. Februar 2009 in Chemnitz - Koopera -
tionspartner: Allgemeiner Behindertenver-
band in Deutschland e.V. und Netzwerk
Artikel 3)

Freiheit, Schutz und Sicherheit

(25. Februar 2009 in Osnabrtick - Koopera -
tionspartner: Bundesverband Lebenshilfe
e.V.; Bundesverband Psychiatrie-
Erfahrener e.V. und Aktion Psychisch Kran-
ker)
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Rehabilitation und Erwerbsarbeit

(27. Februar 2009 in Ko6ln - Kooperations -
partner: Sozialverband Deutschland
Bundesverband und Landesverband
Nordrhein-Westfalen; BAG Selbsthilfe und
LAG Selbsthilfe Nordrhein-Westfalen)

Frauen

(9. Mérz 2009 in Frankfurt/Main - Koopera-
tionspartner: Weibernetz e.V.; Frauenhaus-
koordinierung e.V. sowie Bundesverband
Frauenberatungsstellen und Frauennot-
rufe)

Barrierefreiheit
(18. Mérz 2009 in Mainz - Kooperations -
partner: Sozialverband VdK e.V.) sowie

Selbstbestimmtes Leben und soziale
Sicherheit

(28. Mérz 2009 in Kiel - Kooperations -
partner: Bundesverband fiir Kérper- und
Mehrfachbehinderte e.V. und Bundesnetz-
werk Biirgerliches Engagement)

Karin Evers-Meyer (3.v.l.) mit Verbandsvertreterinnen auf der ,Alle
Inklusive!“-Veranstaltung in Frankfurt a.M. zum Thema ,,Frauenpolitik*
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Die Kampagne verfolgte drei Ziele:

m das Motto ,Nichts tiber uns ohne uns!*,
unter dem das VN-Ubereinkommen
verhandelt worden war, sollte durch die
Beteiligung der Organisationen behin-
derter Menschen weitergefiihrt werden;

m durch einen Vergleich der Situation in
Deutschland mit den Vorgaben des VN-
Ubereinkommens sollte der legislative und
sonstige Handlungsbedarf in der Bundes -
republik identifiziert werden;

m durch begleitende Presse- und Offentlich-
keitsarbeit sollten die Inhalte des VN-Uber -
einkommens bekannt gemacht werden.

Die Ergebnisse der Konferenzen sind in einer
Broschire ver6ffentlicht. Berichte tiber die
Veranstaltungen und weitere Informationen
sind zudem unter www.behindertenbeauf-
tragte.de/alle-inklusive zu finden.

3.1.2 Sozialentwicklungskommission

Das VN-Ubereinkommen tritt als dritte Siule
neben die zwei wichtigsten Instrumente zur
Forderung der Teilhabe behinderter Menschen
auf der Ebene der Vereinten Nationen - das
~Weltaktionsprogramm fir Menschen mit Be-
hinderungen*® (1982) und die ,Rahmenbestim-
mungen fiir die Herstellung der Chancengleich-
heit von Menschen mit Behinderungen® (1993).
Wéhrend das Weltaktionsprogramm und die
Rahmenbestimmungen empfehlenden Cha-
rakter haben, wird das Ubereinkommen fiir
alle Staaten, die es ratifizieren, verbindlich.

Die 46. Sitzung der Sozialentwicklungskom-
mission der Vereinten Nationen vom 6. bis

15. Februar 2008 beschéftigte sich mit dem
Thema Menschen mit Behinderungen und
thematisierte unter anderem das kiinftige Zu-
sammenspiel der drei internationalen Saulen
der Behindertenpolitik sowie das Verhéltnis
zwischen Menschenrechtsschutz und Sozial-
entwicklung.
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3.2 Gleichbehandlung behinderter
Menschen in Deutschland

Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG)? wird die Gleichstellung behinder-
ter Menschen in Deutschland gestérkt. Das
Gesetz, mit dem vier européische Richtlinien3
in deutsches Recht umgesetzt wurden, ist am
18. August 2006 in Kraft getreten. Es schiitzt
und stérkt nicht nur die Rechte behinderter
Menschen, sondern auch der Menschen, die
wegen ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft,
ihrer Religion oder Weltanschauung, wegen
ihres Geschlechts oder ihrer sexuellen Orien-
tierung oder wegen ihres Alters diskriminiert
werden. Das AGG stérkt die Rechte dieser
Menschen in der Arbeitswelt. Dariiber hinaus
schiitzt es sie vor Benachteiligungen im All-
tagsleben.

Benachteiligung:

Eine Benachteiligung nach dem AGG
liegt vor, wenn eine Person eine weniger
gunstige Behandlung erfahrt als eine
andere Person in einer vergleichbaren
Lage erféhrt, erfahren hat oder erfahren
wirde (unmittelbare Diskriminierung).
Auch mittelbare Diskriminierungen,
d.h. dem Anschein nach neutrale Vor -
schriften, MaBnahmen, Kriterien oder
Verfahren, die bestimmte Personen oder
Gruppen aufgrund eines der Diskrimi-
nierungsmerkmale ohne sachlichen
Grund benachteiligen, fallen unter den
Benachteiligungsbegriff. Gleiches gilt
fir die Anweisung zur Diskriminierung,
eine Beldstigung oder eine sexuelle Be-
lastigung.

Beispiel fiir:

Unmittelbare Diskriminierung

In einer Stellenanzeige werden
Menschen mit Behinderungen ohne
sachlichen Grund explizit aus dem
Bewerberkreis ausgeschlossen.
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Mittelbare Diskriminierung

Ein Unternehmen organisiert Weiter-
bildungsmafnahmen ohne sachlichen
Grund ausschlielich in einem nicht-
barrierefreien Gebdude. Kérperbehin-
derte Mitarbeiter sind von den Ange-
boten zwar nicht ausgenommen; eine
Teilnahme ist ihnen jedoch wegen des
Ortes der MaBnahme gar nicht oder nur
unter sehr erschwerten Bedingungen
moglich.

Belastigung

In Anwesenheit eines Mitarbeiters mit
einer Behinderung werden wiederholt
abwertende Bemerkungen tiber Men-
schen mit Behinderungen gemacht.

Sexuelle Beldstigung

Hierzu zédhlen u. a. Aufforderungen,
Bemerkungen sowie bspw. das Zeigen
von pornografischen Darstellungen.

Anweisung der Benachteiligung

Eine Kellnerin wird angewiesen, Men-
schen mit offensichtlichen Behinderun-
gen nicht in das Lokal zu lassen.

Abgewandelt ibernommen aus
http://www.berlin.de/Ib/ads/agg/faq/, ADS des Landes Berlin

3.2.1Gleichbehandlung in der Arbeitswelt

In der Arbeitswelt werden schwerbehinderte
Beschiftigte bereits weitgehend durch die Re-
gelungen im SGB IX geschiitzt. Das AGG weitet
diesen Schutz auf alle behinderten Menschen
aus. Behinderte Menschen diirfen weder bei
der Bewerberauswahl noch bei der Berufsaus-
ubung, bei der Weiterbildung oder bei Beftr-
derungen wegen ihrer Behinderung benach-
teiligt werden.

Geschieht dies dennoch, haben Beschéftige/
Bewerber und Bewerberinnen Anspruch auf
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Schadensersatz. Ein Anspruch auf eine Einstel-
lung oder auf beruflichen Aufstieg besteht
nach dem AGG jedoch nicht. Bei groben Ver-
stoBen des Arbeitgebers oder der Arbeitgebe-
rin gegen das Benachteiligungsverbot von Be-
schaftigten konnen der Betriebsrat oder eine
im Betrieb vertretene Gewerkschaft gegen
den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin auf
Beseitigung der Benachteiligung klagen. Die
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen sind ihrer-
seits verpflichtet, das AGG und seine Bestim-
mungen in allgemeiner Form bekannt zu ge-
ben, Diskriminierungen vorzubeugen und
aktiv und effektiv gegen Benachteiligungen
vorzugehen.

Neben der Rechtssicherheit entsteht jedoch
auch ein betriebswirtschaftlicher Nutzen. Ein
diskriminierungsfreies Arbeitsklima bietet
Unternehmen, Beschéftigten und Kundinnen
und Kunden Vorteile. Es kann die Arbeitspro-
duktivitdt und -qualitét aller Beschéftigten er-
hohen und zur Zufriedenheit der Kunden und
Kundinnen beitragen. Diese Erkenntnisse be-
statigt auch die von der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes in Auftrag gegebene Sinus-
Milieustudie , Diskriminierung im Alltag®, die
im Frihjahr 2009 veroffentlicht wurde. 68 %
der Menschen sehen demnach Gleichbehand-
lung in der Wirtschaft als einen Wettbewerbs-
vorteil im globalisierten Umfeld. Die Befrag-
ten lehnen Diskriminierung grundsétzlich ab,
weil sie unserem kulturellen Wertesystem
widerspricht, das auf Gerechtigkeit, Teilhabe
und Solidaritit beruht.

Leitfaden fiir Arbeitgeber

Ein Leitfaden fir Arbeitgeber und
Arbeitgeberinnen mit Antworten zu den
wichtigsten Fragen zum AGG ist auf der
Webseite der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes abrufbar unter

http://[www.antidiskriminierungsstelle.
de/bimfsfj/generator/ADS/tipps-fuer-
unternehmen.html
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Rechtsprechungsiibersicht

Eine Ubersicht mit einer Auswahl an
bundesdeutscher Rechtsprechung
(nicht nur) zum Diskriminierungsmerk-
mal der Behinderung bietet die Antidis-
kriminierungsstelle des Landes Berlin
auf ihrer Webseite unter

http://www.berlin.de/lb/ads/agg/
urteile/index.html

3.2.2 Gleichbehandlung im Alltag

Mit dem AGG werden behinderte Menschen
auch vor Benachteiligungen im Alltag ge-
schiitzt. Dies betrifft insbesondere den Ab-
schluss von Geschéften des tdglichen Lebens
(sog. Massengeschéfte). Betroffen sind stan-
dardisierte Vertrdge mit dem Einzelhandel, in
der Gastronomie und im Transportwesen, wie
etwa Fahrten mit den 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln, Einkdufe, Besuche in Restaurants, Dis-
kotheken, Museen, Theater und auch Inter-
net-Geschéfte. Zu beachten ist, dass nach dem
Gesetz die Vermietung von Wohnraum dann
kein Massengeschéftist, wenn der Vermieter
oder die Vermieterin insgesamt nicht mehr als
50 Wohnungen vermietet.

Um behinderte Menschen wirksam vor Be-
nachteiligungen beim Abschluss von privaten
Versicherungsvertragen zu schiitzen, hat der
Gesetzgeber eine spezielle Regelung im AGG
getroffen. Danach ist eine Benachteiligung
wegen einer Behinderung bei Versicherungs-
vertrdgen grundsatzlich verboten. Private Ver-
sicherer miissen eine vorgenominene unter-
schiedliche Behandlung von behinderten
Menschen gegentiiber nichtbehinderten bei
Pramien, Leistungen und sonstigen Vertrags-
bedingungen im Zweifel rechtfertigen und im
Streitfall die Rechtfertigung der Benachteili-
gung nachweisen. Versicherungsgesellschaf-
ten mussen ihren Vertragsbedingungen eine
dem Risiko angemessene Kalkulation nach an-

23

erkannten Prinzipien der Versicherungsma-
thematik zugrunde gelegt haben. Dazu ge-
hort auch, dass sie sich in ihren Kalkulationen
auf statistische Erhebungen stiitzen. Diese Re-
gelungen schiitzen behinderte Menschen vor
willkiirlichen Ablehnungen oder tiberh6hten
Risikozuschldgen und beriicksichtigen zu-
gleich das Interesse der Versicherer und der
Versichertengemeinschaft an einer Differen-
zierung aufgrund einer personenbezogenen
Risikoprifung.

Wenn behinderte Menschen im Alltag oder
beim Abschluss von privaten Versicherungen
dennoch benachteiligt werden, haben sie
nach dem AGG einen Anspruch auf die Beseiti-
gung der aktuellen Benachteiligung und/oder
Unterlassung kiinftiger Benachteiligungen.
Daneben kdénnen Anspriiche auf Schadenser-
satz bestehen.

Das AGG lasst aber auch eine unterschiedliche
Behandlung von behinderten und nichtbehin-
derten Menschen zu, namlich dann, wenn
hierzu ein sachlicher Grund vorhanden ist,
zum Beispiel zur Vermeidung von Gefahren.

3.2.3 Antidiskriminierungsstelle
und -verbdnde

Auf der Grundlage des AGG wurde die Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes (ADS) beim
Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSF]) mit Sitz in Berlin
eingerichtet. Die ADS nimmt ihre Aufgaben
unabhédngig und weisungsfrei wahr. Gesetz-
liche Aufgaben der Stelle sind Beratung, For-
schung und Offentlichkeitsarbeit. Als Bera-
tungsstelle ist die ADS eine Anlaufstelle fiir
alle Menschen, die der Ansicht sind, aus rassis-
tischen Griinden oder wegen der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Identitdt diskriminiert
worden zu sein.
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Die Inanspruchnahme der ADS ist kostenlos
und weder an bestimmte formale Vorausset-
zungen noch an Fristen gebunden. Die ADS
steht jedoch nicht nur den Betroffenen zur Sei-
te, sondern berdt auch Unternehmen sowie In-
teressenvertretungen tiber deren Rechte und
Pflichten nach dem AGG. Bei ihrer Beratungs-
arbeit verfolgt die ADS einen horizontalen
Ansatz. Das bedeutet, dass alle vom AGG ge-
schiitzten Merkmale als gleichwertig angese-
hen werden. Eine Hierarchie der Diskriminie-
rungsmerkmale wird so verhindert.

Dartiber hinaus verpflichtet das AGG die ADS,
gemeinsam mit den in ihrem Zusténdigkeits-
bereich betroffenen Beauftragten von Bundes-
tag und Bundesregierung dem Bundestag alle
vier Jahre Berichte und Empfehlungen vorzu-
legen. Die Berichte sollen Auskunft iiber die
Situation der von Benachteiligung Betroffe-
nen geben, etwa tiber deren soziales Umfeld,
wer sie benachteiligt hat, wie haufig welche
Benachteiligungen in welchen Lebensberei-
chen vorkommen. Die Empfehlungen sollen
Hinweise zur Beseitigung und Vermeidung
von Benachteiligungen geben. Ein erster
Bericht der ADS wird noch in dieser Legislatur-
periode vorgelegt.

Informationen zum AGG, die fiir Men-
schen mit Behinderungen von Interesse
sind, gibt es (auch in leichter Sprache) in
einer Broschiire der Bundesbeauftrag-
ten der Bundesregierung fiir die Belan-
ge behinderter Menschen (www.behin-
dertenbeauftragte.de).

Von Seiten der Verbdnde und von Betroffenen
wird moniert, dass in der Praxis den Bestim-
mungen des AGG nicht immer Beachtung ge-
schenkt wird. Insbesondere im Tourismus-
und Versicherungsbereich berichten Betroffe-
ne nach wie vor von Diskriminierungen durch
private Anbieter, die nach dem AGG nicht zu-
lassig sind. Die Durchsetzung des Benachteili-
gungsverbots erweise sich in der Praxis als
sehr mithsam und schwierig.
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Erfahrungsgemas braucht es Zeit, bis die Be-
stimmungen eines neuen Gesetzes und die da-
mit verbundenen Rechte allgemein bekannt
sind und wirken. Die Tagungen und Seminare
der ADS sind ein wichtiger Bestandteil der
hierfir notwendigen Offentlichkeitsarbeit.
Gleichwohl ist es nicht Aufgabe der ADS allein,
fir eine Bewusstseinsbildung auf diesem Ge-
biet zu sorgen. Die Zivilgesellschaft insgesamt
istaufgefordert, diesen Prozess zu unterstiit-
zen und durch eigene MaBBnahmen - auch in
Kooperation mit der ADS - zu férdern. Dieim
AGG vorgesehenen Antidiskriminierungsver-
bédnde spielen hierbei eine wichtige Rolle.

Antidiskriminierungsverbdnde sind
zum Beispiel Vereine, die sich unter an-
derem um die besonderen Interessen
von Migrantinnen und Migranten kiim-
mern, sich fiir die Gleichbehandlung der
Geschlechter oder fur die Interessen der
Menschen mit Behinderungen einsetzen.

Antidiskriminierungsverbdnde sind unter
bestimmten Voraussetzungen befugt, als
Rechtsbeistand die Interessen benachteiligter
Menschen vor den Gerichten zu vertreten.
AuBerdem besteht fiir die Verbé&nde die M6g-
lichkeit, die Interessen von benachteiligten
Menschen auch im Beirat der ADS zu vertre-
ten. Das Gremium besteht aus Vertreterinnen
und Vertretern gesellschaftlicher Gruppen
und Organisationen, sowie Expertinnen und
Experten in Benachteiligungsfragen.

Die Verbdnde miissen aber auch in der Lage
sein, die Rechte der Biirgerinnen und Biirger
wirksam vertreten zu konnen. Die ADS leistet
durch Informationsveranstaltungen fiir Ver-
bénde hierzu einen wichtigen Beitrag.

AuBBerdem férdert das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales seit 1. Januar 2009 ein auf
drei Jahre angelegtes Projekt des Deutschen
Instituts fiir Menschenrechte. Mit kostenlosen
Beratungs- und Schulungsangeboten soll die
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Handlungskompetenz von Verbéanden gestéirkt
werden, sich gezielt fir Diskriminierungsschutz
und fiir Menschenrechte einzusetzen. Das Pro-
jektverfolgt dabei einen horizontalen Ansatz.
Bei den QualifizierungsmaBnahmen geht es
insbesondere um die Rechte von Verbdnden in
Verfahren nach dem AGG, dem SGB IXund
dem BGG sowie um Beteiligungsmaoglichkei-
ten an internationalen Beschwerdeverfahren.

Das Institut der Deutschen Wirtschaft hatim
Dezember 2008 dariiber informiert®, dass die
von den Unternehmen befiirchtete Klagewel-
le vor den Arbeitsgerichten aufgrund des AGG
ausgeblieben ist. Im August 2008 waren erst
251 Entscheidungen zum AGG bei den Arbeits-
gerichten registriert, dies ist gemessen an den
jahrlich insgesamt 615.000 arbeitsgerichtli-
chen Klagen (2006) eine sehr geringe Anzahl.

3.2.4 Anderung des Betreuungsrechts

Wenn Erwachsene wegen einer psychischen
Krankheit oder einer korperlichen, geistigen
oder seelischen Behinderung ihre Angelegen-
heiten ganz oder teilweise nicht besorgen
konnen, wird fiir sie ein Betreuer bestellt. Das
Betreuungsrecht dient dazu, den betroffenen
Personen den notwendigen Schutz und die
erforderliche Fiirsorge zu gewéahren, ihnen
zugleich aber auch ein grotmaogliches MalB3
an Selbstbestimmung zu erhalten. Das per-
sonliche Wohlergehen des hilfsbedirftigen
Menschen steht im Vordergrund. Hier hat
dasam1.Juli 2005 in Kraft getretene Zweite
Betreuungsrechtsanderungsgesetz (BGBI
20051S5.1073) einige Anderungen und Klar-
stellungen im Interesse der Betroffenen
gebracht. So ist jetzt im Gesetz ausdriicklich
festgelegt, dass gegen den freien Willen des
Betroffenen ein Betreuer nicht bestellt werden
darf (§ 1896 Absatz 1a BGB).

AuBerdem stdrkt das neue Recht die Vorsorge-
vollmacht, indem insbesondere die Bera-
tungskompetenz der Betreuungsvereine und
Betreuungsbehorden erweitert und eine Be-
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glaubigungsmoglichkeit durch die Betreu-
ungsbehoérden eingefiihrt wird. Mit der Vor-
sorgevollmacht konnen Dritte bevollméachtigt
werden, rechtsverbindlich Angelegenheiten
des Vollmachtgebers zu besorgen, falls dieser
zu einem spateren Zeitpunkt zur Besorgung
eigener Angelegenheiten selbst nicht mehrin
der Lage sein sollte. Vorsorgevollmachten star-
ken die Autonomie der Biirgerinnen und Biir-
ger. Sie treffen aus eigenem Antrieb selbstbe-
stimmt Regelungen fiir den Vorsorgefall und
vermeiden so eine nicht gewollte Fremdbe-
stimmung.

Immer mehr Biirgerinnen und Biirger ma-
chen von der Moéglichkeit der Vorsorgevoll-
macht Gebrauch: am Jahresende 2008 waren
beim Zentralen Vorsorgeregister der Bundes-
notarkammer circa 824.000 Vorsorgevoll-
machten registriert. Einer Hochrechnung
zufolge gibt es etwa 2,2 Mio. erteilte Vorsorge-
vollmachten.

Eine weitere wesentliche Anderung betrifft
die Vergiitung und den Aufwendungsersatz
fir Berufsbetreuer, die im Betreuungsrecht
pauschaliert wurden. Damit konnte das Ab-
rechnungsverfahren wesentlich vereinfacht
und das Betreuungswesen entbtirokratisiert
werden. Die Ergebnisse einer von der Bundes-
regierung in Auftrag gegebenen Untersu-
chung zur Umsetzung des Zweiten Betreu-
ungsrechtsénderungsgesetzes werden in
Kirze veroffentlicht werden.

Die Gesetzesdnderungen sind in der
vom Bundesministerium der Justiz her -
ausgegebenen Broschiire ,,Betreuungs-
recht” enthalten. Hierin findet sich auch
ein umfangreicher Anhang mit Erlaute-
rungen zur Vorsorgevollmacht und zur
Betreuungsverfiigung sowie den dazu-
gehorigen Musterformularen zum Her-
austrennen.

Die Broschiire ist online abrufbar unter
www.bmj.de/enid/Ratgeber/Betreu-
ungsrecht_kh.html.
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3.3 Gleichbehandlung in Europa

Die Europdische Union (EU) wie auch der Eu-
roparat haben Aktionsplane zur Verbesserung
der Chancengleichheit aufgelegt. Die Recht-
setzung der EU ist ein Motor in der Forderung
einer barrierefreien Umwelt® und der gleich-
berechtigten und selbstbestimmten Teilhabe
von behinderten Menschen.

3.3.1Europadische Union

3.3.1.1 Aktionsplan der Europdischen
Kommaission 2003 bis 2010

~
2003

2010

Quelle: Européische Union

2003 hat die EU-Kommission den Europai-
schen Aktionsplan ,Chancengleichheit fiir
Menschen mit Behinderungen“’ vorgelegt.
Der Plan ist als nachhaltiges Konzept fir die
Integration von Menschen mit Behinderun-
genin der EU angelegt und bietet der Kom-
mission einen Leitfaden in diesem Politikfeld.
Schwerpunkt der ersten Phase des Aktions-
plans 2004 bis 2005 war Voraussetzungen zu
schaffen, die die Beschaftigung von Menschen
mit Behinderungen férdern und ihre Hand-
lungskompetenz stérken sollten.

In der zweiten Phase 2006 bis 2007 stand die
Forderung der eigenstiandigen Lebensfiih-
rung im Mittelpunkt. Hierfiir wurden vier
Bereiche festgelegt: Férderung der Erwerbs-
tatigkeit, hochwertige Unterstiitzungs- und
Betreuungsleistungen, Barrierefreiheit her-
kémmlicher Produkte und Dienstleistungen
sowie Starkung der Analysekapazitaten der
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EU. Das Europaische Jahr der Chancengleich-
heit 2007 war ebenfalls Bestandteil der Strate-

gie.

Prioritédten fiir die dritte Phase 2008 bis 2009
sind die

m Forderung der Zuganglichkeit des Arbeits-
marktes,

m Forderung der Barrierefreiheit von Produk-
ten, Dienstleistungen und Infrastrukturen,

m Konsolidierung der Analysekapazitét der
Kommission zur Unterstiitzung der Barrie-
refreiheit,

m Erleichterung der Umsetzung des Uberein-
kommens der Vereinten Nationen tiber die
Rechte von Menschen mit Behinderung so-
wie

m Vervollstdndigung des Rechtsrahmens
der Gemeinschaft zur Bekdmpfung von Dis-
kriminierungen.

3.3.1.2 Die deutsche Ratsprdsidentschaft im
ersten Halbjahr 2007

=(/2007 DE

Die Unterzeichnung des Ubereinkommens
der Vereinten Nationen iiber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (VN-Uberein-
kommen) durch Deutschland wahrend seiner
EU-Ratsprésidentschaftim ersten Halbjahr
2007 war fir die anderen Mitgliedstaaten der
EU ein wichtiges behindertenpolitisches
Signal. Deutschland trug viel dazu bei, dass
bereits am 30. Mé&rz 2007 der Grofteil der EU-
Mitgliedstaaten das VN-Ubereinkommen
unterzeichnete. Auch die Européische Ge-
meinschaft hat das VN-Ubereinkommen un-
terschrieben und zeichnete damit zum ersten
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Mal einen menschenrechtlichen Vertrag. Die
Zeichnung wirkt fur die Europdische Gemein-
schaftim Rahmen ihrer Zustandigkeit und fur
die Organe der Europdischen Gemeinschaft
(Europdisches Parlament, Kommission, Euro-
péischer Gerichtshof und Rechnungshof). Die
Ratifikation des VN-Ubereinkommens durch
die Europdische Gemeinschaft wird vorberei-
tet, im Juni 2009 wird die tschechische Rats-
prasidentschaft hierzu einen Bericht vorlegen.

Am11.und 12. Juni 2007 hat das Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Soziales in Berlin eine inter-
national hochrangig besetzte Européische Kon-
ferenz zur Integration behinderter Menschen
unter dem Motto ,,Bildung, Beschéftigung, Bar-
rierefreiheit - Menschen mit Behinderungen
stark machen® veranstaltet. Mehr als 300 Ver-
treterinnen und Vertreter aus Politik, Verwal-
tung und Wissenschaft sowie der Sozialpartner
und der Zivilgesellschaft nahmen teil. Die Kon-
ferenz war ein Beitrag zum ,,Europédischen Jahr
der Chancengleichheit fiir alle* und hatte zum
Ziel, das VN-Ubereinkommen auf européischer
Ebene voranzubringen und die Offentlichkeit
dafiir zu sensibilisieren.
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Die drei Themen der Konferenz wurden in-
haltlich mit dem VN-Ubereinkommen ver-
kniipft. Zudem fand wéhrend der Konferenz
erstmalig ein ministerielles Treffen statt, bei
dem ssich die Vertreterinnen und Vertreter der
Regierungen, der Europdischen Kommission
und der Zivilgesellschaft zur weiteren Ent-
wicklung des Ubereinkommens auf europii-
scher und nationaler Ebene austauschten. Die
Regierungsdelegationen bestétigten die
grundlegende Bedeutung des VN-Uberein-
kommens fiir den besseren Schutz der Men-
schenrechte von behinderten Menschen und
waren sich einig, die schnelle Ratifikation an-
zustreben. Weiterhin wurde Einigkeit dariiber
erzielt, bei der Umsetzung des Ubereinkom-
mens auf européischer Ebene eng zusammen
zu arbeiten. Die Initiative der deutschen EU-
Ratsprasidentschaft, hochrangige Regie-
rungsdelegationen fiir den Austausch tiber
behindertenpolitische Themen zusammen zu
bringen, setzte einen nachhaltigen Impuls auf
europdischer Ebene, der sich bei Konferenzen
nachfolgender Prasidentschaften fortsetzen
wird.

Gruppenfoto zur Konferenz mit dem damaligen Bundesarbeitsminister Franz Miintefering im Kreis seiner EU-Kolleginnen und Kollegen gemeinsam mit
EU-Kommissar Vladimir Spidla am 11. Juni 2007 in Berlin (Quelle: BMAS-Webseite — Check)
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3.3.1.3 Europdisches Jahr der
Chancengleichheit fiir alle

Die Konferenz am 11. und 12. Juni 2007 war zu-
gleich ein Beitrag zum ,, Européischen Jahr der
Chancengleichheit fiir alle“. Ziel dieses Jahres
war, die Biirgerinnen und Biirger der Europai-
schen Union fiir das Recht auf Gleichbehand-
lung und fiir Verhaltens- und Einstellungsver-
dnderungen gegenuber Minderheiten und
ausgegrenzten Personengruppen zu sensibili-
sieren.

Die Schwerpunkte des Europaischen Jahres
waren:

m ,Rechte”-Sensibilisierung fur das
Recht auf Gleichbehandlung und Nicht-
diskriminierung,

m ,Gesellschaftliche Prasenz® - Anregung
einer Debatte tiber Mdglichkeiten, die Teil-
habe bisher benachteiligter Gruppen an
der Gesellschaft zu starken,

m ,Anerkennung”- Vielfalt wiirdigen und
berticksichtigen,

m ,Respektund Toleranz® - den gesellschaft -
lichen Zusammenhalt férdern.

Das Jahr der Chancengleichheit richtete sich
nicht nur an behinderte Menschen, sondern
auch an Menschen mit Migrationshinter-
grund sowie an Menschen, die aufgrund ihres
Geschlechts, ihrer sexuellen Ausrichtung, ih-
res Alters, ihrer Religion oder Weltanschau-
ung benachteiligt werden.

Gleichbehandlung

Den Auftakt des Europédischen Jahres bildete
eine europaweite Konferenz rund um die The-
men Diskriminierung und Chancengleichheit,
die von der deutschen EU-Ratsprasidentschaft
zusammen mit der Europdischen Kommission
am 30. und 31. Januar 2007 in Berlin durchge-
fiihrt wurde. Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer bekréftigten ihr Engagement fiir volle
Chancengleichheit und die Herstellung von
Gleichheit als notwendige Voraussetzung fiir
Wachstum und Wohlstand fiir Europa und
seine Birgerinnen und Burger. Es wurden un-
ter anderem Fragen zur Einbindung und
Durchsetzung von Chancengleichheit in allen
Politikbereichen erortert.

Angesichts zahlreicher Konferenzen zum The-
ma Chancengleichheit behinderter Menschen
istinsbesondere auf die vom Bundesministeri-
um fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend
geforderte ,Europdische Konferenz zum Auf-
bau eines europdischen Netzwerks behinder-
ter Frauen® hinzuweisen. Sie wurde von der
politischen Interessenvertretung behinderter
Frauen ,Weibernetz e. V.“ vom 2. bis 5. Mai
2007 in Berlin ausgerichtet.

3.3.1.4 Wirtschaftlicher und sozialer
Zusammenhalt - EU-Kohdsionspolitik

Die Europédische Kohésions- und Strukturpoli-
tik ist einer der zentralen Politikbereiche der
Europédischen Union und nimmt etwa ein Drit-
tel der EU-Haushaltsmittel (2009 ca. 44 Mrd.
Euro) in Anspruch. Sie soll der Festigung des
wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halts (,,der Kohdsion®) in der Gemeinschaft
dienen und dabei insbesondere Wachstum
und Beschéftigung in den unterentwickelten
Regionen fordern. In der EU-Strukturpolitik ist
seit Beginn der aktuellen Forderperiode 2007
bis 2013 erstmals ein Diskriminierungsverbot
fir bestimmte gesellschaftliche Gruppen, un-
ter anderem behinderte Menschen, sowie das
Prinzip der Barrierefreiheit verankert.
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Um die Bedeutung des Diskriminierungsver-
bots zu unterstreichen, hat die Bundesregie-
rung einen entsprechenden Passus in den
Nationalen Strategischen Rahmenplan (NSRP)
2007 bis 2013 aufgenommen. Im NSRP hat

die Bundesregierung mit Unterstiitzung der
Lander sowie der Wirtschafts-, Sozial- und
sonstigen Partner die nationale Forderstrate-
gie fir die EU-Strukturpolitik in Deutschland
beschrieben. Bei der Férderung aus den Struk-
turfonds sollen alle erforderlichen MafB3nah-
men ergriffen werden, um Diskriminierung
aufgrund einer Behinderung auszuschlieBen.
Dafiir haben in erster Linie die Bundesldnder
zu sorgen, zu deren Aufgaben die Umsetzung
der EU-Strukturpolitik in Deutschland iiber-
wiegend gehort. Der Grundsatz der Nicht-
diskriminierung von behinderten Menschen
wurde von mehreren Bundesléndern in ihren
operationellen Programmen ausdriicklich
aufgegriffen.

3.3.2 Aktionsplan des Europarats 2006-2015

COUNCIL CONSEIL
OF EUROPE DE L'EUROPE

Quelle: Europarat

Das Ministerkomitee des aus 47 Mitglied -
staaten bestehenden Europarates hat am

5. April 2006 einen , Aktionsplan zur Forde-
rung der Rechte und der uneingeschrankten
Teilnahme von Menschen mit Behinderungen
an der Gesellschaft: Verbesserung der Lebens-
qualitdt von Menschen mit Behinderungen

in Europa 2006-2015“8 verabschiedet. Der
Aktionsplan umfasst detailliert alle zentralen
Bereiche im Leben behinderter Menschen. Sie
spiegeln sich in 15 Aktionslinien mit konkre-
ten Zielen und MaBBnahmen zur Verbesserung
der Lebensqualitdt wider, die von den Mit-
gliedstaaten umzusetzen sind.

29

Im Mittelpunkt stehen dabei die Bereiche
Menschenrechte, Nichtdiskriminierung,
Chancengleichheit, biirgerliche Rechte und
Teilhabe. Der Aktionsplan setzt sich dafiir ein,
dass Menschen mit Behinderungen und ihre
Verbédnde in die Entscheidungsprozesse mit
einzubinden sind. In diesem Zusammenhang
empfiehlt das Ministerkomitee, dass die
Regierungen mit der Zivilgesellschaft zusam-
menarbeiten und besonders Nichtregierungs-
organisationen einbeziehen. Auch bei der Er-
arbeitung des Aktionsplanes selbst waren die
Zivilgesellschaft, insbesondere ,Rehabilitati-
on International® und das ,,Européaische Be-
hindertenforum®, beteiligt.

Die im Aktionsplan beschriebenen Politikziele
sind fiir die européischen Staaten zwar nicht
verbindlich, sie geben aber Empfehlungen,
die neben den Staaten auch von behinderten
Menschen und ihren Organisationen als
MaBstéabe politischer Beurteilungen genutzt
werden konnen. Die Mitgliedstaaten sollen
ihre bestehenden Maf3nahmen und die ihnen
zugrundeliegenden Prinzipien vor dem Hin-
tergrund des Aktionsplans bewerten, um fest-
zustellen, in welchen Bereichen noch Fort-
schritte gemacht werden miissen und welche
speziellen Aktivitdten durchzufiihren sind.

Der Aktionsplan ist mittlerweile in 21 Spra-
chen, auf Englisch und Franzdsisch in Braille-
schrift und in GroBdruck sowie auf Englisch
und Franzosisch in leichter Sprache verfigbar.
Eine Leichte-Sprache-Version in Deutsch wird
derzeitin Zusammenarbeit mit Vertretern des
deutschsprachigen Raumes in Belgien erar-
beitet.

Die Umsetzung des Aktionsplans wird vom
~Europdischen Koordinierungsforum fir den
Aktionsplan des Europarates fiir Menschen
mit Behinderungen 2006-2015“ des Europa-
rats begleitet. Deutschland wird in diesem Fo-
rum durch das Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales vertreten, dessen Aufgabe es ist,
gemeinsam mit internationalen Organisatio-
nen, Nichtregierungsorganisationen und Be-
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obachtern die Zusammenarbeit zwischen den
Regierungen sowie zwischen den Institutio-
nen effizient zu koordinieren. Die Mitglied-
staaten tragen dabei die Verantwortung, die
Behindertenpolitik auf nationaler Ebene um-
zusetzen. Das Forum unterstiitzt die Mitglied-
staaten bei der Ausarbeitung von Strategien,
Programmen und MaBnahmen in diesem Be-
reich.

Aufgrund der Verabschiedung des Aktionspla-
nes und der Einrichtung des Forums wurde
zum Ende des Jahres 2007 das ,,Comimmittee on
the Rehabilitation and Integration of People
with Disabilities“ aufgeldst. Dieses Gremium,
in dem auch die Bundesregierung vertreten
war, setzte sich aus lediglich 16 Mitgliedsstaa-
ten zusammen. Im Rahmen des neuen Koordi-
nationsforums beteiligen sich nunmehr und
erstmalig alle 47 Mitgliedsstaaten.

Gleichbehandlung
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4 | Bildung

Die gemeinsame Erziehung und Férderung
von Kindern und Jugendlichen mit und ohne
Behinderung ist fiir die Bundesregierung ein
wichtiges gesellschaftspolitisches Anliegen.
Die Regierungschefs von Bund und Landern
haben die Thematik in die am 22. Oktober 2008
beschlossene Qualifizierungsinitiative fir
Deutschland aufgenommen. Die Lander ha-
ben sich darin mit Blick auf ihre priméare Zu-
standigkeit fiir Bildungsangelegenheiten ver-
pilichtet, die Voraussetzungen zu verbessern,
dass alle geeigneten Schiilerinnen und Schii-
ler der Forderschulen tiber den schulspezifi-
schen Abschluss hinaus zum Hauptschulab-
schluss gefithrt werden. Zudem soll durch
IntegrationsmafBnahmen im Elementarbe-
reich der Anteil der Forderschiilerinnen und
-schiiler insgesamt reduziert werden.

Artikel 24 des VN-Ubereinkommens beinhal-
tet das Recht auf Bildung von Menschen mit
Behinderungen. Artikel 24 des Ubereinkom-
mens fordert dabei explizit ein integratives
(»inclusive®) Bildungssystem. Das Leitbild des
Artikels 24 ist das gemeinsame Lernen von
Kindern und Jugendlichen mit und ohne
Behinderungen. Die Vertragsstaaten sollen
sicherstellen, dass Menschen mit Behinderun-
gen nichtaufgrund einer Behinderung vom
allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen
werden. Innerhalb des allgemeinen Bildungs-
systems sollen angemessene Vorkehrungen
getroffen und die notwendige Unterstiitzung
geleistet werden, um eine erfolgreiche Bil-
dung zu erleichtern. Ratio des Artikels ist da-
bei zum einen eine qualitativ gleichwertige
Bildung fiir behinderte und nichtbehinderte
Menschen sicherzustellen. Zum anderen soll

das frithe gemeinsame Lernen einen selbstver-

stdndlichen Umgang von behinderten und
nichtbehinderten Menschen im spateren Be-
rufsleben und im Alltag allgemein und damit
eine inklusive Gesellschaft férdern.
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4.1 Forderung in Einrichtungen der
Kindertagesbetreuung

Am15. Mérz 2008 besuchten in Deutschland
63.033 Kinder im Alter von unter vierzehn Jah-
ren Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,
die Eingliederungshilfen aufgrund einer kér-
perlichen oder geistigen Behinderung erhiel-
ten. Davon besuchten 48.612 integrative Ein-
richtungen und 14.421 Sondereinrichtungen.
Gab es in Deutschland Ende 1998 noch 691 Ein-
richtungen ausschlieBlich fiir behinderte Kin-
der, so ist deren Zahl bis Mitte 2008 auf 378
Einrichtungen zurtickgegangen. Die Zahl der
Einrichtungen, die integrativ arbeiten, hat
sich dagegen von 7.789 im Jahr 1998 auf 14.143
im Jahr 2008 kontinuierlich erhéht. Insgesamt
bestétigt sich damit die Bedeutung einer inte-
grativen Betreuung, obwohl die Zahl der Son-
dereinrichtungen ab 2002 von 307 auf 378 in
2008 wieder angestiegen ist. Es ist jedoch da-
von auszugehen, dass eine doppelte Ange-
botsstruktur mittelfristig ein Merkmal der Bil-
dung, Betreuung und Erziehung von Kindern
mit Behinderungen bleiben wird.
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Tabelle 1: Kindertageseinrichtungen und Plétze firr Kinder mit Behinderungen 1998 - 2008 nach Art der

Einrichtung sowie nach Anzahl der Kinder (nur 2006, 2007, 2008) )?

_ 31.12.1998 m 15.03.2006 15.03.2007 15.03.2008

Einrichtungen

Integrative Tages-

einrichtungen 7.789

Sondereinrichtungen 691
Platze

Integrative Tages-

einrichtungen 34.742

Sondereinrichtungen 21.380

Zusammen 56.122
Spaltenprozent

Integrative Tages-

einrichtungen 61,9

Sondereinrichtungen 38,1

Zusammen 100

9.825
307

45.229
11.063
56.292

80,3
19,7
100

Kinder

12.764
334

42.104
12.714
54.818

76,8
23,2
100

13.414
346

44.911
13.546
58.457

76,8
23,2
100

Bildung

14.143
378

48.612
14.421
63.033

77,1
22,9
100

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe - Tageseinrichtungen fir Kinder verschiedene Jahrgange, Kinder und tatige
Personen in Tageseinrichtungen 2006, 2007, 2008; Berechnungen der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik

Tabelle 2: Kinder mit Behinderungen im Alter von unter vierzehn Jahren in Tageseinrichtungen (integrative
Einrichtungen und Sondereinrichtungen) nach Alter in den Bundesldndern 15.03.2008 (Anzahl)

Schleswig-Holstein 3.057
Hamburg 1.431
Niedersachsen 8.535
Bremen 1.085
Nordrhein-Westfalen 13.254
Hessen 4.826
Rheinland-Pfalz 2.712
Baden-Wiirttemberg 2.971
Bayern 5.094
Saarland 918
Berlin 5.052
Brandenburg 1.834
Mecklenburg-Vorpommern 1.859
Sachsen 5.659
Sachsen-Anhalt 2.169
Thiringen 2.577
Deutschland 63.033
Ostdeutschland ohne Berlin 14.098
Westdeutschland ohne Berlin 43.883

23
21
34
13
131
74
71
67
124
43
432
147
36
255
136
198

1.805
772
601

2.915
1.375
8.218
899
12.947
4.320
2.506
2.824
4.426
834
4.620
1.348
1.738
4.204
1.863
2.367

57.404
11.520
41.264

5- bis unter
14-Jahrige
(Schulkinder)

119
35
283
173
176
432
135
80
544
41
0
339
85
1.200
170
12

3.824
1.806
2.018

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe - Kinder und tatige Personen in Tageseinrichtungen 2008; Berechnungen der

Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
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Der grof3ite Anteil der Kinder mit Behinderun-
gen in Kindertageseinrichtungen liegt mit
57.404 Kindern bei Kindern im Alter von drei
Jahren bis zum Schuleintritt. Dagegen besu-
chen in Deutschland lediglich 1.805 behinder-
te Kinder im Alter von unter drei Jahren eine
Tageseinrichtung (integrative Einrichtungen
und Sondereinrichtungen). Das fehlende oder
geringe Platzangebot fiir Kinder mit Behinde-
rungen im Alter von unter drei Jahren spiegelt
deninsgesamt herrschenden Mangel in die-
sem Bereich wider. Deshalb wird fur die weite-
re Entwicklung in diesem Bereich der nach-
haltige Ausbau der Kindertagesbetreuung ein
entscheidender Faktor sein.

Bund, Ladnder und Kommunen haben sich auf
das Ziel verstandigt, bis zum Jahr 2013 fiir bun-
desweitim Durchschnitt 35% der Kinder im
Alter bis zu drei Jahren Betreuungsplétze in
einer Kindertageseinrichtung oder Kinder -
tagespflege zu schaffen und gemeinsam zu
finanzieren. Der Bund beteiligt sich mit vier
Milliarden Euro zu einem Drittel an den Aus-
baukosten, wobei 2,15 Milliarden Euro fiir In-
vestitionsmittel und 1,85 Milliarden Euro als
Entlastung fiir die Bundeslénder an den Be-
triebskosten bis 2013 zur Verfligung gestellt
werden. Das Zukunftsinvestitionsgesetz er-
ganzt diese Mittel durch weitere Finanzhilfen
auch fiir den gesamten Bereich der frithkind -
lichen Infrastruktur. Mit dem Kinderférde-
rungsgesetz, das am 16. Dezember 2008 in
Kraft trat, hat die Bundesregierung die noti-
genrechtlichen Grundlagen fiir den Ausbau
der Betreuung der Kinder unter drei Jahren
geschaffen.

Die Bundesregierung setzt neben dem quanti-
tativen Ausbau auch darauf, die Qualitdt der
Betreuung entscheidend zu verbessern. Ziel
ist, alle Kinder in Tageseinrichtungen und
Kindertagespflege von Anfang an optimal in
ihrer individuellen und sozialen Entwicklung
zu fordern und zu bilden und damit Chancen-
gleichheit zu schaffen.
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Mit zwei Programmen unterstiitzt das
Bundesministerium fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend seit Herbst 2008
die Bemiithungen der Lander, Kommu-
nen und Trager fiir mehr Qualitéat so-
wohl in Tageseinrichtungen als auch in
der Kindertagespflege zu sorgen: mit
dem Aktionsprogramm Kindertages-
pilege und dem Forum frithkindliche
Bildung (www.vorteil-kinderbetreu-
ung.de).

4.2 Schulische Bildung

Schulische Bildung liegt in Deutschland im
Aufgabenbereich der Lander. Auch wenn die
Lander im Rahmen der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) in Bildungsfragen kooperieren,
gibt es eine von Land zu Land unterschiedli-
che Ausgestaltung der sonderpadagogischen
Forderung.

Im Jahr 2006 wurden in Deutschland insge-
samtrund 484.300 Schiilerinnen und Schiler
mit sonderpddagogischem Forderbedarf un-
terrichtet, dies entspricht einem Anteil von
5,8%aller Schilerinnen und Schiiler im Alter
der Vollzeitschulpflicht (,Forderquote®). 1998
betrug die Forderquote noch 4,4 %.

Fur diesen Anstieg gibt es mehrere Ursachen.
Einerseits ist der Anteil der Schiilerinnen und
Schiiler mit sonderpddagogischem Forderbe-
darf in vielen neuen Bundesldndern in den
letzten 15 Jahren tiberproportional gestiegen.
Andererseits hat die Zahl der Kinder und Ju-
gendlichen mit einem sehr weitreichenden
Forderbedarfin den vergangenen Jahren
deutlich zugenommen (zum Beispiel Kinder
mit schweren Mehrfachbehinderungen, Kin-
der mitumfédnglichen Psychiatrieerfahrun-
gen). Auch halten heute alle Bundesldander im
Wege des gemeinsamen Unterrichts ein nied-
rigschwelliges, wohnortnahes sonderpéada-
gogisches Unterstiitzungsangebot in allge-
meinen Schulen vor, um eine erfolgreiche
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Forderung von Kindern mit Behinderungen
und sonderpddagogischem Forderbedarf an
allgemeinen Schulen sichern zu helfen.

Vor dem Hintergrund der ,Empfehlungen zur
sonderpddagogischen Férderung in den Schu-
len in der Bundesrepublik Deutschland® der
KMKvon 1994 werden im Zusammenhang mit
sonderpddagogischem Forderbedarf folgende
Forderschwerpunkte statistisch unterschie-
den:

m Lernen
m Sehen

m Horen

Bildung

m Sprache
m Korperliche und motorische Entwicklung
m Geistige Entwicklung

m Emotionale und soziale Entwicklung

224.926 (46,4 %) der Schiilerinnen und Schiiler
mit sonderpadagogischem Forderbedarf ent-
fielen 2006 auf den Férderschwerpunkt
Lernen und 259.420 (53,6 %) auf die sonstigen
Forderschwerpunkte. Neben dem Schwer-
punkt Lernen waren geistige Entwicklung,
Sprache und emotionale und soziale Entwick-
lung die am stérksten vertretenen Forder-
schwerpunkte.

Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpéadagogischem Férderbedarf insgesamt und Férderquoten nach Férder-

schwerpunkten 2006

Lernen

Sehen

Héren

Sprache

Korperliche und motorische
Entwicklung

Geistige Entwicklung

Emotionale und Soziale Entwicklung
Foérderschwerpunkt Gibergreifend
bzw. ohne Zuordnung

Kranke

Insgesamt

224.926 2,7
6.907 0,1
14.436 0,2
49.822 0,6
29.719 0,4
75.679 0,9
48.217 0,6
24.492 0,3
10.148 0,1
484.346 5,8

Quelle: Kultusministerkonferenz, Sonderpadagogische Férderung in Schulen 1997 bis 2006
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Verteilung der Schiilerinnen und Schiiler
mit sonderpadagogischem Férderbedarf
nach Férderschwerpunkten

W Lernen

[]sehen

[l Horen

[ sprache

[L] korperliche und motorische Entwicklung
[ Geistige Entwicklung

I Emotionale und soziale Entwicklung

B Forderschwerpunkt iibergreifend bzw. ohne
Zuordnung
M Kranke

Prozentzahlen gerundet; Stand 2006 (Quelle: Kultusministerkonferenz,

Sonderpadagogische Férderung in Schulen 1997 bis 2006)
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Von den insgesamt 484.300 Schiilerinnen und
Schiilern mit sonderpddagogischem Forder-
bedarf wurden im Jahr 2006 in Deutschland
rund 408.100 in Forderschulen unterrichtet.
Trotz einer zunehmenden Tendenz, Schiilerin-
nen und Schiiler mit sonderpddagogischem
Forderbedarf auch in allgemeinen Schulen zu
unterrichten, ist der Anteil der Schiilerinnen
und Schiler an Forderschulen im Verhéltnis
zur Gesamtzahl der Schiilerinnen und Schiiler
im Alter der Vollzeitschulpflicht bis 2004 ge-
stiegen und seitdem stabil. Insgesamt ist die
Forderschulbesuchsquote zwischen 1998 und
2006 von 4,4 % auf 4,8 % gestiegen. Die meisten
Schiilerinnen und Schiiler an Férderschulen
wurden im Jahr 2006 in Klassen mit dem For-
derschwerpunkt Lernen unterrichtet (rund
190.000 - 46,5 %). 73.600 (18,0 %) Schiilerinnen
und Schiiler wurden in Klassen mit dem For-
derschwerpunkt Geistige Entwicklung unter-
richtet und 37.200 (9,1%) in Klassen mit dem
Forderschwerpunkt Sprache.

Schiilerinnen und Schiiler in Férderschulen und Férderschulbesuchsquote nach Férderschwerpunkten 2006

Forderschwerpunkt Schiilerinnen und Schiiler Forderschulbesuchsquote - in % -

Lernen

Sehen

Héren

Sprache

Kérperliche und motorische
Entwicklung

Geistige Entwicklung

Emotionale und Soziale Entwicklung
Férderschwerpunkt tibergreifend
bzw. ohne Zuordnung

Kranke

Insgesamt

189.941 2,26
5.074 0,06
11.167 0,13
37.178 0,44
24.561 0,29
73.562 0,87
32.603 0,39
23.938 0,28
10.061 0,12
408.085 4,85

Quelle: Kultusministerkonferenz, Sonderpadagogische Férderung in Schulen 1997 bis 2006
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Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpddagogischem Forderbedarf in allgemeinen Schulen nach Forder-

schwerpunkten 2006

Foérderschwerpunkt Schiilerinnen und Schiiler Verteilung - in % -

Lernen

Sehen

Héren

Sprache

Korperliche und motorische
Entwicklung

Geistige Entwicklung

Emotionale und Soziale Entwicklung
Foérderschwerpunkt Gibergreifend
bzw. ohne Zuordnung

Kranke

Insgesamt

34.985 45,9
1.833 2,4
3.269 4,3

12.644 16,6
5.158 6,8
2.117 2,8

15.614 20,5

554 0,7
87 0,1
76.261 100,0

Quelle: Kultusministerkonferenz, Sonderpadagogische Férderung in Schulen 1997 bis 2006

Verteilung der Schiilerinnen und Schiiler
mit sonderpadagogischem Forderbedarf
auf Allgemeine Schulen und Foderschulen

15,7%

84,3%

[ Allgemeine Schule

I Forderschule

Stand 2006 (Quelle: Kultusministerkonferenz, Sonderpadagogische
Forderung in Schulen 1997 bis 2006)

Mit tiber 39.000 Abgdngerinnen und Abgédn-
gern haben 2006 im Bundesdurchschnitt etwa
77 % aller Forderschiilerinnen und -schiiler

die Schule ohne einen Hauptschul- oder héher
qualifizierenden Abschluss verlassen.

Dabei ist zu beachten, dass Schiilerinnen und
Schiiler, die integrativ geférdert werden,
generell die Moglichkeit haben, einen der
ublichen Schulabschliisse zu erwerben. Schii-

lerinnen und Schiiler an Forderschulen haben
dazu nur erheblich eingeschrédnkte Mdoglich-
keiten. Im Forderschwerpunkt geistige
Entwicklung, der fast 20 % aller Férderschiile-
rinnen und Forderschiiler erfasst, ist ein quali-
fizierter Abschluss in keinem Land vorgese-
hen. Im Forderschwerpunkt Lernen, in dem
fast die Halfte aller Férderschiilerinnen und
Forderschiiler unterrichtet werden, besteht in
zehn Ldandern keine Moéglichkeit, den Haupt-
schulabschluss zu erwerben.

Das Forderschulsystem in Deutschland steht
in der Kritik vieler Verbande behinderter Men-
schen. Die Kritik betrifft insbesondere die ge-
trennte Beschulung von Schiilerinnen und
Schiilern mit und ohne Behinderungen. Die
Verbdnde vertreten die Auffassung, eine ge-
meinsame Bildung erh6he die Chancen von
behinderten Schiilerinnen und Schiilern auf
einen erfolgreichen Schulabschluss. Ange-
sichts der hohen Zahlen von Forderschtilerin-
nen und Forderschiilern, die ihre Schule ohne
Hauptschulabschluss verlassen, nimmt die
Bundesregierung die Sorge ernst, dass der Be-
such einer Forderschule fiir ein Kind mit Be-
hinderung nichtimmer seine Bildungs- und
Berufsperspektive angemessen férdert.
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Der nur geringe Prozentsatz von Schiilerinnen
und Schiilern mit sonderpadagogischem
Forderbedarf, die eine Regelschule besuchen
(15,7%),legt zudem die Frage nach einer An-
passung der deutschen Bildungssituation

an die Vorgaben des Artikels 24 des VN-Uber-
einkommens (s. 0.) nahe.

Nach den Schulgesetzen der Lander ist eine in-
tegrative Beschulung maoglich, in vielen Féllen
besteht sogar eine ausdriicklich formulierte
Préaferenz fiir einen integrativen Unterricht.
Nach Auffassung der Bundesregierung ge-
niigt damit die Rechtslage in Deutschland den
derzeitigen Mindestanforderungen des
VN-Ubereinkommens. Dem steht auch nicht
entgegen, dass alle Bundeslédnder sich vorbe-
halten, eine integrative Beschulung nur zu er-
moglichen, wenn die personellen, sachlichen
und organisatorischen Voraussetzungen an
der jeweiligen Schule gegeben sind oder ein-
gerichtet werden kénnen. Insofern ist der pro-
gressive Realisierungsvorbehalt des Artikels 4
des VN-Ubereinkommens zu beachten, der die
Moglichkeit einer schrittweisen Umsetzung
der im VN-Ubereinkommen festgehaltenen
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen
Rechte vorsieht.

Die Bundesregierung befiirwortet vor diesem
Hintergrund eine Ausweitung der gemein-
samen Bildungsangebote fiir behinderte
Schiilerinnen und Schiiler. In Anbetracht der
beschriebenen Einschitzung des Umsetzungs-
bedarfs des Artikels 24 erkennt die Bundesre-
gierung an, dass die hier allein zustédndigen
Lander ihre Schulpolitik schrittweise weiter-
entwickeln und eine kurzfristige Abschaffung
von Forderschulen ohne die Sicherung indivi-
dueller, sonderpadagogisch erforderlicher
Forderstrukturen an den allgemein bildenden
Schulen weder moglich noch sinnvoll ist.
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Als nationale Anlaufstelle fiir das Uberein-
kommen (,Focal Point®) unterstiitzt das Bun-
desministerium fiir Arbeit und Soziales den
bundesweiten Umsetzungsprozess des Arti-
kels 24, ohne die Zustdndigkeit der Lédnder auf
diesem Gebiet in Frage zu stellen. Das Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales hat am
6.und 7. Mai den Fachkongress , Vereint fiir
gemeinsame Bildung - nationale Konferenz
zu Artikel 24 des VN-Ubereinkommens {iber
die Rechte von Menschen mit Behinderungen®
veranstaltet und damit allen Beteiligten eine
Plattform zum Austausch tiber die Weiter -
entwicklung gemeinsamen Lernens geboten.

Viele Schulen haben sich bereits auf den Weg
der gemeinsamen Beschulung von Kindern
und Jugendlichen mit und ohne Behinderun-
gen gemacht. Als Vorreiter auf diesem Weg
konnen sie Vorbild fiir weitere Schulen sein.
In diesem Sinne hat die Beauftragte der Bun-
desregierung fiir die Belange behinderter
Menschen zusammen mit der Deutschen
UNESCO-Kommission und der Bertelsmann
Stiftung im Jahr 2009 den Jakob-Muth-Preis
fir inklusive Schule ausgelobt.

National Education Panel Study

Mit der ,National Education Panel Study*
(NEPS) mochte die Bundesregierung mehr
uiber den Bildungserwerb und seine Folgen fur
individuelle Lebenslédufe, insbesondere auch
die beruflichen Perspektiven erfahren.

NEPS ist eine bildungswissenschaftliche Lang-
zeitstudie, die 2009 mit der Datenerfassung
beginnt. Im Gegensatz zu Schulleistungsstudi-
en wie PISA, die sich ausschlieBlich auf die
Kompetenzmessung im Schulalter beziehen,
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schlie3t NEPS auch Bildungsprozesse im Er-
wachsenenalter mit ein und erfasst Lernende
und ihre Kompetenzentwicklung iiber einen
Zeitraum von mehreren Jahren.

Schiilerinnen und Schiiler von Férderschulen
mit dem Forderschwerpunkt Lernen werden
bei der Studie in besonderem MaB3e bertiick-
sichtigt, Daten tiber ihre Kompetenzentwick-
lung im Bildungsverlauf werden tiberpropor-
tional erhoben. Ab 2011 liegen erste Daten
uber Forderschiiler und Forderschiilerinnen
der 9.und 5. Klassen vor, in den Folgejahren
werden Forderschiilerinnen und Forderschii-
ler ab der 1. Klasse erfasst.

© Staatskanzlei | Robert Michael | MOMENTPHOTO

Bildung

Qualifizierungsgipfel 2008

Auf dem Qualifizierungsgipfel am 22. Oktober
2008 in Dresden haben die Regierungschefs
von Bund und Landern mit der Qualifizie-
rungsinitiative fir Deutschland ,,Aufstieg
durch Bildung“ gemeinsame bildungspoliti-
sche Ziele und MaBBnahmen beschlossen. In
Bezug auf Kinder und Jugendliche mit Behin-
derung und sonderpddagogischem Forderbe-
darfwurde vereinbart, dass durch Integrati-
onsmafBnahmen im Elementarbereich der
Anteil der Férderschiilerinnen und -schiiler
insgesamt reduziert werden soll. Um Schiile-
rinnen und Schiiler von Forderschulen besser
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auf die Teilhabe am Arbeitsmarkt vorzuberei-
ten, werden die Lander die Voraussetzungen
verbessern, dass alle geeigneten Schiilerinnen
und Schiiler der Férderschulen tiber den
schulspezifischen Abschluss hinaus zum
Hauptschulabschluss gefiihrt werden konnen.

Bund und Lander haben zudem vereinbart,
dass Berufsorientierung an allen allgemeinbil-
denden Schulen und Férderschulen verbind-
lich und vertieft durchgefiihrt wird.

Uberarbeitung der Empfehlungen
zur sonderpddagogischen Férderung

Das Prasidium der KMK hat - auch als Reakti-
on auf die deutsche Unterzeichnung des VN-
Ubereinkommens — am 12. Juni 2008 beschlos-
sen, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die

die Empfehlungen zur sonderpadagogischen
Forderung in den Schulen der Bundesrepublik
Deutschland vom 6. Mai 1994 fortschreibt und
aktuellen Entwicklungen damit Rechnung
tragen soll.

Die Empfehlungen bilden den Rahmen fiir die
Entwicklung der Sonderpadagogik in den
sechzehn Landern der Bundesrepublik. Sie sol-
len auch weiterhin dazu beitragen, dass mit
der sonderpadagogischen Forderung das
Recht der behinderten und von Behinderung
bedrohten Kinder und Jugendlichen auf eine
ihren personlichen Moglichkeiten entspre-
chende schulische Bildung und Erziehung ver-
wirklicht wird. Die Férderung unterstiitzt und
begleitet diese Kinder und Jugendlichen
durch individuelle Hilfen, um fiir diese ein
moglichst hohes MaB an schulischer und be-
ruflicher Eingliederung, gesellschaftlicher
Teilhabe und selbstbestimmter Lebensgestal-
tung zu erlangen.
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In die seit November 2008 stattfindenden Ar-
beitsgruppensitzungen wurden auch Vertrete-
rinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft so-
wie der Bundesregierung einbezogen. Der
Schulausschuss der Kultusministerkonferenz
wird sich im Juli 2009 mit der Uberarbeitung
der Empfehlungen beschéftigen.

4.3 Hochschulbildung

Nach der 18. Sozialerhebung des Deutschen
Studentenwerkes (2006) fithlen sich rund 8 %
aller Studierenden aufgrund einer gesund-
heitlichen Schddigung im Studium beein-
trachtigt. Knapp die Halfte dieser Gruppe gibt
eine mittlere bis starke Studienbeeintrachti-
gung an. Insbesondere diese Studierenden
sind ggf. auf Nachteilsausgleiche im Studium,
zum Beispiel langere Ausbildungs- und Prii-
fungszeiten, angewiesen.!0

Auch wenn sich die Studienbedingungen fiir
Studierende mit Behinderung im Laufe der
letzten Jahre — nicht zuletzt aufgrund modifi-
zierter rechtlicher Rahmenbedingungen -
erheblich verbessert haben, gilt es weiterhin
bestehende Hemmnisse und Barrieren abzu-
bauen. Anhand der Daten der 18. Sozialer-
hebung wird deutlich, dass Studierende mit
Behinderungen ihr Studium héufiger und lan-
ger als Kommilitonen und Kommilitoninnen
ohne Behinderung unterbrechen (20 % vs. 13%)
und héufiger den Studiengang und/oder die
Hochschule wechseln (18 % vs. 16 %).

Damit Studierende mit Behinderung trotz
vielfaltiger Einschrankungen erfolgreich
studieren kénnen, haben Hochschulen und
Studentenwerke in barrierefreie Strukturen
investiert, spezielle Beratungsangebote
entwickelt und ein System von Nachteilsaus-
gleichen installiert.

Entsprechende Regelungen im Hochschulrah-
mengesetz, nach denen die Hochschulen da-
fiir Sorge tragen miissen, dass behinderte Stu-
dierende im Studium nicht benachteiligt
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Art gesundheitlicher Schadigung nach Geschlecht und Anteile mit Studienbeeintrachtigung
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werden, die Angebote der Hochschule még-
lichst ohne fremde Hilfe in Anspruch nehmen
kénnen und ihren spezifischen Belange in den
Prifungsordnungen berticksichtigt werden,
sind mittlerweile weitgehend in Landesrecht
umgesetzt. Damit wurde dem Paradigmen-
wechsel in der Behindertenpolitik auch auf
dem Gebiet der Hochschulbildung Rechnung
getragen.

Allerdings haben sich Studierende mit Behin-
derung infolge des sich grundlegend veran-
dernden Hochschulsystems aktuell vielfach
mit neuen mittelbaren und unmittelbaren
Barrieren auseinander zu setzen. Infolge der
Umstellung der Studiengédnge auf die gestuf-
ten Bachelor- [Masterstudiengénge, der damit
einhergehenden Einfiihrung eines Studien-

30

40 50 60 70

modul-und Leistungspunktesystems sowie
der Ausdifferenzierung der Hochschulland-
schaft mit zunehmend eigensténdig agieren-
den Hochschulen verlieren bisherige Nach-
teilsausgleiche ganz oder teilweise an Wirk-
samkeit. Das betrifft einerseits die Studienzu-
lassung, andererseits die Studiengestaltung,
deren strenge formale und zeitliche Vorgaben
fir behinderte Studierende oft schwer einzu-
halten sind.

Da die Steuerung in diesen Handlungsfeldern
weitestgehend auf die Hochschulen tiberge-
gangen ist, miissen neue Steuerungsinstru-
mente von den Universitdten und den fir das
Akkreditierungsverfahren zustandigen Stif-
tungen zur Sicherung der chancengerechten
Teilhabe von Studierenden mit Behinderung
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Studienverlauf nach dem Grad der Studienbeeintrachtigung durch eine gesundheitliche Schadigung
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entwickelt und umgesetzt werden. So ist seit
Januar 2008 die angemessene Beriicksichti-
gung der Belange behinderter Studierender
bei der Studienorganisation ein zusétzliches
Prufkriterium der Akkreditierungsverfahren
von Studiengangen bzw. der Systemakkredi-
tierung von Hochschulen. In einer wettbe-
werbsorientierten Hochschullandschaft mit
weitreichender Autonomie der Hochschulen
komint es jetzt darauf an, die Hochschullei-
tungen von der Notwendigkeit der Befassung
mit dieser Thematik zu tiberzeugen und alle
relevanten Akteure verstarkt und frihzeitig in
die individuellen Steuerungsprozesse der
Hochschulen einzubeziehen. Die Hochschul-
rektorenkonferenz hat mit der am 21. April
2009 in Aachen einstimmig beschlossenen
Empfehlung ,Eine Hochschule fur alle® ihre

Bereitschaft signalisiert, MaBnahmen zur Her-
stellung von Chancengerechtigkeit fiir Studie-
rende mit Behinderung oder chronischer
Krankheit zu ergreifen.

Gleichzeitig ist es von groB3er Bedeutung -ins-
besondere im Hinblick auf die Forderung von
studentischer Mobilitdt und der Bereitschaft
zu lebenslangem Lernen - darauf hinzuwir-
ken, die unterschiedlichen Kostentréger fiir
Menschen mit Behinderungen besser fiir die
Belange von Studierenden mit Behinderun-
gen in Bezug auf die modernen Bildungswege
zu sensibilisieren.
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5 | Teilhabe am Arbeitsleben

5.1 Ubergang von der Schule in den Beruf

Nach der Schule - gleich ob Férderschule oder
allgemeinbildende Schule - ist, wo immer
moglich, als ndchster Schritt eine Ausbildung
anzustreben. Wenn erforderlich, wird eine be-
rufsvorbereitende BildungsmafBnahme vorge-
schaltet. Je nach Behinderung und Unterstiit-
zungsbedarf gibt es vielféltige Moglichkeiten:
einereguldre Ausbildung in einem Betrieb,
eine Ausbildung mit verringertem Theoriege-
halt fiir Menschen, fiir die wegen der Art und
Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung
in einem anerkannten Ausbildungsberuf
nicht in Betracht kommt, Ausbildung in einem
Berufsbildungswerk oder einer wohnortna-
hen beruflichen Rehabilitationseinrichtung.
Ziel ist, nach der Ausbildung auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt Fu3 zu fassen. Auch die
Forderschulen sollten sich noch stéarker an die-
sem Ziel ausrichten (mehr Praktika in Unter-
nehmen, Netzwerke aller Beteiligten vor Ort).

Beim Ubergang von der Schule in den Beruf
sind fiir Jugendliche mit Behinderung vor
allem Praktika, eine ausreichende Berufsori-
entierung und Netzwerke von Bedeutung. So
hebt auch eine Studie iiber die Bedeutung von
Schulpraktika im Rahmen des Berufsorientie-
rungsprozesses aus dem Jahr 2008 hervor,
dass die Schulen, die frihzeitig und systema-
tisch Berufsorientierung in den Unterricht
einflieBen lassen und in den oberen Klassen
mehrere aufeinander aufbauende Praktika
durchfiihren, eine tiberdurchschnittliche
Quote von Ausbildungsvertrédgen bei den
Jugendlichen erreichen, die die Schule ab-
schlieBen. Dementsprechend wird empfoh-
len, betriebliche Praktika in den Lehrplédnen
fir Forderschulen zu verankern. Auch wenn
sich diese Studie auf Erfahrungen an allge-
meinbildenden Schulen bezieht, so sind die Er-
kenntnisse und Schlussfolgerungen auch auf
Forderschulen tibertragbar. Dies zeigen unter
anderem die Erfahrungen in Baden-Wirttem-
berg mit den Netzwerk- und Berufswegekon-
ferenzen!2.

Auch die Bundeslander greifen dieses Thema
auf. So sollen in Rheinland-Pfalz ab 2009 Schii-
lerinnen und Schiiler mit Behinderung bei
dem Ubergang von der Schule in das Arbeits-
leben unterstiitzt werden. Die individuellen
Unterstiitzungsangebote fur die Schiilerinnen
und Schiiler sollen gezielt und friithzeitig
ansetzen und umfassen eine Berufswegepla-
nung, moglichst ab dem 8. Schuljahr, sowie
die Unterstiitzung bei der Vorbereitung,
Begleitung und Auswertung betrieblicher
Praktika. Es geht um ein umfassendes Uber-
gangsmanagement von der Schule in die
Arbeitswelt, wobei die Jugendlichen auch
nach der Beendigung der Schule von dem In-
tegrationsfachdienst weiter begleitet werden.
Vorgesehen ist, dass kontinuierlich 450 bis
500 Schiilerinnen und Schiiler begleitet wer-
den und die Arbeit der Schulen und Agentu-
ren fir Arbeit durch Integrationsfachdienste
erganzt wird. Dafiir werden das Landessozial-
ministerium und das Integrationsamt in den
kommenden vier Jahren rund 4 Millionen
Euro zur Verfiigung stellen.

In Bayern soll mit dem Projekt ,Ubergang For-
derschule - Beruf® Schiilerinnen und Schiilern
von Schulen mit dem Férderschwerpunkt
»Geistige Entwicklung“ eine berufliche Per-
spektive auBBerhalb von Werkstatten fiir be-
hinderte Menschen erdffnet werden. Dieses
Ziel soll insbesondere durch Unterstiitzung
der Integrationsfachdienste und betriebliche
Praktika erfolgen. Vom ersten teilnehmenden
Jahrgang (43 Jugendliche) wurden bereits 23
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Beschaf-
tigungsverhdltnisse auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt vermittelt. Ein zweiter Jahrgang
hat bereits mit derzeit 50 Personen begonnen.
In beiden Jahrgéngen wurden rund 200 Prak-
tika absolviert. Die Vermittlung findet unter
Beteiligung der Integrationsfachdienste statt.
Begleitend zu diesem Modellprojekt lduft eine
wissenschaftliche Begleitforschung, die auch
die Nachhaltigkeit der Vermittlungen unter-
suchen wird. Das Projekt wurde im Rahmen
der Bund-Lander-Initiative ,,Job4000“ begon-
nen. Da die bisherigen Erfahrungen sehr posi-



44

tiv sind, ist eine Uberleitung in eine Regelfi-
nanzierung nach Ende der Modellphase Ende
2009 vorgesehen.

Solche Aktivitdten sollen in allen Bundeslan-
dern implementiert werden. Dies haben Bund
und Lander, vertreten durch die Bundeskanz-
lerin und die Ministerprasidenten, auf dem
Qualifizierungsgipfel vom 22. Oktober 2008 in
Dresden beschlossen. In dem Ergebnispapier
heiBt es zum Thema Berufsorientierung:

~Berufsorientierung wird an allen allge-
meinbildenden Schulen und Férder-
schulen verbindlich und mit konkreten
MaBnahmen gemeinsam mit den Part-
nern der Schule (Eltern, Berufliche Schu-
len, Schultrdger, Agenturen fur Arbeit,
Jugendhilfe, Stiftungen, Unternehmen,
Gewerkschaften und weiteren Akteure
vor Ort), auch mit dem Ziel einer Erwei-
terung des Berufswahlspektrums von
Méadchen und Jungen, durchgefiihrt.

Bund und Lander vereinbaren, dass fur
jede Schule mit Bildungsgédngen, die zu
einem Hauptschulabschluss fithren, und
fur Schiilerinnen und Schiiler in Forder-
schulen eine vertiefte Berufsorientie-
rung angeboten wird. Dieses Angebot
umfasst auch die Férderung lokaler
Partnerschaftsnetzwerke. Durch vertiefe
Berufsorientierung mit Beginn der Vor-
abgangsklasse der Sekundarstufe I und
den Ausbau des Praxisbezugs im Unter-
richt soll der Ubergang von Schiilerin-
nen und Schiilern in die Ausbildung un-
terstiitzt werden. Diese Bemiihungen
werden durch die modellhafte Erpro-
bung der Berufseinstiegsbegleiter er-
gadnzt. Bund und Lander sind sich einig,
dass MaBnahmen der vertieften Berufs-
orientierung mit Mitteln der Bundes-
agentur fir Arbeit verstarkt werden.*
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Trotz der Bemiihungen, bereits wahrend der
Schulzeit den Ubergang in das Arbeitsleben zu
thematisieren und die behinderten Schiilerin-
nen und Schiiler darauf vorzubereiten, ver -
fiigen nicht alle Schulabgdngerinnen und
-abganger tiber die erforderliche Ausbil-
dungsreife. Ihnen soll daher nach Ende der
Schulzeit durch berufsvorbereitende MaB-
nahmen der Zugang zu Ausbildung und Ar-
beit ermdglicht werden. Die Bundesagentur
fiir Arbeit fiihrt fir diese Jugendlichen berufs-
vorbereitende BerufsbildungsmafBBnahmen
durch, die generell zehn Monate dauern kon-
nen. Ziel dieser MaBnahmen ist, dass die Ju-
gendlichen im Anschluss eine Berufsausbil-
dung beginnen kénnen. Eine Verldngerung
auf18 Monate ist moglich, wenn Ziel der MaB-
nahme die direkte Eingliederung in Arbeit ist.
Daneben soll die neue modellhaft erprobte
Berufseinstiegsbegleitung die Eingliederungs-
chancen behinderter und schwerbehinderter
junger Menschen weiter verbessern.

In Brandenburg strebt das Berufsbildungs-
werk im Oberlinhaus Potsdam an, dass berufs-
vorbereitende BildungsmaBnahmen nicht
erst nach Schulende, sondern in Kooperation
mit Forderschulen im 9. und 10. Schuljahr
durchgefiihrt werden. Ziel ist, MaBnahmekar-
rieren nach Schulende zu vermeiden und
stattdessen die Chancen auf eine direkte Auf-
nahme einer Berufsausbildung zu erhéhen.
Dieses vom Europdischen Sozialfonds gefor-
derte Projekt hat eine Laufzeit von drei Jahren
(Herbst 2008 bis Sommer 2011) und erfolgtin
Kooperation mit Schulen der Férderschwer-
punkte ,Lernen”“und ,Horen“. Zurzeit neh-
men 62 Schiilerinnen und Schiiler an dem Pro-
jekt teil. Die Projektpartner erwarten eine
deutliche Verbesserung der Berufsorientie-
rung und -vorbereitung und planen, die inte-
grierte berufsvorbereitende BildungsmapB-
nahme in das brandenburgische Schulsystem
zu implementieren.
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AuBerdem hat die Bundesagentur fir Arbeit
im Jahr 2008 mit der ,Diagnose der Arbeits-
marktfahigkeit besonders betroffener behin-
derter Menschen - DIA-AM® ein neues Instru-
ment in dem Bereich Ubergang Schule/Beruf
eingefiihrt, mit dem eine auf jeden Teilneh-
mer oder jede Teilnehmerin ausgerichtete Ori-
entierung und praxisorientierte Eignungsab-
klarung erfolgt. Mittels belastbarer Aussagen
wird eingeschétzt, ob wegen Art oder Schwere
der Behinderung eine Beschéftigung auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt moglich ist oder
eine Werkstatt fir behinderte Menschen die
individuell erforderliche und notwendige Ein-
richtung zur Teilhabe am Arbeitsleben ist. Die
ersten MaBnahmen dieser Art fanden in der
zweiten Jahreshélfte 2008 statt, daher liegen
noch keine Daten zum Zugang und Verbleib
VOI.

In der Diskussion ist dartiber hinaus das von
der Arbeits- und Sozialministerkonferenz
2008 in ihrem Vorschlagspapier zur Weiter-
entwicklung der Eingliederungshilfe vorge-
schlagene sogenannte ,Clearingverfahren®.
Hier geht es darum, dass zwei Jahre vor Ende
der Schulzeit mit dem behinderten Menschen
und allen Beteiligten tiberlegt wird, welcher
Weg nach Beendigung der Schule am geeig-
netsten ist.

5.2 Ausbildung

Die Ausbildungssituation behinderter Jugend-
licher ist gut-das zeigen die Zahlen fiir die
letzten beiden abgeschlossenen Berufsaus-
bildungsjahre 2006/07 und 2007/08. In der
entsprechenden Statistik der Bundesagentur
fir Arbeit wird der Verbleib der gemeldeten
Bewerberinnen und Bewerber fiir eine Berufs-
ausbildungsstelle, also derjenigen Jugend-
lichen, die tiber die notwendige Ausbildungs-
reife verfiigen, ausgewiesen.

Hervorzuheben ist insbesondere der hohe An-
teil der behinderten Bewerberinnen und Be-
werbern, die in eine Berufsausbildungsstelle
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eingemiindet sind. In den beiden Berufsaus-
bildungsjahren 2006/07 und 2007/08 nahmen
jeweils rund zwei Drittel von ihnen eine Aus-
bildung auf (2006/07: 67 %, 2007/08: 72 %). Er-
freulich istauch, dass die Zahl der unversorg-
ten Bewerberinnen und Bewerber von knapp
3%1in 2006/07 auf1,3%in 2007/08 gesunken ist.
Die Ubrigen (2006/07: 30 %, 2007/08: 27 %) ha-
ben jeweils Alternativangebote, zum Beispiel
berufsvorbereitende MaBBnahmen wahrge-
nommen. Dies fiihrt zu einer sehr hohen Ver-
sorgungsquote der behinderten Bewerberin-
nen und Bewerber von zuletzt knapp 99 %.

5.2.1Betriebliche Berufsausbildung
im dualen System

Bei allen Jugendlichen wird vorrangig eine be-
triebliche Ausbildung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen angestrebt. Bereits in dem Be-
richt der Bundesregierung tiber die Situation
behinderter und schwerbehinderter Frauen
und Ménner auf dem Ausbildungsstellen-
markt vom 14. Juli 20053 werden wesentliche
Nachteilsausgleiche genannt, die eine reguléa-
re betriebliche Ausbildung ermdéglichen sol-
len. Dazu gehéren insbesondere die Regelun-
genim § 65 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und
in § 42 der Handwerksordnung (HwO). Da-
nach sind die besonderen Verhéltnisse behin-
derter Menschen wéahrend einer Berufsausbil-
dung zu bertiicksichtigen. Dies gilt etwa fiir die
zeitliche und sachliche Gliederung der Aus-
bildung, die Dauer der Priifungszeiten, die
Zulassung von Hilfsmitteln und die Inan-
spruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie
Z.B. Gebardensprachdolmetscherinnen und
-dolmetscher.

Zu denin dem oben genannten Bericht darge-
stellten Nachteilsausgleichen gehéren auch
die Ausbildungsregelungen fiir behinderte
Menschen fir die wegen der Art und Schwere
ihrer Behinderung eine Ausbildung in einem
anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Be-
tracht kommt. (§ 66 BBiG/§ 42m HwO). Der
Hauptausschuss des Bundesinstituts fiir Be-
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rufsbildung hat am 20. Juni 2006 eine Empfeh-
lung zu Ausbildungsregelungen fiir diese be-
hinderten Menschen (Rahmenrichtlinien) ver-
abschiedet.

Die Agenturen fir Arbeit und die Trager der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende férdern
betriebliche Ausbildungen schwerbehinder-
ter Jugendlicher mit einem Ausbildungszu-
schuss nach § 235a SGBIII, der bis zu 80%, in
Ausnahmeféllen bis zu 100 % der Ausbildungs-
verglitung betragen kann. 2008 wurden so
1.347 Ausbildungsverhadltnisse gefordert,
knapp 7% mehr als noch in 2005. Hervorzuhe-
ben ist, dass 2008 40 % der geférderten Ausbil-
dungsplédtze mit Frauen besetzt waren, und
dass sie tiberproportional von dem Anstieg
seit 2005 profitierten (plus 13,5 %). Damit ent-
spricht der Anteil behinderter Frauen bei der
Forderung ihrem Anteil in der Altersklasse der
15- bis 25-Jahrigen von knapp 42 %.

Seit 2005 haben die Integrationsdamter der
Lander die Moglichkeit, Pramien und Zu-
schiisse zu den Kosten der Berufsausbildung
zu zahlen. Zielgruppe sind Jugendliche, die
fur die Zeit der Berufsausbildung schwerbe-
hinderten Menschen gleichgestellt sind, auch
wenn der Grad der Behinderung weniger als
30 betragt oder nicht festgestellt ist. Auf dieser
Basis haben die Integrationsamter 2007 128
Ausbildungsverhaéltnisse gefordert, davon 55
von behinderten Frauen, was einem Anteil
von 43 % entspricht.

Zusatzliche betriebliche Ausbildungsplatze
fir junge Menschen, die bereits seit ldangerem
einen Ausbildungsplatz suchen, sollen auch
durch den Ausbildungsbonus geschaffen wer-
den, der seit dem 30. August 2008 zur Verfi-
gung steht!®. Arbeitgeber und Arbeitgeberin-
nen, die auf einem zusétzlich angebotenen
Ausbildungsplatz einen Altbewerber oder
eine Altbewerberin ohne Schulabschluss, mit
einem Forderschulabschluss oder einem
Hauptschulabschluss betrieblich ausbilden,
haben einen Anspruch auf den Ausbildungs-
bonus. Der Bonus betrégt 4.000, 5.000 oder
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6.000 Euro. Seine Hohe ist abhédngig von der
fir das erste Ausbildungsjahr tariflich verein-
barten oder ortsiiblichen Ausbildungsvergii-
tung. Fiir behinderte und schwerbehinderte
junge Menschen erh6ht sich der Bonus um
30%und bietet einen besonderen Anreiz zur
betrieblichen Ausbildung behinderter junger
Menschen.

5.2.2 Berufsbildungswerke

Die Berufsbildungswerke bieten denjenigen
Jugendlichen eine qualifizierte Ausbildung,
die wegen Art oder Schwere ihrer Behinde-
rung wahrend der Ausbildung auf besondere
medizinische, psychologische, pddagogische
oder soziale Hilfen angewiesen sind. Daneben
bieten die Berufsbildungswerke auch berufs-
vorbereitende Bildungsmafnahmen an. Die
Zahl der Eintritte in MaBnahmen der Berufs-
bildungswerke lag in den Jahren 2005 bis 2007
konstant bei rund 12.000, wobei der Anteil der
Frauen mit rund 4.000 ungeféhr ein Drittel be-
trug.

Die Berufsbildungswerke haben ihr Augen-
merk in den letzten Jahren auf eine stérkere
Verzahnung mit dem Betrieb als Lernort ge-
richtet, um die Chancen behinderter Jugend -
licher beim Start in das Berufsleben im An-
schluss an eine auBerbetriebliche Ausbildung
zu verbessern. Bei der sogenannten verzahn-
ten Ausbildung bleiben die Jugendlichen
wahrend der betrieblichen Phasen Rehabili-
tanden der Einrichtungen. Die Einrichtungen
bleiben weiterhin verantwortlich fiir die Be-
rufsausbildung und unterstiitzen die Arbeit-
geber bei der betrieblichen Ausbildung und
Betreuung der Auszubildenden. Es gibt unter-
schiedliche Modelle, wie verzahnte Ausbil-
dung in der Praxis gestaltet werden kann. So
kann die Ausbildung in den ersten beiden Jah-
ren in einem Berufsbildungswerk und im letz-
ten Jahr in einem Unternehmen erfolgen. Es
istaber auch moglich, dass die praktische Aus-
bildung von Anfang an in einem Betrieb
durchgefiihrt wird.
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Um mehr Berufsbildungswerke fiir die ver-
zahnte Ausbildung zu gewinnen, startete im
Jahr 2004 im Rahmen der Initiative ,,job — Jobs
ohne Barrieren“ der Modellversuch , Verzahn-
te Ausbildung METRO Group mit Berufsbil-
dungswerken®, der wegen der guten Erfah-
rungen 2006 ausgeweitet wurde. Inzwischen
sind 35 der 52 Berufsbildungswerke an dem
Projekt beteiligt und bieten die verzahnte Aus-
bildung in fiinf Berufsbereichen an. Damit
bekommen immer mehr Auszubildende der
Berufsbildungswerke die Moéglichkeit, frith-
zeitig betriebliche Arbeitsabldufe direkt in
den Unternehmen selbst kennenzulernen.
Dies erhoht deutlich die Praxisndhe der Aus-
bildung und verbessert damit die Chancen auf
eine Festanstellung in einem Unternehmen
nach Ausbildungsabschluss. Die flachende-
ckende Einfiihrung der verzahnten Ausbil-
dung in moéglichst allen Berufen und allen
Berufsbildungswerken wird auch nach Aus-
laufen des Modellversuchs im Frithjahr 2009
durch die Bundesarbeitsgemeinschaft der
Berufsbildungswerke angestrebt.

5.2.3 Wohnortnahe berufliche
Rehabilitationseinrichtungen

Fir Jugendliche mit Behinderung, die behinde-
rungsbedingt keine betriebliche Ausbildung
selbsténdig absolvieren konnen, aber auch
nicht das umfangreiche Hilfeangebot der Be-
rufsbildungswerke bendétigen, bieten die
wohnortnahen beruflichen Rehabilitationsein-
richtungen betriebs- und praxisorientierte Aus-
bildungsmaglichkeiten und berufsvorbereiten-
de BildungsmafBnahmen. Nach dem Grundsatz
»S0 normal wie maoglich, so speziell wie nétig*
bieten sie denjenigen Jugendlichen Ausbil-
dungsmaoglichkeiten, die fiir den erfolgreichen
Abschluss einer Ausbildung ergdanzende pada-
gogische, therapeutische und soziale Hilfen
benotigen. Nach Auskunft der Bundesarbeits-
gemeinschaft Wohnortnahe Berufliche Reha-
bilitation werden in ihren Mitgliedseinrichtun-
genrund 10.000 Jugendliche mit Behinderung
in MaBnahmen der Berufsausbildung oder
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-vorbereitung begleitet. Uberwiegend handelt
es sich dabei um Jugendliche mit einer Lernbe-
hinderung (mehr als 80%). Der Frauenanteil in
wohnortnahen Einrichtungen liegt bei rund
35%und entspricht damit dem Anteil der For-
derschilerinnen.

Die Starke der wohnortnahen beruflichen Re-
habilitationseinrichtungen ist die berufliche
Erstausbildung in regionalen Netzwerken, die
zugleich Wohnort- und Betriebsnéhe sichert.
Wesentlich sind dabei enge Kooperationen
mitregionalen Betrieben, in denen ein Grof-
teil der praktischen Ausbildungsinhalte ver-
mittelt wird. In den wohnortnahen berufli-
chen Rehabilitationseinrichtungen wird in
etwa 150 Ausbildungsberufen ausgebildet.

Beispiel: Unter dem Motto ,Ausbildung
ist die beste Integration®lief 2006/2007
das Projekt ,Kooperative Berufsvorberei-
tende BildungsmafBnahme (kBvB)“ der
Siemens AG mit dem Berufsausbildungs-
werk Mittelfranken fiir behinderte Ju-
gendliche, die noch nicht tiber die noti-
ge Ausbildungsreife verfiiggen. Das
Besondere an dem Projekt ist, dass die
berufsvorbereitende Bildungsmafnah-
me konsequent betrieblich ausgerichtet
istund die lern- und kérperbehinderten
Jugendlichen an drei Tagen in der Wo-
che direktin den Werkstatten der Sie-
mens AG in Erlangen und Niirnberg ta-
tigwaren. An den anderen beiden Tagen
besuchten sie die Berufsschule, die dem
Berufbildungswerk angeschlossen ist.
Neun von zwolf Teilnehmerinnen und
Teilnehmer nahmen nach Ende der
MaBnahme eine Ausbildung auf, sieben
davon bei Siemens. Zwei Teilnehmer
sind in das Berufsvorbereitungsjahr ge-
wechselt. Nur ein Teilnehmer ist vorzei-
tig aus dem Projekt ausgeschieden. Auf-
grund dieser Erfolge soll die Kooperative
Berufsvorbereitende Bildungsmafnah-
me mit allen Beteiligten fortgefithrt und
auch in anderen wohnortnahen Einrich-
tungen eingefiihrt werden.
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5.3 Unterstutzte Beschaftigung

Menschen, fiir die behinderungsbedingt eine
Ausbildung - auch bei Ausschépfen aller Hil-
fen und Nachteilsausgleiche — nicht méglich
ist, kann die Unterstiitzte Beschaftigung zu
einem Beschéftigungsverhéltnis fiihren. Bei
der Unterstiitzten Beschaftigung werden fiir
behinderte Menschen mit besonderem Unter-
stiitzungsbedarf entsprechend ihren Féhig-
keiten und Neigungen neue Beschéftigungs-
moglichkeiten in einem Unternehmen
erschlossen. Nach dem Grundsatz ,erst plat-
zieren, dann qualifizieren® werden sie dort so
lange eingearbeitet und unterstiitzt, bis ein
Arbeitsvertrag abgeschlossen werden kann.
Das eroffnet neue Perspektiven auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt.

Modellprojekte haben gezeigt, dass mit geziel-
ter Unterstiitzung, die individuell angeboten
wird und betrieblich ausgerichtet ist, mehr
behinderte Menschen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt titig sein konnen.! Allerdings
fehlten bislang gesetzliche Regelungen, die
eine Regelférderung erméglichen. Daher gab
es Unterstiitzte Beschiftigung nur an einzel-
nen Standorten in Deutschland. Diese Liicke
wurde mit dem Gesetz zur Einfihrung Unter-
stiitzter Beschéftigung vom 22. Dezember
200817 geschlossen. Mit der neuen Leistung
kann Unterstiitzte Beschiftigung nunmehr
bundesweit direkt finanziert werden. Der in
einigen Regionen zur Finanzierung gewdahlte
Umweg tiber das perstnliche Budget einer
Werkstattleistung ist nicht mehr erforderlich.

Der neue § 38a SGB IX unterscheidet zwei Pha-
sen der Unterstiitzten Beschéftigung: die indi-
viduelle betriebliche Qualifizierung und die
Berufsbegleitung. Zunédchst wird die individu-
elle betriebliche Qualifizierung fur die Dauer
von bis zu zwei Jahren direkt in Betrieben des
allgemeinen Arbeitsmarktes erbracht. Sie
kann um bis zu zwo6lf Monate verlédngert wer-
den, wenn dies aufgrund der Art oder Schwere
der Behinderung erforderlich ist, um im Ein-
zelfall die Aufnahme einer sozialversiche-
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rungspilichtigen Beschaftigung zu erreichen.
Die Vermittlung von berufsiibergreifenden
Lerninhalten und Schliisselqualifikationen
sowie MaBnahmen zur Entwicklung der Per-
sonlichkeit sind wesentlicher Bestandteil der
Qualifizierung. Die an dieser Rehabilitations-
mafBnahme Teilnehmenden sind vollumféng-
lich sozialversichert. Zustdndig sind die
Rehabilitationstrager, insbesondere die Bun-
desagentur fur Arbeit. Gelingt die Integration
in sozialversicherungspflichtige Beschéfti-
gung, ist aber gleichzeitig eine weitergehende
Unterstiitzung erforderlich, wird diese in der
Regel durch die Integrationsémter in Form
der Berufsbegleitung erbracht. Die Berufs-
begleitung wird so lange fortgesetzt, wie sie
notwendig ist. Zielgruppe sind insbesondere
behinderte Schulabgangerinnen und Schul-
abgéanger, aber auch Menschen, bei denen
sich im Laufe ihres Berufslebens eine Behinde-
rung einstellt.

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben die Maf@3-
nahme mit hohen Qualitdtsanforderungen
ausgeschrieben. Bei einer Vertragslaufzeit von
vier Jahren haben die Agenturen einen Bedarf
von gut 2.300 Personen gemeldet. Der Ma8-
nahmebeginn ist fiir Anfang Mai 2009 vorge-
sehen, wobei danach der individuelle Einstieg
taglich moglich ist.

Die Unterstiitzte Beschéftigung ist ein Instru-
ment, das europaweit Vorbildcharakter hat.
Ein Schwerpunkt der Européischen Kommissi-
oninihrem ,EU-Aktionsplan fiir Menschen
mit Behinderung 2008-200918 ist die Forde-
rung von Beschaftigten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt. Dafiir beabsichtigt sie unter an-
derem in der Hochrangigen Gruppe zu Behin-
derungsfragen, in der die Mitgliedsstaaten
vertreten sind, ein Diskussionspapier entwi-
ckeln zu lassen, wie Unterstiitzte Beschafti-
gung in Europa gefordert werden kann.
Deutschland kann seine neuen Regelungen in
diese Diskussion einbringen und die geplante
Initiative der Europaischen Kommission maB-
geblich mit gestalten.
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Das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les wird die Einflihrung dieser neuen Leistung
aktiv begleiten. Daher wird insbesondere die
Auftragsvergabe durch die Leistungstrager
kontinuierlich beobachtet, um sicherzustel-
len, dass eine qualitativ hochwertige Anbie-
terstruktur entsteht. Wichtig fir den nachhal-
tigen Erfolg sind insbesondere Informationen
an alle Beteiligten, Berufsberater und -berate-
rinnen, Lehrerinnen und Lehrer, Schiilerinnen
und Schiiler und ihre Eltern tiber das neue An-
gebot.

5.4 Beschaftigung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt

Eine Vielzahl von Instrumenten zielt auf die
Forderung der Beschéftigung schwerbehin-
derter Menschen auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt. Hierzu gehoéren insbesondere die
von den Agenturen fiir Arbeit oder den Tré-
gern der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
zu leistenden Eingliederungszuschiisse, Leis-
tungen der Hilfe im Arbeitsleben der Inte -
grationsamter, Integrationsfachdienste und
Integrationsprojekte. Dieses gesetzliche For-
derinstrumentarium wird seit 2004 flankiert
von der Initiative ,,job - Jobs ohne Barrieren®,
die auf bessere Information der Arbeitgeber
zielt. Dass dieses Biindel von MaBnahmen
wirkt, zeigen die seit Jahren steigenden Be-
schaftigungszahlen.

5.4.1Eingliederungszuschiisse

Die Agenturen fiir Arbeit bzw. die Trager der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende kénnen
nach SGBIII, ggf. in Verbindung mit SGB1I,
Eingliederungszuschiisse an Arbeitgeber leis-
ten, wenn diese Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer beschéaftigen, deren Vermittlung
wegen in ihrer Person liegender Umstédnde
erschwertist. Sie werden als Lohnkostenzu-
schiisse zum Arbeitsentgelt erbracht. Forder-
hohe und Forderdauer richten sich nach den
jeweiligen Eingliederungserfordernissen.
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Relevant sind insbesondere Eingliederungs-
zuschiisse nach § 218 Abs. 2 SGB III fiir behin-
derte und schwerbehinderte Menschen und
Eingliederungszuschiisse fir besonders be-
troffene schwerbehinderte Menschen nach

§ 219 SGB III. Bei dem Eingliederungszuschuss
nach § 218 Abs. 2 SGB Il kann die Férderh6he
bis zu 70 % des Arbeitsentgelts und die Forder-
dauer bis zu 24 Monate betragen. Da mit dem
Eingliederungszuschuss nach § 219 SGB Il die
Beschéaftigung besonders betroffener schwer-
behinderter Menschen geférdert werden soll,
sind Férderdauer und -hohe entsprechend
hoher: bis zu 70 % des Arbeitsentgelts und bis
zu 36 Monaten, bei Alteren auch linger.

Die Zahl der Eingliederungszuschiisse fur
schwerbehinderte Menschen hat sich in den
letzten Jahren erhoht:

m Insgesamtist die Zahl der Eingliederungs-
zuschiisse fiir schwerbehinderte Menschen
nach § 218 und § 219 SGB Il von 11.777
Forderfallen in 2005 auf 16.796 Forderfalle
in 2008 deutlich gestiegen.

m Dabeihatsich allein die Zahl der Eingliede-
rungszuschtisse nach § 218 SGB IIl in
diesem Zeitraum verdoppelt (2005: 2.714,
2008:5.461).

m Die Zahl der Eingliederungszuschiisse fiir
besonders betroffene schwerbehinderte
Menschen nach § 219 SGBIII stieg im
gleichen Zeitraum um tiber 25 % (2005:
9.063, 2008:11.335). Diese Steigerung
beruhtvor allem auf der Zunahme im
Rechtskreis SGB II'?. Hier haben sich die
Zahlen mehr als verdreifacht - ausgehend
allerdings von einem sehr niedrigen
Ausgangsniveau in 2005.

Der Anteil der Bundesagentur fiir Arbeit an
der Zahl der Eingliederungszuschiisse betrug
im Jahr 2008 65 %, obwohl ihr Anteil an der
Zahl aller arbeitslosen schwerbehinderten
Menschen nur 40 % betrug. Diese Zahlen
machen deutlich, dass bei den Tradgern des
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SGB Il immer noch ein starker Nachholbedarf
besteht.

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat 2008 tiber
134 Mio. Euro fir Eingliederungs- und Aus-
bildungszuschiisse ausgegeben. 15,5 Mio.
Euro entfielen dabei auf den Eingliederungs-
zuschuss nach § 218 Abs. 2 SGB III und fast
100 Mio. Euro auf den Eingliederungszuschuss
fir besonders betroffene schwerbehinderte
Menschen. Fiir diese Ausgaben standen der
Bundesagentur fir Arbeit rund 130 Mio. Euro
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe zur Verfu-
gung; zusatzlich hat sie tiber 4 Mio. Euro
Haushaltsmittel eingesetzt.

Die Tréger der Grundsicherung fiir Arbeitsu-
chende haben im Rechtskreis SGB Il ihren
Mitteleinsatz fiir Eingliederungs- und Ausbil-
dungszuschiisse fiir schwerbehinderte Men-
schen zwar von knapp 21 Mio. Euro in 2005 auf
knapp 50 Mio. Euro in 2008 mehr als verdop-
pelt. Allerdings betrugen die Aufwendungen
der Arbeitsgemeinschaften 2008 nur knapp
27 % der Gesamtaufwendungen fiir diese Auf-
gabe, obwohlssie fiir 60 % der schwerbehinder-
ten Arbeitslosen zustdndig sind. Es besteht
hier weiterhin verstarkt Handlungsbedarf, um
die Eingliederung schwerbehinderter Men-
schen zu intensivieren.

5.4.2 Leistungen der Integrationsamter

Die Integrationsamter der Ladnder sind zustén-
dig fur die Forderung schwerbehinderter
Menschen im Arbeitsleben. Hierfir stehen ih-
nen im Rahmen der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben verschiedene Forderinstrumente
zur Verfiigung. Ferner haben sie die Struktur-
verantwortung fir Integrationsfachdienste
und férdern Integrationsprojekte. Das Ziel

der Integrationsamter ist die Beschéftigung
schwerbehinderter Menschen auf Arbeitsplat-
zen, auf denen sie ihre Fahigkeiten und Kennt-
nisse voll verwerten und weiterentwickeln
koénnen.
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Fur die Erfiillung ihrer Aufgaben stehen den
Integrationsédmtern Mittel aus der Ausgleichs-
abgabe zur Verfiigung. Sie wird von Unter-
nehmen, die ihre Beschéftigungspflicht nicht
oder nicht vollstdndig erfiillen, entrichtet. Das
Aufkommen aus der Ausgleichsabgabe war
vor 2007 ricklaufig und ist 2007 wieder gestie-
gen. 2007 betrug es fast 480 Mio. Euro. In den
Jahren 2005 bis 2008 behielten die Integrati-
onsamter 70 % des Aufkommens zur eigenen
Verwendung, 26 % gingen an die Bundesagen-
tur fir Arbeit und 4% an den Ausgleichsfonds
beim Bundesministerium fiir Arbeit und So-
ziales. Mit dem Gesetz zur Einfiihrung Unter-
stiitzter Beschaftigung wurde auch die Vertei-
lung des Aufkommens neu geregelt. Ab 2009
verbleiben 80% des Autkommens bei den Inte-
grationsdamtern. Die Bundesagentur fiir Arbeit
erhdélt kiinftig 16 %. Damit wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass die Bundesagentur
fur Arbeit seit Einfihrung des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch nicht mehr fiir alle arbeitslo-
sen schwerbehinderten Menschen zustandig
istund daher einen entsprechend geringeren
Bedarf an Mitteln aus der Ausgleichsabgabe
hat, sowie der Tatsache, dass den Integrations-
amtern der Ldnder durch die Berufsbeglei-
tung im Rahmen Unterstiitzter Beschéftigung
Mehrkosten entstehen werden.

5.4.2.1Begleitende Hilfe im Arbeitsleben

Die Hauptaufgabe der Integrationsamter ist
die begleitende Hilfe im Arbeitsleben. Hierzu
gehoren vor allem die behinderungsgerechte
Einrichtung von Arbeits- und Ausbildungs-
plédtzen, Leistungen bei auBergew6hnlichen
Belastungen sowie die Arbeitsassistenz.

Im Jahr 2007 konnten die Integrationsamter
8.433 Arbeitsverhdaltnisse durch die behinde-
rungsgerechte Ausstattung von Arbeits- und
Ausbildungsplétzen sichern (2005:10.109).
Zudem wurden 2007 31.339 Arbeitsplatze
schwerbehinderter Menschen mit den Leis-
tungen bei auBergewohnlichen Belastungen
gefordert (2005: 27.436). Diese Leistungen an
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Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen tragen zur
Erhaltung und Sicherung von Arbeitsverhalt-
nissen schwerbehinderter Menschen bei, die
wegen ihrer Behinderung eine besondere
Hilfskraft benotigen, nur eine wesentlich ge-
minderte Arbeitsleistung erbringen kénnen
oder deren Beschaftigung mit auBergewdhn-
lichen Aufwendungen fir den Arbeitgeber
oder die Arbeitgeberin verbunden ist.

Einen immer héheren Stellenwert nimmt die
Arbeitsassistenz ein. Beispiele sind die person-
liche Assistenz fiir schwer korperbehinderte
Menschen, die Vorlesekraft fiir blinde Men-
schen oder Gebdardendolmetscherinnen und
-dolmetscher fiir gehorlose Menschen, sowie
Schriftdolmetscher fiir ertaubte oder schwer-
horige Menschen. Die Zahl der geforderten
Arbeitsassistenzen stieg von 1.084 in 2005 um
fast 28 % auf1.868 in 2007.

Nach einer Studie des Landschaftsverbandes
Rheinland20 verfiigen knapp 60 % der Assis-
tenznehmenden Uiber einen Universitéts- oder
Hochschulabschluss. Ein Fiinftel hat eine dua-
le Berufsausbildung absolviert. Die Assistenz-
nehmenden sind zu tiber 80 % mit ihrer Ar-
beitssituation zufrieden und fiihren dies auf
die Assistenzkraft zuriick. Die Unternehmen
schétzen die beruflichen Leistungen und
Chancen der schwerbehinderten Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen als gut ein, oftmals wer-
den sie als Leistungstrager beschrieben. Insge-
samt kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass
Arbeitsassistenz fiir eine kleine, besonders be-
troffene, aber auch hochqualifizierte Gruppe
von schwerbehinderten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern eine tiberaus wichtige
und zugleich optimale Hilfeleistung ist.

5.4.2.2 Unterstiitzung durch
Integrationsfachdienste

Integrationsfachdienste beraten besonders
betroffene schwerbehinderte Menschen bei
der Suche nach einem Ausbildungs- oder Ar-
beitsplatz, unterstiitzen sie und vermitteln ih-
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nen addquate Ausbildungs- oder Arbeitsplét-
ze. Des Weiteren informieren, beraten und
unterstitzen sie Unternehmen, die schwer-
behinderte Menschen beschéftigen méchten.

2007 unterstiitzten die Integrationsfachdiens-
te rund 89.800 (2005: 77.600) besonders be-
troffene schwerbehinderte Menschen. Bei
30.400 (2005: 26.500) genugte eine qualifizier-
te Beratung beziehungsweise eine kurzzeitige
Intervention. Bei knapp 59.400 (2005: 51.000)
Personen - zwei Drittel der Klienten — war hin-
gegen eine umfangreichere und auch langer-
fristige Begleitung erforderlich, um ein beste-
hendes Arbeitsverhaltnis zu stabilisieren oder
in ein neues zu vermitteln.

Ein Grofteil der Klientinnen und Klienten der
Integrationsfachdienste ist korperbehindert
(36%), 26 % sind psychisch behindert, 13 % sind
horbehindert und 12% sind Menschen mit
Lernschwierigkeiten. Daneben haben 9% eine
neurologisch bedingte Behinderung und rund
4% sind sehbehindert.

Von Integrationsfachdiensten betreute
Klienten und Klientinnen nach Art der
Behinderung

4%
9%

12% 36%

13%

26%

[ kérperbehinderung

I psychische Behinderung

[[] Horbehinderung

[] Lernschwierigkeiten

] Neurologisch bedingte Behinderung
I sehbehinderung

Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und
Hauptfirsorgestellen
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2007 waren zu Beginn der Tatigkeit der Inte-
grationsfachdienste 45,3 % ihrer Klienten und
Klientinnen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt beschéaftigt und 50,4 % arbeitslos. Einen
geringen Anteil machten betreute Schiilerin-
nen und Schiiler (2,4 %) und Werkstattbeschaf-
tigte (1,9 %) aus. Konkret gehérten 2007 1.396
Schiiler und Schiilerinnen und 1.093 Werk-
stattbeschaftigte zu dem Kundenkreis der In-
tegrationsfachdienste. Angesichts der Tatsa-
che, dass diese beiden Personengruppen als
Zielgruppe der Integrationsfachdienste ge-
setzlich genannt sind, sind sie nach wie vor
zahlenmdBig und regional unterreprasen-
tiert. Die Feststellung in dem ,,.Bericht der Bun-
desregierung uiber die Wirkung der Instru-
mente zur Sicherung von Beschéftigung und
zur betrieblichen Pravention® vom 2. Juli 2007,
dass dieses Ergebnis zu 90 % auf das Engage-
ment Baden-Wiirttembergs und Nordrhein-
Westfalens zurtickzufiihren ist, diirfte weiter-
hin zutreffend sein.

2007 haben die Integrationsfachdienste 6.635
schwerbehinderte Menschen in Arbeit vermit-
telt, 1.600 mehr als in 2005. Auch im Bereich
der Sicherung von Arbeitspldtzen konnte das
Arbeitsergebnis in 2007 verbessert werden. So
wurden 11.749 Félle abgeschlossen, wobei wie
schon in den Vorjahren in Giber zwei Drittel
der Falle das Arbeitsverhdaltnis erhalten blieb.

Angesichts der Tatsache, dass zum 1. Januar
2005 die Strukturverantwortung fur die Inte-
grationsfachdienste von der Bundesagentur
fur Arbeit auf die Integrationsémter iiberge-
gangen ist und organisatorische Anderungen
die Folge waren, sind diese guten Arbeitser-
gebnisse hervorzuheben. Nach Ablauf von
drei Jahren kann gesagt werden, dass der
Ubergang insgesamt gut gelungen ist. Aller-
dingsist auch festzustellen, dass die Inhalte
der Strukturverantwortung in den einzelnen
Landern durchaus unterschiedlich festgelegt
werden, was insbesondere Auswirkungen auf
den Bereich Vermittlung hat. Um hier lang-
fristig tragbare Losungen herbeizufiihren, ist
das Bundesministerium fur Arbeit und Sozia-

Teilhabe am Arbeitsleben

les mit den Landern, der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Integrationsamter und Haupt-
firsorgestellen sowie mit der Bundesarbeits-
gemeinschaft Unterstiitzte Beschéaftigung im
Gespréch.

Fur die Integrationsfachdienste von Bedeu-
tung ist ferner eine mit dem Jahressteuer-
gesetz 2009 vomn 19. Dezember 200821 vorge-
nommene Anderung des Umsatzsteuer-
gesetzes. Nunmehr sind geméas § 4 Nr. 16
Buchst. e) des Umsatzsteuergesetzes Integra -
tionsfachdienste ab dem 1. Januar 2009 von
der Umsatzsteuer befreit. Diese Anderung
fuhrt zu einer einheitlichen steuerrechtlichen
Behandlung aller Integrationsfachdienste.

5.4.2.3 Integrationsprojekte

Integrationsprojekte sind Unternehmen, die
sich von anderen dadurch unterscheiden, dass
sie iberdurchschnittlich viele besonders be-
troffene schwerbehinderte Menschen be-
schaftigen, ndmlich mindestens 25 %. Das sind
beispielsweise schwerbehinderte Menschen
mit einer geistigen oder seelischen Behinde-
rung, die einer besonderen arbeitsbegleiten-
den Betreuung bediirfen, die aus einer Werk-
statt fiir behinderte Menschen auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt wechseln oder
schwerbehinderte Schulabganger und Schul-
abgangerinnen, die ohne besondere Unter-
stiitzung den Weg ins Berufsleben nicht schaf-
fen.

Die Zahl der Integrationsprojekte nahm in
den vergangenen Jahren stetig zu. So gab es
2002 314 Integrationsprojekte und 2007 be-
reits 517. Mit der Zahl der Integrationsprojekte
steigt auch die Zahl der Beschaftigten. 2007
waren 13.694 Menschen in Integrationsprojek-
ten beschéftigt. Darunter waren wiederum
5.535 besonders betroffene schwerbehinderte
Menschen. 2007 waren allerdings nur knapp
8% der Beschéftigten Personen, die entweder
aus einer Werkstatt fiir behinderte Menschen
oder als Absolventen einer Schule mit dem
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Forderschwerpunkt geistige Entwicklung in
ein Integrationsprojekt gewechselt sind, ob-
wohl sie zu der Zielgruppe der Integrations-
projekte gehoren.

Integrationsprojekte konnen von den Integra-
tionsdmtern Zuschisse zu investiven Kosten,
zur Grindungs- und betriebswirtschaftlichen
Beratung sowie fiir Leistungen fiir besonderen
Aufwand erhalten. Integrationsprojekte, die
mehr als 40 % besonders betroffene schwerbe-
hinderte Menschen beschaftigen, gelten als
Zweckbetriebe und damit als gemeinniitzig
im Sinne der Abgabenordnung. Damit sind sie
von den Ertragssteuern befreit und zahlen nur
einen erméBigten Umsatzsteuersatz (7%).

Die Ausgaben der Integrationsdmter fiir Inte-
grationsprojekte betrugen 2007 fast 47 Mio.
Euro. Knapp 70 % der Férderung betrafen lau-
fende Kosten, d.h. Zuschiisse fiir besonderen
Aufwand sowie fiir Betreuung und Minderleis-
tungsausgleich. Damit bindet die Forderung
von Integrationsprojekten die Mittel der Inte-
grationsamter langfristig in erheblichem
MaBe. Die betriebswirtschaftliche Beratung
bei der Griindung ist deswegen besonders
wichtig. Je mehr ein Integrationsprojekt selbst
erwirtschaftet, desto weniger ist es von staatli-
chen Zuschiissen abhangig. Die Integrations-
amter haben dann mehr Mittel, um neue Pro-
jekte zu initiieren.
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Nordrhein-Westfalen intensiviert die
Forderung von Integrationsprojekten.
Bereits heute gibt es hier rund 120 Inte-
grationsunternehmen mit rund 2.700
Arbeitsplédtzen, davon 1.400 fir schwer-
behinderte Menschen. Mit dem Pro-
gramm ,Integration unternehmen!“
sollen innerhalb von drei Jahren weitere
Integrationsprojekte und damit 2.000
Arbeitspléitze, davon 1.000 fiir schwerbe-
hinderte Menschen geschaffen werden.
Dies soll durch eine Kooperation der
Landschaftsverbdnde Rheinland und
Westfalen-Lippe, der Regionaldirektion
der Bundesagentur fiir Arbeit sowie den
Tréagern der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende in Nordrhein-Westfalen
geschehen. Dafiir stellt das Land Nord-
rhein-Westfalen 10 Mio. Euro Haushalts-
mittel fiir die Investitionskosten zur
Verfiigung. Die Landschaftsverbidnde
beteiligen sich mit weiteren 10 Mio.
Euro aus Mitteln der Ausgleichsabgabe.
Sie erbringen laufende Leistungen fiir
Minderleistungsausgleich und beson-
deren Aufwand und férdern die Kosten
der betriebswirtschaftlichen und Grin-
dungsberatung. Zudem kann eine
Forderung im Rahmen der ,,JobPerspek-
tive“22 dann erfolgen, wenn ein schwer-
behinderter Mensch langzeitarbeitslos
istund sowohl zu der Zielgruppe der
»JobPerspektive® als auch der Integra-
tionsprojekte gehort. Bis Ende 2008
wurden rund 250 Arbeitspldtze fir Men-
schen aus der Zielgruppe geschaffen,

22 Integrationsprojekte neu gegriindet
und in rund 30 bestehenden Projekten
die Arbeitsplatzkapazitdten erweitert.
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5.4.3 Initiative ,job - Jobs ohne Barrieren“
und Arbeitsmarktprogramm ,,Job4000*

[ ) Initiative far

] O Ausbildung und

Beschaftigung
behinderter
Menschen sowie
betriebliche
Pravention
"ww.bmas.4¢

gefordert durch:

* Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales E S F
A

Européischer Sozialfonds
fiir Deutschland

Teilhabechancen behinderter Menschen wer-
den auch durch die vom Bundesministerium
fir Arbeit und Soziales getragene Initiative
»,Job —Jobs ohne Barrieren“ und durch das
Arbeitsmarktprogramm ,,Job4000“ verbessert.
Die Initiative gibt es seit 2004. Sie war zu-
néchst bis Ende 2006 befristet und wurde
ausfiihrlich evaluiert?3. Wegen des guten
Erfolges wird die Initiative bis Ende des Jahres
2010 fortgesetzt. ,job* hat drei Ziele:

m Moglichst vielen ausbildungsplatz -
suchenden (schwer-)behinderten jungen
Menschen soll ein Ausbildungsplatz ange-
boten werden.

m Moglichstviele Unternehmen sollen
(schwer-)behinderte Menschen
beschéftigen.

m Durch Einfiilhrung eines betrieblichen
Eingliederungsmanagements sollen
Gesundheit und Leistungstahigkeit der
Beschaftigten langfristig erhalten und
gefordert werden.

Zur Umsetzung der Ziele sollen unter ande-
rem Kooperationsbeziehungen und Netz-
werkbildungen von Unternehmen und
Institutionen gefordert werden, die fiir die
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeits-
leben Verantwortung tragen.

Derzeit besteht die Initiative ,,job® aus 15 Akti-
vitaten, darunter ein hoher Anteil von fast 50 %
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mit Beispielen von Unternehmen, die sich ih-
rer sozialen Verantwortung gegeniiber behin-
derten und schwerbehinderten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern bewusst sind (wie die
Daimler AG, Bertelsmann, Airport Hamburg),
bzw. die gezielt mehr Ausbildungsmaoglich -
keiten fiir behinderte Jugendliche in ihren
Unternehmen zur Verfiigung stellen (wie die
METRO Group, E.ON, RWE und die Siemens
AG). Dartuiber hinaus werden im Rahmen der
Initiative Projekte, die verbesserte Moglich-
keiten der Teilhabe behinderter Menschen im
Sinn der genannten Ziele modellhaft umset-
zen, durchgefihrt.

Voraussetzung einer finanziellen Férderung
von Projekten ist u. a., dass Zugangsmoglich-
keiten fiir behinderte oder schwerbehinderte
Frauen bestehen und deren Situation geson-
dert erfasst und dargestellt wird. Auch unter
dem Aspekt, dass diese modellhaften Verfah-
ren betrieblicher Integration Vorbildcharak-
ter fiir weitere Unternehmen haben, soll die
verstarkte Integration behinderter und
schwerbehinderter Frauen bei der Teilhabe
am Arbeitsleben auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zum Ausdruck kommen.

Derzeit werden sechs Projekte im Rahmen der
Initiative geférdert. Unter anderem wird seit
2008 ein Projekt gefordert, dessen Ziel es ist,
fur geistig und/oder lernbehinderte Jugend -
liche eine betriebliche Ausbildung mit verrin-
gertem Theoriegehalt zu entwickeln. Da-
neben lduft ein Projekt zum Aufbau eines
integrativen Netzwerkes zum Betrieblichen
Eingliederungsmanagement. In einem ande-
ren Projekt werden Unternehmens- und
Arbeitnehmervertretungen in Fragen des
Schwerbehindertenrechts informiert und ge-
schult. Ein weiteres Projekt soll die Implemen-
tierung eines neuen Berufsfeldes fir schwer-
behinderte Frauen in gyndkologischen
Praxen, Krankenhdusern und medizinischen
Versorgungszentren durch eine blindenspezi-
fische Qualifikation zur Medizinischen Tastun-
tersucherin ermaoglichen.
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Als zweiten Bestandteil zur Verbesserung der
Teilhabe schwerbehinderter Menschen am
Arbeitsleben hat das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales das Arbeitsmarktpro-
gramm ,,Job4000 initiiert, das von Januar
2007 bis Dezember 2013 durchgefiihrt wird24.
Mit dem Programm soll die berufliche Integra-
tion schwerbehinderter Menschen mit beson-
deren Schwierigkeiten bei der Teilhabe am Ar-
beitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
gezielt vorangetrieben werden. Zugleich soll
die Bundesagentur fir Arbeit bei der Durch-
fihrung ihrer gesetzlichen Aufgaben im Rah-
men der beruflichen Integration von Men-
schen mit Behinderungen unterstiitzt werden.

Das Programm wird von den Landern in eige-
ner Verantwortung durchgefiihrt, so dass bei
der konkreten Programmgestaltung Beson-
derheiten in einzelnen Landern berticksich-
tigt werden konnen. Im Laufe des Jahres 2007
hat das Programm in allen Lédndern begonnen.

J@b Beschiiftigung
4 O O O Ausbildung
Unterstiitzung
,Job4000“ basiert auf drei Sdulen: Ausbildung,

Beschéaftigung und Unterstiitzung am Arbeits-
oder Ausbildungsplatz.

m Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, die
einen besonders betroffenen schwerbehin-
derten Menschen zusétzlich einstellen und
sozialversicherungspflichtig beschaftigen,
erhalten finanzielle Unterstiitzung. Die
genaue Hohe und die Forderdauer wird
im Einzelfall festgelegt. Moglich sind im
Durchschnitt bis zu 600 Euro monatlich
fur die Dauer von bis zu fiinf Jahren. Zur
Zielgruppe gehoren beispielsweise schwer-
behinderte Menschen ohne abgeschlos -
sene Berufsausbildung oder mit beson -
deren kognitiven Einschrankungen.

Damit sollen mindestens 1.000 zusétzliche
Arbeitsplatze geschaffen werden.
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m Unternehmen, die einen zuséatzlichen
Ausbildungsplatz fiir schwerbehinderte
Jugendliche schaffen, erhalten eine Pramie
von bis zu 3.000 Euro. Erfolgt nach Ab-
schluss der Ausbildung eine Ubernahme in
ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits-
verhéltnis, wird eine weitere Pramie von bis
zu 5.000 Euro gezahlt. Hierdurch sollen
mindestens 500 zusatzliche Ausbildungs-
platze insbesondere fiir schwerbehinderte
Schulabgédngerinnen und Schulabganger
geschaffen werden.

m Integrationsfachdienste sollen gezielt
schwerbehinderte Menschen bei betrieb -
licher Ausbildung und sozialversicherungs-
pilichtiger Beschéftigung auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt unterstiitzen.
Zielgruppe sind vor allem schwerbehin-
derte Jugendliche nach Beendigung der
schulischen Bildung. Die Integrationsfach-
dienste erhalten bis zu 250 Euro monatlich
fur jeden dieser Unterstiitzungsfélle. Durch
das Programm sollen mindestens 2.500
schwerbehinderte Menschen mit besonde-
ren Schwierigkeiten bei der Integration in
das Arbeitsleben unterstiitzt werden.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les stellt fiir das Programm Mittel in Hohe von
rund 30 Mio. Euro aus dem Ausgleichsfonds
zur Verfiigung. Die Lander stellen fiir die
Saulen ,Ausbildung” und ,,Beschéftigung*® zu-
sdtzlich rund 20 Mio. Euro bereit. Mit dem Pro-
gramm wurden nach dem vorliegenden Ers-
ten Zwischenbericht der Gesamtbetreuung

bis Ende 2008 1.245 zusatzliche Arbeitsplétze,
und 323 zusatzliche Ausbildungsplétze ge-
schaffen sowie 1.493 schwerbehinderte Men-
schen unterstiitzt. Die Gesamtinanspruchnah-
me des Programms liegt damit bei 76 %; die zur
Verfiigung stehenden Mittel sind von den Lan-
dernim Rahmen der dort entwickelten Richt-
linien so eingesetzt worden, dass das fiir die
Saulen jeweils vorgegebene Mindestziel tiber-
schritten ist oder voraussichtlich tiberschrit-
ten werden wird.
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5.4.4 Kontinuierliche Verbesserung der
Beschaftigungssituation

Dass die oben dargestellten MaBnahmen wir-
kungsvoll sind, zeigt sich an der Verbesserung
der Beschéaftigungssituation schwerbehinder-
ter Menschen. Auch die Arbeitslosigkeit
schwerbehinderter Menschen istin den Jah-
ren 2005 bis 2008 gesunken. Allerdings liegen
fir diesen Zeitraum von den 69 zugelassenen
kommunalen Trédgern keine vollstdndigen,
verwertbaren Daten vor, so dass nur eine Teil-
auswertung moglich ist. Eine vollstdndige
Auswertung, die auch die Daten der zugelas-
senen kommunalen Trager erfasst, kann erst
seit Mai 2009 vorgenommen werden.

In den Jahren 2005 bis 2008 sank die Arbeits-
losigkeit schwerbehinderter Menschen insge-
samt deutlich um tiber 14 %. So waren im 2008
im Jahresdurchschnitt 154.486 schwerbehin-
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derte Menschen bei den Agenturen fiir Arbeit
oder den Arbeitsgemeinschaften arbeitslos
gemeldet, tiber 25.500 weniger als noch im
Jahr 2005.

Allerdings muss auch festgestellt werden, dass
im selben Zeitraum die Zahl aller Arbeitslosen
um fast 33% gesunken ist und dass die Entwick-
lung im Rechtskreis SGB III positiver ist als im
Rechtskreis SGB II. So sank die Arbeitslosigkeit
schwerbehinderter Menschen im Beobach-
tungszeitraum im Rechtskreis SGB III um tiber
31%.Im selben Zeitraum sank die allgemeine
Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB IIl um
mehr als die Halfte (minus 51,7 %). Im Rechts-
kreis SGB Il sank die Gesamtarbeitslosigkeit um
18,5 %, wahrend die Arbeitslosigkeit schwerbe-
hinderter Menschen gegen den Trend um
knapp 3% gestiegen ist. Dies zeigt, dass im
Rechtskreis SGB Il Handlungsbedarf besteht.

Arbeitslose schwerbehinderte Menschen - insgesamt -
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Zudem ist festzustellen, dass sowohl die all-
gemeine Arbeitslosigkeit als auch die der
schwerbehinderten Menschen seit Januar
2009 steigt. Wegen der Auswirkungen der
Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt rech-
net die Bundesregierung mit einem Ansteigen
der allgemeinen Arbeitslosigkeit um 450.000
in 2009 auf 3,7 Mio. und um 900.000 in 2010
auf insgesamt 4,6 Mio. Daher ist auch ein
weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit schwer-
behinderter Menschen zu erwarten.

Die Beschéaftigungssituation schwerbehinder-
ter Menschen hat sich in den letzten Jahren
kontinuierlich verbessert. Dies betrifft sowohl
die Beschéaftigung bei beschéftigungspflichti-
gen wie bei nicht beschéaftigungspflichtigen
Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen. Insge-
samtist die Zahl der beschéftigten schwerbe-
hinderten und gleichgestellten behinderten
Menschen von 884.882 in 2003 auf 930.612 in
2006 um 5% gestiegen (neuere Zahlen liegen
nichtvor). Dabei ist die Zahl der beschéftigten
schwerbehinderten Frauen tiberproportional
um 7,5 % gestiegen. Diese profitieren damit
uberdurchschnittlich von der verbesserten
Beschéftigungssituation.

Beschéftigungssituation schwerbehinderter Menschen

Beschaftigte schwerbehinderte Menschen
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Weiter ist bemerkenswert:

m DieZahl der bei beschéftigungspflichtigen
Arbeitgebern beschéftigten schwerbe-
hinderten Menschen steigt seit 2003 stetig
an (von 761.882 auf 787.912 im Jahr 2006).

m Die Beschiftigungsquote ist entsprechend
von 4% auf 4,3% gestiegen.

m Auchdie Zahl der bei nicht beschéftigungs-
pilichtigen Arbeitgebern beschéftigten
schwerbehinderten Menschen steigt (ab
2005142.700, in den Vorjahren 123.000;
wird nur alle fiinf Jahre erhoben).

m Gleichzeitig kann festgestellt werden, dass
die Zahl der beschéftigungspflichtigen
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, die
keinen einzigen schwerbehinderten
Menschen beschéftigen, seit 2003 stark
gesunken ist. Wahrend in 2003 fast 40.000
Unternehmen ihrer Beschaftigungspflicht
nicht nachkamen, waren dies in 2006 nur
noch rund 30.000. Dies bedeutet einen
Ruckgang um 22,5 %. Mit der Einfiihrung
der Staffelung der Ausgleichsabgabe
wurden Unternehmen also auch besonders
motiviert, erstmals schwerbehinderte Men-
schen einzustellen.

Das System von Beschéaftigungspflicht und ge-
staffelter Ausgleichsabgabe wirkt sich daher
deutlich positiv auf die Beschéftigung schwer-
behinderter Menschen aus.

* beibeschaftigungspflichtigen AG 761.882 764.701 771.233 787.912
*  beinicht beschaftigungspflichtigen AG 123.000 123.000 142.700 142.700
Beschaftigungsquote (in %) 4,0 4,1 4,2 4,3
Beschaftigungspflichtige AG ohne sbM 39.766 35.073 32.341 30.820

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit aus dem Anzeigeverfahren gemafR § 80 Abs. 2 SGB IX;

AG =Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberinnen, sbM =schwerbehinderte Menschen
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Beschéaftigungsquoten des dffentlichen Dienstes des Bundes

Offentlicher Dienst insgesamt
Oberste Landesbehoérden
Bundesbehorden

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

5.4.5 Beschaftigung schwerbehinderter
Menschen beim Bund

Auch die Entwicklung im 6ffentlichen Dienst
zeigt, dass der von der Bundesregierung ein-
geschlagene Weg zur Verbesserung der Be-
schaftigungssituation schwerbehinderter
Menschen erfolgreich ist. So stieg im Zeitraum
2003 bis 2006 die Beschaftigungsquote der 6f-
fentlichen Arbeitgeber insgesamtvon 5,4 %
auf 5,9%. Betrachtet man die obersten Landes-
behorden, ist eine Steigerung von 4,8 % auf
5,3% zu verzeichnen. Die Quote der Bundesbe-
horden stieg im gleichen Zeitraum von 7,1%
auf 8,5%. Damit hat der Bund, wie schon in der
Vergangenheit, ein vorbildliches Gesamter-
gebnis erreicht.

5.5 Betriebliches
Eingliederungsmanagement

Fir behinderte und nichtbehinderte Beschéf-
tigte ist es wichtig, dass sie ihren Arbeitsplatz
auf Dauer halten kdénnen. Gerade angesichts
des demographischen Wandels, der Arbeitge-
ber und Arbeitgeberinnen dazu zwingt, ihren
Arbeitskraftebedarf mehr und mehr aus dem
Kreis der dlteren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer zu decken, spielt der Aspekt der
Sicherung der Beschaftigungsfahigkeit bis
zum reguldren Ruhestand eine immer groBe-
re Rolle.

Zu diesem Zweck wurden zum 1. Mai 2004 die
Regelungen zum Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement in das SGB IX eingefiihrt.
Sind Beschéftigte innerhalb eines Jahres ldn-
ger als 6 Wochen ununterbrochen oder wie-
derholt arbeitsunfdhig, muss der Arbeitgeber

5,4% 5,6% 5,7% 5,9%
4,8% 4,6% 5,1% 5,3%
7,1% 7,1% 7,3% 8,5%

oder die Arbeitgeberin mit Zustimmung der
betroffenen Person kldren, wie die Arbeits -
unfahigkeit moglichst iberwunden werden
kann und welche Leistungen und Hilfen zur
Unterstiitzung dieses Ziels erforderlich sind.
An diesem Prozess sind die Interessenvertre-
tungen der Beschéftigten, bei schwerbehin-
derten Menschen auch die Schwerbehinder-
tenvertretung und, soweit erforderlich, der
Werks- oder Betriebsarzt zu beteiligen. Ge-
meinsame Servicestellen oder Integrations-
amter werden hinzugezogen, wenn es um die
Abklarung von Leistungen zur Teilhabe oder
begleitende Hilfen im Arbeitsleben geht.

Den konkreten Ablauf des Betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements schreibt das Gesetz
bewusst nicht vor. Es ist in jedem Einzelfall auf
die Situation des Betroffenen und die jeweili-
gen betrieblichen Anforderungen anzupas-
sen, wodurch hohe Anforderungen an das
passgenaue und flexible Zusammenwirken
der Beteiligten gestellt werden.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales unterstiitzt die Umsetzung der
gesetzlichen Vorgaben durch For-
schungsprojekte und durch die Foérde-
rung entsprechender Modellvorhaben
im Rahmen der Initiative ,,job - Jobs
ohne Barrieren®. Seit 2004 wurden bis-
lang 13 Modellprojekte zum Betriebli-
chen Eingliederungsmanagement im
Rahmen der Initiative geférdert. Auf ins-
gesamt vier Konferenzen mit iiber 1.300
Teilnehmern und Teilnehmerinnen wur-
den die Chancen, Ziele und Vorausset-
zungen einer erfolgreichen Implemen-
tierung des Betrieblichen Einglie-
derungsmanagements diskutiert.
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Nach einer vom Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales gefoérderten Studie zum Stand
der Umsetzung des Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements2° fiihrt dieses in den
Unternehmen, in denen es praktiziert wird,
regelméBig zu positiven Effekten, etwa in
Form eines niedrigeren Krankenstandes. 36 %
der befragten betrieblichen Vertreter und Ver-
treterinnen bestdtigen, dass Fehlzeiten redu-
ziert werden konnten. Jeder sechste Befragte
bzw. jede sechste Befragte gibt an, dass MaB-
nahmen des Betrieblichen Eingliederungs -
managements zur Sicherung der Erwerbs -
beteiligung eines Beschéftigten bzw. einer
Beschéftigten mit schwerwiegenden gesund-
heitlichen Problemen beigetragen habe.

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
haben allerdings Schwierigkeiten bei der Um-
setzung des Betrieblichen Eingliederungsma-
nagements. Sie haben oft nicht die notwendi-
gen Ressourcen und verfiigen nicht tiber das
notwendige Know-how, um ein Betriebliches
Eingliederungsmanagement einzufiihren.

Um die KMU in diesem Punkt zu unterstiitzen,
ist zum Jahresbeginn 2008 das Projekt ,,Gesun-
de Arbeit® gestartet worden, das aus Mitteln
des Ausgleichsfonds sowie aus Mitteln des
Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales
im Rahmen der Initiative Neue Qualitét der
Arbeit (INQA) gefordert wird. Es soll einen
nachhaltigen Beitrag zur Verbesserung der
Beschéaftigungsfahigkeit der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter insbesondere in KMU leisten.
Dazu werden finf regionale ,Netzwerkstellen
Gesunde Arbeit” mit Modellcharakter errich-
tet, die die Koordination von Beratungsleis-
tungen zum Thema Beschéaftigungsfahigkeit
(und in diesem Rahmen insbesondere auch
zum Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ment) speziell fiir KMU tibernehmen. Die
regionalen Netzwerkstellen werden von
unterschiedlichen Anbietern betrieben, die
sowohl aus dem Bereich der medizinischen
wie der beruflichen Rehabilitation kommen.
Mittel- bis langfristiges Ziel ist die Einrichtung
weiterer Netzwerkstellen bundesweit. Das
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Projekt ,,Gesunde Arbeit” wird flankiert von
den Projekten ,,Gesundheit und Arbeit* und
~Betriebliches Eingliederungsmanagement
im Verbund mit der Industriegemeinschaft®,
die spezielle innovative Ansétze zur Gestal-
tung eines Betrieblichen Eingliederungsma-
nagements in KMU erarbeiten sollen. In die-
sem Rahmen wird die Deutsche
Rentenversicherung Bund Losungsmoglich-
keiten entwickeln, die als Modell fiir ganz
Deutschland genutzt werden kénnen.

Einen dhnlichen Ansatz verfolgt das im Rah-
men der Initiative ,job — Jobs ohne Barrieren®
geforderte Projekt ,,Regionale Initiative —
Betriebliches Eingliederungsmanagement®
der Deutschen Rentenversicherung Bund, in
dessen Rahmen insbesondere die Gemeinsa-
men Servicestellen als Ansprechpartner fiir
Unternehmen einbezogen und zu Kompe-
tenzzentren in Sachen Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement werden sollen.

Neben besonderen Hilfestellungen fiir KMU
besteht auch grundsétzlich ein erheblicher
Bedarf an Information und Know-how in Be-
zug auf die Ein- und Durchfiihrung eines Be-
trieblichen Eingliederungsmanagements.
Hinzuweisen ist deshalb auf die vielféltigen
Praxishilfen, die hierzu inzwischen erarbeitet
worden sind, etwa das im Rahmen des EIBE-
Projekts entwickelte Datenschutzkonzept, das
neben vielen weiteren Materialen im Internet,
unter www.eibe-projekt.de frei zuganglich
ist. Auch die am 1. Oktober 2008 gestartete
Online-Akademie der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Integrationsdmter und Hauptfir-
sorgestellen bietet unter www.integrations-
amter.de Handlungshilfen zum betrieblichen
Eingliederungsmanagement an.
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5.6 Werkstatten
fir behinderte Menschen

Die Werkstétten fur behinderte Menschen
bieten denjenigen Personen Beschéaftigungs-
moglichkeiten, die wegen Art oder Schwere
ihrer Behinderung (noch) nicht auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt beschéaftigt werden kon-
nen. Sie sind damit ein wichtiger Baustein im
Bereich der Teilhabe am Arbeitsleben.

Die Zahl der in Werkstéatten beschéftigten be-
hinderten Menschen steigt stetig an

(2003: 235.756, 2007: 275.492). Deshalb hat
das Bundesministerium fir Arbeit und Sozia-
les in Zusammenarbeit mit den Ldndern eine
Studie in Auftrag gegeben, die den Ubergang
von der Schule in den Beruf, Beratungs- und
Entscheidungsprozesse im Vorfeld der Auf-
nahme in eine Werkstatt, die Unterstiitzung
von Werkstattbeschiftigten beim Ubergang
aus der Werkstatt auf den allgemeinen Ar-
beitsmarkt sowie alternative Beschéaftigungs-
moglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeits-
markt niher erforscht hat26.

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass fiir
den Anstieg der Beschaftigtenzahl mehrere
Faktoren ursachlich sind:

m DieZahl der Schiilerinnen und Schiiler mit
den Forderschwerpunkten geistige Ent-
wicklung und soziale und emotionale
Entwicklung nimmt kontinuierlich zu
(2000 bis 2006: geistige Entwicklung +14 %,
soziale und emotionale Entwicklung + 38 %).

m Die Férderung des Ubergangs Werkstatt-
beschéftigter auf den allgemeinen Arbeits-
marktist in vielen Werkstétten nicht selbst-
verstandliche Praxis. So haben in den
Jahren 2002 bis 2006 in dem jeweiligen
Jahr nur jeweils 20 % bis 25 % der Werk-
stitten mindestens einen Ubergang zu ver-
zeichnen.

m Die Autoren der Studie halten es fiir plausi-
bel, dass der Anstieg der Eintritte in Werk-
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statten auch damit zu tun hat, dass die
Bundesagentur fiir Arbeit 2004 durch ihr
neues Fachkonzept ,.Berufsvorbereitende
BildungsmafBnahmen*® die FérdermafBnah-
men neu geordnet hat. In der Folge hat sich
gezeigt, dass die allgemeinen berufsvorbe-
reitenden MaBBnahmen fiir Jugendliche mit
geistiger oder Lernbehinderung nur einge-
schrankt nutzbar sind:

m Eltern und familidrem Umfeld erscheint
die Werkstatt oftmals als die sicherere
Alternative.

m Uberwiegend sind die Férderschulen auf
Werkstédtten ausgerichtet, so dass es zu
einem Automatismus beim Ubergang
Schule - Beruf in Richtung Werkstatt beim
Forderschwerpunkt geistige Entwicklung
kommt.

Die Studie konnte keinen Beleg fiir die oftmals
vermuteten Fehlbelegungen feststellen:

m Der Anteil der sogenannten Quereinsteiger
und Quereinsteigerinnen, d. h. behinderter
Menschen, die nicht unmittelbar nach
Beendigung der Schullaufbahn, sondern
erst spater, zum Teil im Verlauf ihres Berufs-
lebens in die Werkstadtten kommen, ist kon-
stant geblieben.

m Beiseelisch behinderten Menschen gibt es
zwar tiberdurchschnittlich viele Zugéange
(34%), aber auch tiiberdurchschnittlich viele
Abgénge (38 %).

m Entscheidungen im Fachausschuss iiber
eine Aufnahme in eine Werkstatt fallen in
der Regel einvernehmlich. Fur die An -
nahme, dass die Vertreter und Vertreterin-
nen der Sozialhilfe in den Fachausschiissen
regelméBig tiberstimmt werden, fanden
sich keine Anhaltspunkte.

Die Autoren und Autorinnen der Studie emp-
fehlen, die betriebliche Integration von auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt besonders be-
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nachteiligten Menschen bei den Akteuren als
Leitbild stérker zu verankern, und zwar so-
wohl an der Schnittstelle Schule/Beruf als auch
an der Schnittstelle Werkstatt/Ubergang auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt. In erster Linie
miusse sich die Mentalitét der Beteiligten &n-
dern und erst in zweiter Linie das Recht (z.B.
Verankerung betrieblicher Praktika in den
Lehrplanen).

Die Empfehlung aus der 0.g. Studie, eine klare-
re Regelung hinsichtlich der Au3enarbeits-
platze zu schaffen, wurde durch das Gesetz
zur Einfiihrung Unterstiitzter Beschaftigung
vom 22. Dezember 2008 bereits umgesetzt.
Nunmehr ist ausdriicklich klargestellt, dass
zum Angebot an Berufsbildungs- und Arbeits-
platzen auch ausgelagerte Platze auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt gehoren. Sie sollen
dem Ubergang oder auch als dauerhaft ausge-
lagerte Arbeitspldtze dienen. Bei der Umset-
zung dieser Regelung sind die Ergebnisse der
Studie zu beachten, wonach die Zahl der aus-
gelagerten Gruppenarbeitspldatze mehr als
das Dreifache der Zahl der ausgelagerten
Einzelarbeitsplatze betragt; dass aber die
Ubergangsquote von ausgelagerten Einzel-
arbeitspldtzen deutlich hoher ist als von Grup-
penarbeitspldtzen. So gab es 2006 891 Einzel-
arbeitsplitze mit einer Ubergangsquote von
5,1%. Bei den 3.099 Gruppenarbeitsplatzen be-
trug die Ubergangsquote hingegen nur1,1%.
Sollen die AuBenarbeitsplitze also dem Uber-
gang dienen, miissen ausgelagerte Einzelar-
beitsplédtze angestrebt werden.

Die Empfehlung, die Werkstatten stérker auf
den Ubergang ihrer Beschéftigten auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt zu orientieren, ist
Gegenstand des vom Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales aus dem Ausgleichsfonds
geforderten Projekts ,,JobBudget® mit einer
Laufzeit von 2008 bis 2011%’. Ziel des Projekts
ist, Uberginge auf den allgemeinen Arbeits-
markt durch eine betriebsorientierte, modu -
lare Qualifizierung unter Anwendung des
Personlichen Budgets zu gestalten. Dies ge-
schiehtin Kooperation von ambulanten An-
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bietern wie Integrationsfachdiensten und
Zentren selbstbestimmten Lebens sowie den
Werkstitten fiir behinderte Menschen.

In Werkstétten, in denen die Forderung des
Ubergangs noch nicht zur selbstverstindli-
chen Praxis gehort, kénnen sich die behinder-
ten Menschen kiinftig diese Qualitdtsmodule
einfacher als heute bei einem externen An-
bieter (zum Beispiel einem Integrationsfach-
dienst) einkaufen. Es ist zu erwarten, dass die
durch das Projekt verbesserten Moglichkeiten
des externen Einkaufs auch zu verstéarkten
eigenen Ubergangsangeboten der Werkstit-
ten fithren.

Einen anderen Weg, den Ubergang zu for-
dern, geht Rheinland-Pfalz. Hier haben seit
Maérz 2006 Werkstattbeschaftigte die Mog-
lichkeit, mit Hilfe des sogenannten ,Budgets
fir Arbeit” in einem reguliren Arbeitsverhalt-
nis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu
arbeiten. Dies wird erreicht, indem die Leis-
tungen der Eingliederungshilfe in ein ,,Budget
fur Arbeit® umgewandelt werden, welches der
Arbeitgeber als Minderleistungsausgleich be-
kommt (in der Regel 70 % des Arbeitslohns).
Dieser Minderleistungsausgleich wird zudem
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe vom Inte-
grationsamt aufgestockt. Auerdem wird aus
Mitteln der Eingliederungshilfe auch die
weitere Betreuung durch die Werkstétten ge-
waéhrleistet. Bereits im ersten Jahr des Projekts
istso iiber 30 Werkstattbeschéaftigten der
Ubergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
gelungen.
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6 | Leistungen zur Teilhabe und

Verfahrensoptimierung

In Deutschland leben rund 8 Mio. Menschen
mit einer Behinderung; 6,9 Mio. sind schwer-
behindert28. Rund 10 % der Biirgerinnen und
Biirger haben demnach eine Behinderung.
Um ihre Selbstbestimmung und gleichberech-
tigte Teilhabe zu férdern und um Benachteili-
gungen zu vermeiden bzw. ihnen entgegen-
zuwirken, erhalten behinderte Menschen
Leistungen zur Teilhabe.

Neben der Bereitstellung staatlicher Leistun-
gen zur Teilhabe ist der Zugang zu diesen Leis-
tungen von groBBer Bedeutung. Entscheidend
ist nicht nur was geleistet wird, sondern vor al-
lem wie ein behinderter Mensch diese Leistun-
genin Anspruch nehmen kann. Besondere Be-
dirfnisse haben hierbei behinderte Menschen
mit Migrationshintergrund. Sprachschwierig-
keiten und kulturelle Besonderheiten kénnen
behinderte Menschen mit Migrationshinter-
grund den Zugang zu den bestehenden Ange-
boten erschweren oder verhindern. Hier gilt
es nach Moglichkeiten zu suchen, um iiber
eine verbesserte Datenlage die Bedtirfnisse
und Probleme von behinderten Menschen mit
Migrationshintergrund zu konkretisieren.

Das Ubereinkommen der Vereinten Nationen
uber die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen unterscheidet in seinen Regelungen
zwischen Rechten des und der Einzelnen und
Pflichten fiir den Staat. Die PflichtmaBnahmen
des Staates stellen hierbei die Voraussetzung
dafiir dar, dass die Rechte des Einzelnen tiber-
hauptin Anspruch genommen werden kon-
nen. Auch staatliche Sozialleistungen fiir eine
gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft
entfalten ihre Wirkung erst dann, wenn sie be-
darfsorientiert und zeitnah zuganglich sind.

Im Folgenden soll daher der Blick sowohl auf
die Entwicklung des Leistungsrechtes fiir be-
hinderte Menschen im Berichtszeitraum als
auch auf die Strategien der Bundesregierung
zur Verfahrensoptimierung von Sozialleistun-
gen gelegt werden, die sie in enger Kooperati-
on mit den ausfithrenden Verwaltungsorga-
nen erarbeitet hat.

6.1 Leistungen zur Teilhabe
6.1.1Frihférderung

Behinderte und von Behinderung bedrohte
Kinder bendétigen vielfach sowohl medizinisch-
therapeutische als auch (heil-)pddagogische
Leistungen. Wenn diese Leistungen inter-
disziplinar unter Einbeziehung des sozialen
Umfeldes des Kindes erbracht werden, bezeich-
netman dies als ,Friihférderung®.

Unter Experten ist die Bedeutung der Friithfor-
derung unstreitig: Je frither in der kindlichen
Entwicklung eine Auffélligkeit oder Beein-
trachtigung erkannt wird, desto besser kann
vorgebeugt und geholfen werden. Denn gera-
de die frithkindlichen Entwicklungsphasen
sind durch eine hohe Beeinflussbarkeit ge-
kennzeichnet. Neben der Forderung des Kin-
desistdie Beratung der Erziehungsberechtig-
ten von grof3er Bedeutung.

Fir die medizinisch-therapeutischen und fiir
die heilpddagogischen Leistungen im Rah-
men der interdisziplindren Frithférderung
sind verschiedene Leistungstrager zustdndig:
zum einen die Sozial- und Jugendhilfe und
zum anderen die Krankenkassen. Bis zum In-
krafttreten des SGB IX im Jahr 2001 gab es kei-
ne gesetzliche Grundlage fiir eine interdiszip-
lindre Leistungserbringung aus einer Hand.
Das hat sich mit dem SGB IX und der Frithfor-
derungsverordnung aus dem Jahr 2003 geén-
dert. Der Gesetzgeber hat durch diese Rege-
lungen die Grundlage dafiir geschaffen, dass
Leistungen der Sozial- und Jugendhilfe und
Leistungen der Krankenkassen als eine ,,Kom-
plexleistung” durch Interdisziplindre Frihfor-
derstellen und Sozialpéddiatrische Zentren er-
bracht werden kénnen.

Nach einer vom Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales finanzierten Studie (,Datenerhe-
bung zu den Leistungs- und Vergiitungsstruk-
turen in der Frithféorderung behinderter und
von Behinderung bedrohter Kinder®, vertf-
fentlicht auf der Homepage des Bundesminis-
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teriums fiir Arbeit und Soziales), die erstmals
einen Uberblick iiber die bundesweit duBerst
vielfaltige ,Friihforderlandschaft“ bietet, ge-
staltet sich die flachendeckende Umsetzung
dieser wichtigen Leistung in der Praxis weiter-
hin schwierig. Aus Sicht der Bundesregierung
sind hierfir insbesondere folgende Griinde
ausschlaggebend: Die Frithféorderungsverord-
nung regelt die Leistungserbringung und
-finanzierung nicht im Detail, sondern tiber-
lasst wesentliche Aspekte, insbesondere die
Frage der Kostenteilung, der Regelung durch
Landesrahmenempfehlungen. Voraussetzung
daftir, dass die Frihférderung als Komplexleis-
tung tatsachlich in Anspruch genommen
werden kann, ist damit eine Einigung der be-
teiligten Leistungstrager und der Leistungs-
erbringer auf Ebene des jeweiligen Bundes-
landes bzw. auf regionaler Ebene tiber die
Entgelte fiir die Frihférderleistungen, die Auf-
teilung der Entgelte und die qualitativen An-
forderungen, die an Interdisziplinére Frithfor-
derstellen und Sozialpadiatrische Zentren zu
stellen sind. Obwohl in den meisten Landern
inzwischen Landesrahmenempfehlungen ab-
geschlossen wurden, fehlt es vielfach noch an
der Vereinbarung von konkreten Leistungs-
vereinbarungen vor Ort. Denn nach wie vor
besteht zwischen den Leistungstrdagern viel-
fach Uneinigkeit dariiber, wer in welcher
Hohe fur welche Leistungsbestandteile der
Frithférderung aufzukommen hat. Dabei wird
oftmals auBer Acht gelassen, dass die Kom-
plexleistung Frithférderung nach dem SGB IX
und der Frihférderungsverordnung eine
neue eigenstandige Leistung ist, die sich nicht
in der Addition bislang vorhandener Leis-
tungspflichten der beteiligten Leistungstrager
erschopft. Einigen sich die Leistungstrager,
wird seitens der Leistungserbringer immer
wieder vorgetragen, dass die angebotenen
Verglitungssatze zu niedrig seien, um addqua-
te Leistungen zu finanzieren. Darliber hinaus
wird die Komplexleistung Frithférderung
nach wie vor in erheblichem Umfang durch
anderweitige Mittel, wie Spenden und Haus-
haltsmittel der Lander, finanziert.

Die Beauftragte der Bundesregierung fir die
Belange behinderter Menschen und die Beauf-

Leistungen zur Teilhabe und Verfahrensoptimierung

tragte fiir die Belange der Patientinnen und
Patienten haben mit verschiedenen Bundes-
landern Fachgesprache gefiihrt, um zu einer
verbesserten Praxis zu gelangen.

Die Bundesregierung strebt weiterhin eine
flaichendeckende Etablierung der Frithforde-
rung als Komplexleistung an. In einem ge-
meinsamen Rundschreiben an die Spitzenver-
bédnde der zustdndigen Rehabilitationstrager
vom 24. Juni 2009 haben das Bundesministe-
rium fir Arbeit und Soziales und das Bundes-
ministerium fiir Gesundheit klarstellende Hin-
weise fur die Umsetzung der Komplexleistung
Frihforderung gegeben. Damit ist die Voraus-
setzung dafiir geschaffen, dass die zustandi-
gen Rehabilitationstrager — Sozialhilfe- und
offentliche Jugendhilfetrager sowie Kranken-
kassen - besser als bisher fiir die Komplex -
leistung Frithférderung zusammenarbeiten
konnen.

6.1.2 Eingliederungshilfe

Wer nicht nur voriibergehend korperlich,
geistig oder seelisch wesentlich behindertist
oder wem eine solche Behinderung droht, hat
Anspruch auf Leistungen der Eingliederungs-
hilfe, soweit die Hilfe nicht von einem vor-
rangig verpflichteten Leistungstréger wie
insbesondere der Krankenversicherung, Ren-
tenversicherung oder Agentur fur Arbeit
erbracht wird.

Aufgabe der Eingliederungshilfe fiir behinder-
te Menschen ist es, eine drohende Behinde-
rung zu verhiiten, eine vorhandene Behinde-
rung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu
mildern und die Menschen mit Behinderun-
genin die Gesellschaft einzugliedern. Die Ein-
gliederungshilfe soll behinderten Menschen
zu einem weitgehend selbstdndigen Leben be-
fahigen, ihnen die Ausiibung eines angemes-
senen Berufs oder einer sonstigen Tatigkeit er-
moglichen und sie moglichst unabhdngig von
Pflege machen.

Bis Ende des Jahres 2004 war das Recht der
Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen
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im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) geregelt.
Im BSHG wurde die stationére Unterbringung
von behinderten Menschen gegeniiber ambu-
lanten MaBnahmen begiinstigt, was sowohl
von den Leistungsberechtigten als auch von
den betroffenen Verbdnden kritisiert wurde.

Mitdem am 1. Januar 2005 in Kraft getretenen
SGB XII wurde der Paradigmenwechsel fortge-
setzt, dessen Ziel es ist, kranke, behinderte
und pflegebediirftige Menschen stérker dabei
zu unterstiitzen, ein moglichst selbstandiges
und selbstbestimmtes Leben zu fithren. Neben
der Einfiihrung eines trageriibergreifenden
personlichen Budgets wurde mit dem SGB XII
insbesondere auch der Grundsatz ,ambulant
vor stationdr” gestédrkt, indem die bis dahin
bestehenden unterschiedlichen Leistungen
fir ambulante und stationére Betreuung ver-
einheitlicht wurden. Damit wurde die frithere
Besserstellung stationdrer Betreuung aufge-
geben. In diesem Zusammenhang erfolgten
insbesondere folgende Anderungen:

m Dernicht bedarfsbezogene zusatzliche Bar-
betrag, den Leistungsberechtigte erhielten,
wenn sie einen Teil der Kosten des Aufent -
halts in einer Einrichtung selbst trugen,
wurde gestrichen. Fir sogenannte Altfille
besteht jedoch eine Besitzstandsregelung.

m InBezug auf den Einsatz von Einkommen
des Leistungsberechtigten bzw. der Leis-
tungsberechtigten und seines Ehegatten
bzw. seiner Ehegattin oder Lebenspartners
bzw. Lebenspartnerin wurde eine einheitli-
che Einkommensgrenze geschaffen.

m Beider Heranziehung von Eltern zum
Unterhalt volljahriger behinderter oder
pflegebedirftiger Kinder wurde die Unter-
scheidung zwischen ambulanten und
stationédren Leistungen der Sozialhilfe
aufgegeben.

m Fir Leistungen der Eingliederungshilfe fir
behinderte Menschen wurde eine einheitli-
che Zustdandigkeitsregelung geschaftfen, so-
weit kein vorrangiges Landesrecht die
sachliche Zustdndigkeit bestimmt.
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Die Bundesregierung hat sich entsprechend
dem Koalitionsvertrag vom 11. November
2005 zum Ziel gesetzt, den in der Politik fiir
behinderte Menschen eingeleiteten Prozess
zur Verwirklichung einer umfassenden Teilha-
be in der Gesellschaft fortzusetzen. Die Unter-
stiitzung von Selbststdndigkeit, Selbsthilfe
und Selbstbestimmung ist eine gesellschaftli-
che Aufgabe. Gemeinsam mit den Landern,
Kommunen und den Verbdnden behinderter
Menschen sollen die Leistungsstrukturen der
Eingliederungshilfe so weiterentwickelt
werden, dass auch kiinftig ein effizientes und
leistungsfahiges System zur Verfiigung steht.
Dabei sollen der Grundsatz ,,ambulant vor
stationdr®, die Verzahnung ambulanter und
stationdrer Dienste, die Leistungserbringung
~aus einer Hand"“ sowie die Umsetzung der
Einfiihrung des Persénlichen Budgets einen
zentralen Stellenwert einnehmen.

In ihrem Beschluss vom November 2008 be-
kraftigte die Arbeits- und Sozialministerkon -
ferenz ihr gemeinsames Ziel, Menschen mit
Behinderungen die gleichberechtigte und
selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft, besonders in den Bereichen Er-
ziehung, Bildung, Ausbildung, Arbeit und
Wohnen, zu ermoglichen und dazu die ge-
setzlichen Grundlagen zu verbessern.

Eine anzustrebende Reform der Eingliede-
rungshilfe sollte sich an folgenden Eckpunk-
ten orientieren:

m Entwicklung einer personenzentrierten
Teilhabeleistung durch eine starkere Be-
riicksichtigung der individuellen Bedarfe
und Beachtung des Selbstbestimmungs -
rechtes der Menschen mit Behinderungen,

m Entwicklung eines durchlédssigen und flexi-
blen Hilfesystems sowie

m Schaffung von Beschéftigungsalternativen
zur Werkstatt fiir behinderte Menschen.
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Die Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2008
nahm das Vorschlagspapier der Bund-Lander-
Arbeitsgruppe als eine geeignete Grundlage
zur Kenntnis und stellte es zur Diskussion. Die
Vorschlédge werden zur Zeit mit den Verbénden
behinderter Menschen, den Verbianden der
Leistungsanbieter, den kommunalen Spitzen-
verbdanden und den betroffenen Sozialleistungs-
tragern erortert. Die Bund-Lénder-Arbeitsgrup-
pe wurde aufgefordert, der Arbeits- und Sozial-
ministerkonferenz 2009 tiber das Ergebnis der
Gespréache zu berichten und ein Eckpunktepa-
pier fiir die Reformgesetzgebung vorzulegen.
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Mit der Einfilhrung des SGB XII im Jahr 2005
wurde auch die Statistik fiir die betreffenden
Leistungen neu gestaltet. Hierdurch kam es
bei den meldepflichtigen Trédgern der Leistun-
gen bei den Meldungen zu Anlaufschwierig-
keiten. Die Zahl der Empféanger im Jahre 2005
wird dadurch etwas unterzeichnet. Auerdem
dirfte die Aufteilung der Ausgaben auf die
einzelnen Hilfearten noch nicht vollstandig
gelungen sein. Aus der relativ kurzen Zeitrei-
he (2005 bis 2007) konnen daher keine Trends
abgeleitet werden.

Empfinger und Empfangerinnen von Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen

am Jahresende in Deutschland (ohne Bremen)2?

auBerhalb von Einrichtungen
in Einrichtungen

insgesamt )

darunter

Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten
Wohnmoéglichkeiten

Leistungen in anerkannten Werkstatten fir
behinderte Menschen

Heilpddagogische Leistungen fiir Kinder
Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Quelle: Statistisches Bundesamt

Bruttoausgaben der Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen in Deutschland

auBerhalb von Einrichtungen
in Einrichtungen

insgesamt

darunter:

Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten
Wohnmaéglichkeiten

Leistungen in anerkannten Werkstatten fir
behinderte Menschen

Heilpadagogische Leistungen fiir Kinder
Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Quelle: Statistisches Bundesamt

121.536 144.153 152.759
366.024 395.809 409.283
473.786 521.263 541.287
167.917 213.265 226.507
199.051 213.830 220.227

60.495 73.722 73.366
39.146 41.484 44.394
5.436 6.333 6.268
1.037215 1.168.534 1.339.851
10.250.929 10.635.590 10.573.947
11.288.144 11.804.123 11.913.798
3.613.867 5.070.704 5.517.289
3.298.153 3.310.565 3.185.817
824.061 877.885 902.950
777.867 829.394 842.239
239.938 245.906 195.994
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6.1.3 Medizinische Rehabilitation
6.1.3.1 Vorsorge und Prdvention

Bei der Reform der Pflegeversicherung im Juli
2008 wurde die im SGB V vorgesehene Decke-
lung der Ausgaben fiir stationdre Vorsorge-
und Rehabilitationsleistungen in der gesetzli-
chen Krankenversicherung aufgehoben.

Seitdem 1. Januar 2009 konnen die Trager der
Rentenversicherung medizinische Leistungen
zur Sicherung der Erwerbsfahigkeit fiir Versi-
cherte nicht nur stationéar, sondern auch am-
bulant erbringen. Dafiir wurde die Vorschrift
des § 31 Abs.1Satz1Nr. 2 SGB VI sowie die ge-
meinsamen Richtlinien der Trager der Renten-
versicherung zur Umsetzung dieser Regelung
gedndert. Sie konkretisieren die Leistungen
und passen sie an das heutige Arbeitsleben an.
Neben schweren korperlichen Belastungen
werden auch ernste psychische Belastungen
sowie stdndiges Sitzen oder Stehen als beson-
ders gesundheitsgefahrdend und damit als
die Erwerbstdhigkeit bedrohend eingestuft;
tatigkeitsiibergreifende Einflussfaktoren aus
dem Arbeitsumfeld konnen ebenfalls bertick-
sichtigt werden.

6.1.3.2 Qualitdt der Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation

Um die Qualitét der Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation zu verbessern, werden
stationédre Rehabilitationseinrichtungen zu-
kiinftig verpflichtet, sich einer unabhédngigen
Zertifizierung zu unterziehen, mit der die er-
folgreiche Umsetzung des von ihnen durchge-
fihrten Qualitdtsmanagementverfahrens in
regelmafigen Abstdnden nachgewiesen wird.
Die Verhandlungen der beteiligten Rehabili-
tationstrager zum Abschluss einer entspre-
chenden Vereinbarung auf der Ebene der
Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilitati-
onwurden Ende 2008 abgeschlossen. Der Ent-
wurf der Vereinbarung wurde unter anderem
den Verbénden fiir die Wahrnehmung der In-
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teressen der stationdren Rehabilitation, als
auch den Verbédnden behinderter Menschen
Anfang 2009 zur Stellungnahme zugeleitet.
Mit einem Abschluss der Vereinbarung ist im
Jahre 2009 zu rechnen.

Nach Ablauf einer Ubergangsfrist - vorgese-
hen sind drei Jahre - diirfen Vertrdge dann
nur noch mit zertifizierten stationdren Reha-
bilitationseinrichtungen abgeschlossen wer-
den. Dies gilt fiir die Kranken-, Renten- und
Unfallversicherung.

6.1.3.3 Leistungen der Krankenversicherung

Mit der Gesundheitsreform3! wurden alle Leis-
tungen zur medizinischen Rehabilitation fiir
die Versicherten der Krankenversicherung als
Pflichtleistungen ausgestaltet. Ein klarer Leis-
tungsanspruch der Versicherten tritt an die
Stelle der bisherigen Ermessensleistung. Die
Rehabilitation wird damit nochmals deutlich
gestérkt. Die medizinischen Vorsorge- und
RehabilitationsmaBnahmen fir Miitter und
Vater (Mutter-Vater-Kind-MaBBnahmen) wur-
den ebenfalls in Pflichtleistungen umgewan-
delt.

6.1.3.4 Rehabilitation im Ausland

Versicherte der gesetzlichen Krankenversi-
cherung kénnen seit 1. Januar 2004 Vorsorge-
und Rehabilitationsleistungen im EU-Ausland
im Wege der Kostenerstattung in Anspruch
nehmen. Wie im Inland sind die Leistungen
vor ihrem Beginn unter Beifiigung einer
arztlichen Verordnung bzw. eines Befund-
berichtes zu beantragen. Im Sinne einer ein-
heitlichen Rechtsanwendung haben die Spit-
zenverbédnde der Krankenkassen hierzu fiir
die Praxis die Gemeinsame Empfehlung zu
leistungsrechtlichen Umsetzungsfragen vom
17. Februar 2005 herausgegeben. Die Gemein-
same Empfehlung stellt die Rechtsgrundlage
sowie das Antrags- und Kostenerstattungsver-
fahren dar und gibt einen Uberblick tiber die
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Durchfiithrung von Leistungen im EU-Ausland.
Insbesondere bei Abschluss von Vertragen mit
auslédndischen Leistungserbringern wird er-
wartet, dass die auslandischen Einrichtungen
vergleichbare Qualitdtsanforderungen wie
die deutschen Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen erfillen.

Versicherte der Renten- und Unfallversiche-
rung kénnen Leistungen zur Rehabilitation
im Ausland in Anspruch nehmen, wenn sie
dortbei gleicher Qualitdt und Wirksamkeit
wirtschaftlicher ausgefiihrt werden kénnen.

6.1.3.5 Sozialmedizinische
Nachsorgemalnahmen fiir Kinder

Die Krankenkassen koénnen auch sozialmedizi-
nische NachsorgemafBnahmen fiir chronisch
kranke oder schwerstkranke Kinder erbringen
oder fordern. Die Manahmen kénnen nur in
unmittelbarem Anschluss an eine Kranken-
hausbehandlung oder eine stationére Reha-
bilitation verordnet werden, wenn die Nach-
sorge wegen Art, Schwere und Dauer der
Erkrankung notwendig ist, um stationére Auf-
enthalte zu verkiirzen oder eine anschlie3en-
de ambulante drztliche Behandlung zu
sichern.

Bereits seit 1. Juli 2005 ist die Rahmenverein-
barung der Spitzenverbdnde der Krankenkas-
sen zu Voraussetzungen, Inhalten und zur
Qualitit sozialmedizinischer Nachsorgemas-
nahmen in Kraft. Darin werden neben der
Konkretisierung des anspruchberechtigten
Personenkreises u. a. die Leistungsinhalte, der
Leistungsumfang und die Leistungsdauer fest-
gelegt. Die Rahmenvereinbarung wurde zum
30. Juni 2008 aktualisiert.

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der
Organisationsstrukturen in der gesetzlichen
Krankenversicherung wurde ab 1. Januar
2009 der bisherige Ermessensanspruch, nach
dem die Krankenkassen sozialmedizinische
Nachsorgemafnahmen erbringen oder for-
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dern kénnen, in eine Rechtsanspruchsleis-
tung umgewandelt. AuBerdem wird die Er-
madachtigung, nach der die Spitzenverbédnde
der Krankenkassen in Empfehlungen die An-
forderungen an die Leistungserbringer der
sozialmedizinischen MaBBnahmen festzulegen
hatten, wieder eingefiihrt. Damit besteht eine
Grundlage zur Weiterfiihrung der Empfeh-
lungen der Spitzenverbdnde der Krankenkas-
sen durch den Spitzenverband Bund der Kran-
kenkassen. Dies verdeutlicht das besondere
Interesse des Gesetzgebers an einer qualitats-
gesicherten Versorgung der Versicherten mit
sozialmedizinischen NachsorgemaBnahmen.
Damit wird der Bedeutung der Leistungen
und der bisher unbefriedigenden Entwick-
lung der Versorgungssituation Rechnung
getragen.

6.1.3.6 NachsorgemalSnahmen der Deutschen
Rentenversicherung Bund

Eine ergdnzende medizinische Nachsorge zur
Sicherung des Rehabilitationserfolges ist ins-
besondere angezeigt, wenn beim Rehabilitan-
den oder der Rehabilitandin eine chronische
Erkrankung vorliegt, die mit vielféltigen Fol-
gen fur Aktivitdten und Teilhabe im Beruf und
im gesellschaftlichen Leben einhergehen. In
diesen Féllen ist die fuir Leistungen der medizi-
nischen Rehabilitation zur Verfiigung stehen-
de Zeit oftmals nicht ausreichend, um einen
dauerhaften Erfolg der Rehabilitation zu ge-
wahrleisten. Die Nachsorge bietet die M6g-
lichkeit, Lebensdnderungen zu verstetigen
und das Gelernte im Alltag zu unterstiitzen.
Diese Bedingungen begriinden das hierauf
abgestimmte IRENA-Konzept der Deutschen
Rentenversicherung Bund.

Der Zeitraum fur die Rehabilitationsnachsor-
ge wurde auf ein Jahr nach Abschluss der Leis-
tungen zur medizinischen Rehabilitation
erweitert. Die Termine konnen in flexibler
Weise, entweder kontinuierlich tiber den
gesamten Zeitraum oder in Form einer inter-
vallartigen Rehabilitationsnachsorge, wahr-
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genommen werden. Die stetig ansteigenden
Fallzahlen bei der Inanspruchnahme von IRE-
NA zeigen, dass das Konzept einen festen Platz
im Bereich der Rehabilitation gefunden hat.

6.1.3.7 Berufliche Orientierung der Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation

Eine erfolgreiche medizinische Rehabilitation
istangesichts der aktuellen Anforderungen
des Arbeitsmarktes keine Garantie mehr fiir
den Erhalt des Arbeitsplatzes oder fiir den
Wiedereinstieg in das Erwerbsleben. Daher
will die Rentenversicherung in Zukunft die
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
noch starker als bisher auf das Ziel der Integra-
tion in das Erwerbsleben ausrichten. Dafir ist
es erforderlich, besondere berufliche Proble-
me schon bei der Antragstellung oder beim
Rehabilitationsbeginn zu erkennen und spe-
ziell darauf abgestimmte Leistungen anzubie-
ten.

Damit alle Rehabilitanden eine qualitativ
hochwertige erwerbsbezogene Mindestver-
sorgung erhalten, wurde aus dem breiten An-
gebotsspektrum entsprechender Leistungen
ein berufsorientiertes Basisspektrum heraus-
gefiltert, das von der Diagnostik tiber Motiva-
tion und Beratung bis hin zu Schulungspro-
grammen und der Planung oder Vermittlung
weiterer Kontakte und Leistungen reicht.

6.1.3.8 Behinderten- und
Rehabilitationssport, Funktionstraining

Rehabilitationssport und Funktionstraining
sind ergdnzende Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation und zur Teilhabe am Ar-
beitsleben. Sie werden nach Abschluss der ei-
gentlichen medizinischen oder beruflichen
MaBnahme erbracht. Unter Anleitung ent-
sprechend geschulter Fachkréfte tragt Sport
bei Menschen mit Behinderungen dazu bei,
Funktionseinschrdnkungen gezielt zu kom-
pensieren, die Ausdauer und Belastungsféahig-
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keit zu erh6hen und den Betroffenen bei der
psychischen Bewdltigung ihrer Krankheit und
Behinderung sowie den Folgewirkungen zu
helfen.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les unterstiitzt den Deutschen Behinderten-
sportverband bei der Weiterentwicklung sei-
nes Aufgabenspektrums u. a. durch die
Forderung des Projektes ,,Sicherung der Mobi-
litdt von Menschen mit oder drohender Behin-
derung durch spezifische Angebote im Deut-
schen Behindertensportverband®. Dartiiber
hinaus wird eine gemeinsame Kampagne des
Deutschen Rollstuhlsportverbandes und der
Berufsgenossenschaft fiir Gesundheitsdienst
und Wohlfahrtspflege unter dem Motto ,,Si-
cher mobil“ begleitet, um die Sicherheit von
Menschen mit Behinderung im Verkehr zu for-
dern.

6.1.3.9 Forderung von Innovationen
im Reha-System

Das umfangreiche Leistungsspektrum der me-
dizinischen Rehabilitation bedarf kontinuier-
licher und politisch tibergreifender Beglei-
tung. Das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales sieht sich, unabhéngig von der in ge-
setzlich festgelegten Grenzen stattfindenden
Aufsicht iiber die Wahrnehmung der Aufga-
ben durch die Gesetzliche Unfallversicherung
und die Gesetzliche Rentenversicherung, wei-
ter in seiner Verantwortung gefordert.

Spezifische Projekte und Modellvorhaben, wie
z.B. eine Modellabteilung fiir Querschnittsge-
lahmte und ein neurologisches Rehabilitati-
onszentrum zur medizinisch-beruflichen Re-
habilitation von Jugendlichen, werden vom
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales fi-
nanziell geférdert. Dartiber hinaus wurde im
Bereich der medizinischen Rehabilitation fiir
die verantwortlich Handelnden eine Platt-
form zum offenen und ergebnisorientierten
Meinungsaustausch eingerichtet. Das Bundes-
ministerium fir Arbeit und Soziales férdertim
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Bereich der medizinischen Rehabilitation fol-
gende Schwerpunkte:

m Ermittlung von Grenzen und Moglichkei-
ten unterschiedlicher Auspragungen der
mobilen Rehabilitation (Forderung eines
vom Bundesverband Diakonie vorgeschla-
genen Modellprojektes)

m Schrittweise Evaluierung der geférderten
Modellprojekte zur medizinischen Rehabi-
litation, um deren Erkenntnisse allen Leis-
tungsanbietern fir patientenorientierte
Innovationen zur Verfligung zu stellen

m Vernetzung der Fachverbédnde in der Friih-
rehabilitation (Geriatrie, Neurologie, Akut-
krankenhaus) zur Biindelung der Interes-
sen und Fokussierung auf eine nachhaltige
Patientenorientierung

m Forderung eines Modells zur Entwicklung
objektiver und valider apparativer Mess-
methoden zur Beurteilung der Indikation,
der Dauer und des Erfolgs GKV-finanzierter
stationdrer Rehabilitation nach Gelenk-
ersatz und Schlaganfall

m Entwicklung niederschwelliger Angebote
zur Sicherung der Mobilitdt und gesell -
schaftlichen Teilhabe &dlter werdender
Menschen mit Funktionsbeeintréch-
tigungen in Kooperation mit dem Deut-
schen Behindertensportverband (DBS)

6.1.4 Berufliche Rehabilitation

6.1.4.1 RehaFutur - Fortschritte fiir moderne
Rehabilitation nutzen

Berufliche Rehabilitation ist ein wichtiges Ele-
ment eines modernen Sozialstaates. Sie akti-
viert Menschen mit Behinderungen. Sie gibt
ihnen Chancen zur dauerhaften Teilhabe an
Arbeit und Gesellschaft. Das System berufli-
cher Rehabilitation kann in Deutschland auf
eine sehr erfolgreiche Praxis verweisen. Viele
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Lander nahmen es sich deshalb zum Vorbild
beim Aufbau eigener Rehabilitationssysteme.
Erstmalig haben auch Beamtinnen und Beam-
te des Bundes die Moglichkeit zur beruflichen
Rehabilitation erhalten. Zur Vermeidung
einer drohenden Dienstunfdhigkeit kbnnen
sie verpflichtet werden, an MaBnahmen zur
medizinischen und beruflichen Rehabilitation
teilzunehmen (§ 46 Abs. 4 Bundesbeamten -
gesetz).

Aber die berufliche Rehabilitation steht auch
bei uns vor neuen Herausforderungen. Grin-
de dafir sind massive Verdnderungen in der
Arbeitswelt wie die rasante Zunahme wissens-
gestitzter Produkte und Dienstleistungen, die
steigenden Anforderungen an Fach- und
Handlungskompetenz und die zunehmende
Bedeutung von Schlisselqualifikationen.

Die Mobilisierung vorhandener Fahigkeiten
und Fertigkeiten, Individualisierung von Leis-
tungen und Konzentration auf Integration,
sind daher Fixpunkte eines modernen und
leistungsfahigen Systems beruflicher Rehabi-
litation. Selbstbestimmt und unterstiitzt wie-
der den Weg zu beruflicher Integration und
Teilhabe zu finden, bleibt das Ziel beruflicher
Rehabilitation fiir erwachsene Menschen mit
Behinderungen.

Deutschland verfiigt dazu auch tiber ein bei-
spielhaftes Netz von Einrichtungen. Zu ihnen
gehoren die Berufsférderungswerke (BFW).
Sie haben ihre Leistungsfdhigkeit in der Ver-
gangenheit unter Beweis gestellt. Viele Men-
schen verdanken den BFW neue berufliche
Chancen und Perspektiven. Aber auch diese
Einrichtungen miissen sich den Anforderun-
gen einer veranderten Lebens- und Arbeits-
welt stellen.

Mit RehaFutur hat die Bundesregierung eine
Initiative zur Zukunftssicherung der beruf -
lichen Rehabilitation gestartet, die bei allen
Beteiligten auf nachhaltiges Interesse stof3t.
Auf Initiative des Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales haben die Rehabilitations-
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tradger und die BFW seit Anfang 2006 eine
Vielzahl innovativer Vorhaben vereinbart,
die jetzt gemeinsam umgesetzt werden. Das
reicht von neuen Preismodellen {iber verbes-
serte Methoden zur Qualitédtssicherung bis
hin zum Neuen Reha-Modell.

Das Neue Reha-Modell in BFW stellt die Indivi-
dualisierung der Leistungen und die Integrati-
onin Arbeit in den Fokus aller Anstrengungen
der Einrichtungen. Wesentliches Ziel ist die
Steigerung der Effizienz aller MaBnahmen.
Dazu gehoéren auch verstarkte Kooperationen
und Vernetzungen mit Betrieben und Unter-
nehmen und die permanente Entwicklung
wirksamer Leistungsangebote. Diese Prozesse,
die die Einrichtungen vor erhebliche Heraus-
forderungen stellen, werden durch externe
Hilfe unterstiitzt und durch wissenschaftliche
Begleitung abgesichert. Ende 2011 sollen in ei-
ner Fachtagung sémtliche Ergebnisse prasen-
tiert und in einem Abschlussbericht festgehal-
ten werden.

Um die weitere, insbesondere langfristige Ent-
wicklung der beruflichen Rehabilitation unter
verdnderten gesellschaftlichen, wirtschaft-
lichen und demografischen Bedingungen zu
beschreiben, wurde durch das Bundesministe-
rium fir Arbeit und Soziales eine wissen-
schaftliche Fachgruppe eingerichtet.

Die wissenschaftliche Fachgruppe hat Vor-
schlége zur Aktivierung der Leistungsberech-
tigten, Neugestaltung der Reha-Prozesse,
Verdnderung der Reha-Struktur und zur mit-
tel- und langfristigen Umsetzung der Empfeh-
lungen erarbeitet. Der Abschlussbericht wird
Anfang Mai 2009 dem Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales tibergeben. Die wissen-
schaftliche Fachgruppe unterstreicht die Not-
wendigkeit beruflicher Rehabilitation auch in
der Zukunft. Dabei sollten Selbstbestimmung
und Integration zum Nukleus eines modernen
Reha-Prozesses und seiner nachweisbaren
Qualitdt werden. Die berufliche Rehabilitation
sollte sich kiinftig noch stérker am Wandel
des Berufsbildungssystems orientieren und
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sich enger mit der betrieblichen Arbeitswelt
vernetzen. Die Empfehlungen der Fachgruppe
werden Gegenstand zukiinftiger Uberlegun-
genund Initiativen sein.

6.1.4.2 Berufliche Rehabilitation der
Bundesagentur fiir Arbeit

Die Férderung der Teilhabe behinderter Men-
schen am Arbeitsleben hat fir die Bundes-
agentur fur Arbeit einen unverdandert hohen
Stellenwert. Das gro3e Engagement der Bun-
desagentur zeigt sich insbesondere auch in
der Bereitstellung weiterhin hoher Mittel fiir
die berufliche Rehabilitation. Fiir Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben stehen im Haus-
halt der Bundesagentur fir Arbeit auch fur
2009 mehr als 2,55 Mrd. Euro zur Verfiigung.

Die Bundesagentur fiir Arbeitrichtet ihre Akti-
vitdten zur Férderung der Teilhabe behinder-
ter Menschen am Arbeitsleben auf die Wir-
kungen des Instrumenteneinsatzes und eine
hohe Wirtschaftlichkeit der dafiir eingesetz-
ten Beitragsmittel aus. Leistungen sollen pri-
maér eine Integration in Arbeit bewirken und
nicht eine Versorgung mit Leistungen ohne
anschlieBende Eingliederungsperspektive
darstellen. Eine integrationsorientierte Aus-
richtung der MaBnahmen steht dabei in enger
Ubereinstimmung mit der grundsétzlichen
Ausrichtung des SGB IX und den berechtigten
Erwartungen des betroffenen Personenkrei-
ses. Um den hohen Standard der beruflichen
Rehabilitation auch weiterhin zu erhalten,
werden MaBnahme- und Forderstrukturen
von der Bundesagentur fiir Arbeit kontinuier-
lich weiterentwickelt. Mit der Einfiihrung der
Handlungsprogramme fiir die Sachbearbei-
tung ,Reha/SB* setzt die Bundesagentur fiir
Arbeit ihren Reformkurs auch im Bereich der
Forderung der Teilhabe fort. In den Hand-
lungsprogrammen werden insbesondere die
Ablédufe und Prozesse im Kundenzentrum und
deren Systematik beschrieben. Ziel ist es, fur
das Dienstleistungsangebot der fiir Rehabili-
tanden und Rehabilitandinnen sowie schwer-
behinderter Menschen zusténdigen Teams fl&-
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chendeckend einheitliche und gute Mindest-
standards bei der Vermittlung, Beratung und
Forderung sicherzustellen.

Mit der Arbeitsmarktreform kam es ab 2004 zu
Unsicherheiten tiber die Aufgabe der SGB II-
Trager (Arbeitsgemeinschaften und zugelas-
sene kommunale Trdger) im Bereich von Reha-
bilitation und Teilhabe behinderter und von
Behinderung bedrohter erwerbsfdhiger Hilfe-
bedurftiger. Dies hatte seine Ursache darin,
dass die Bundesagentur fiir Arbeit ihre Leis-
tungszustandigkeit fur einen groBen Teil der
behinderten und von Behinderung bedrohten
arbeitslosen Menschen verlor, ohne dass die
neuen SGB II-Trdger im SGB IX als Tréger der
Rehabilitation ausdriicklich aufgenommen
wurden.

Gesetzlich wurde 2006 klargestellt32, dass die
Bundesagentur fiir Arbeit fiir behinderte er-
werbsfdhige Hilfeempfénger die Aufgaben ei-
nes Rehabilitationstrdgers wahrnimmt, soweit
kein anderer Rehabilitationstrager zustandig
ist. Die Leistungs- und Integrationsverpflich-
tung der Arbeitsgemeinschaften und der zu-
gelassenen kommunalen Trager fiir die Leis-
tungen zur Teilhabe behinderter Menschen
am Arbeitsleben bleibt davon unbertihrt.

Zur Einleitung eines Rehabilitationsverfahrens
ist es ausreichend, dass der Grundsicherungs-
trager den betroffenen Arbeitsuchenden zur
Kldrung des Leistungsbedarfs an die Agentur
fiir Arbeit verweist. Damit sollen die Kompe-
tenzen der Bundesagentur fiir Arbeit als Reha-
bilitationstrager weiterhin genutzt werden.

6.1.4.3 Berufliche Rehabilitation in der
Renten- und Unfallversicherung

Von den Tragern der Deutschen Rentenver-
sicherung wurden im Jahr 2007 110.809 Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben er-
bracht. Dies bedeutet eine Steigerung von
6.,4% gegenuber dem Jahr 2006. Hierfiir wur-
den 1,195 Mrd. Euro ausgegeben.
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Fiur die Trager der gesetzlichen Unfallversiche-
rung ist die Wiedereingliederung ihrer Ver-
sicherten in den Beruf nach Arbeits- [Wege-
unféllen oder bei Berufskrankheiten ein
wichtiges Anliegen. Vor diesem Hintergrund
haben sich einige Landesverbande der Unfall-
versicherungstrager im Jahr 2005 unter dem
Namen ,job bg“ der Arbeitsvermittlung dieser
Versicherten angenommen. I Laufe des
Jahres 2009 soll ,,job bg“ bundesweit fiir alle
Trager der Unfallversicherung eingefiihrt
werden.

Im Rahmen von ,job bg* erstellen speziell ein-
gesetzte Arbeitsvermittler in den Landesver-
bédnden das Bewerberprofil und sind dem
Betroffenen bei der Bewerbung und der Kon-
taktherstellung zu Arbeitgebern oder der
Arbeitgeberinnen behilflich. Dabei ist es uner-
heblich, ob es sich um Betroffene handelt, die
einen Arbeitsplatz ohne weitere Qualifikation
suchen, oder ob diese nach einer Umschulung
einen adédquaten Arbeitsplatz finden moch-
ten.

6.1.5 Renten fiir behinderte Menschen

6.1.5.1 Altersrente fiir schwerbehinderte
Menschen

Schwerbehinderte Menschen haben die Mdg-
lichkeit, zwei Jahre friither als andere Renten-
versicherte die vorgezogene Altersrente in
Anspruch zu nehmen. Ab 2012 wird fir die
ubrigen Altersrenten schrittweise die Alters-
grenze fiir den abschlagsfreien Bezug auf 67
Jahre angehoben. Dabei bleibt bei der Alters-
rente fiir schwerbehinderte Menschen mit der
Anhebung auf 65 Jahre der zweijdhrige Ab-
stand zur Regelaltersgrenze erhalten. Durch
Vertrauensschutzregelungen kann unter be-
stimmten Voraussetzungen die Rente, ggf. mit
Abschlégen, weiterhin bereits ab dem 60. Le-
bensjahr bezogen werden.
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Fur behinderte Menschen, deren Erwerbsfa-
higkeit gemindert ist, kann statt einer Alters-
rente fiir schwerbehinderte Menschen die Er-
werbsminderungsrente in Betracht kommen.
Auch bei dieser Rente wird das Alter fiir die Be-
rechnung von Abschldgen auf das 65. Lebens-
jahr angehoben. Allerdings sieht das Gesetz
vor, dass es fiir Versicherte mit 35 Pflichtbei-
tragsjahren bei dem bisherigen Alter von

63 Jahren verbleibt und die Rente dann ab-
schlagsfrei in Anspruch genommen werden
kann.

6.1.5.2 Rente fiir Werkstattbeschdftigte

Fur behinderte Menschen in Werkstétten gel-
ten in der gesetzlichen Rentenversicherung
Sonderregelungen zur Beitragsbemessung,
um sie im Alter unabhéngig von Leistungen
der Sozialhilfe zu machen. Die Beitrdge zahlt
in erster Linie der Bund, der hierfiir 2008 rd.
1Mrd. Euro aufgebracht hat.

Werkstattbeschéaftigte erwerben nach einer
Beschaftigungsdauer von 20 Jahren in der
Werkstatt einen Anspruch auf eine Rente
wegen voller Erwerbsminderung, also im
Alter von etwa 40 Jahren. Die Rente liegt seit
1. Juli 2008 durchschnittlich bei etwa 710 Euro
monatlich.

6.1.5.3 Rente fiir Menschen mit einer
Conterganschddigung

Die offentlich-rechtliche Conterganstiftung
war zundchst unter dem Namen ,,Stiftung
Hilfswerk fiir behinderte Kinder* 1972 gegriin-
det worden. Anlass hierfur war die Schadi-
gung ungeborener Kinder infolge der Einnah-
me thalidomidhaltiger Arzneimittel durch die
Mutter wahrend der Schwangerschaft. Die ge-
schadigten Menschen erhielten und erhalten
uber die Stiftung je nach Schwere ihres Scha-
dens eine einmalige Kapitalentschéddigung
und eine lebensldngliche monatliche Rente.
Die Lebenssituation der contergangeschédig-
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ten Menschen ist heute zunehmend durch die
sehr schmerzhaften Auswirkungen ihrer Be-
hinderung sowie die Spat- und Folgeschidden
gepréagt. Ihre Lebensqualitét ist erheblich ge-
fdhrdet oder eingeschrankt. Zurzeit betreut
die Stiftung rund 2.700 Personen, die heute im
Alter zwischen 47 und 51 Jahren sind. Die Stif-
tung steht unter der Rechtsaufsicht des Bun-
desministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend.

Um insbesondere die finanziellen Auswirkun-
gen der Spéat- und Folgeschdden zu mildern,
wurden als erster Schritt die Conterganrenten
zum 1. Juli 2008 verdoppelt. Die Betroffenen
erhalten damit zwischen 242 und 1.090 Euro
monatlich. Diese Leistungen werden in voller
Hohe aus dem Bundeshaushalt gezahlt. Um
die Lebenssituation der Betroffenen auf Dauer
weiter zu verbessern, hat sich die Hersteller -
firma Griinenthal GmbH bereit erklart, auf
freiwilliger Basis 50 Mio. Euro zur Verfiigung
zu stellen. Zusitzlich zu diesem Betrag sollen
nochmals 50 Mio. Euro aus dem Stammver-
mogen der Stiftung unmittelbar an die Betrof-
fenen ausgezahlt werden. Der so erreichte
Gesamtbetrag von 100 Mio. Euro soll iiber die
Conterganstiftung an die Betroffenen als
langfristige jahrliche Sonderzahlungen aus-
geschiittet werden. Zudem werden die Con-
terganrenten kiinftig automatisch an die Ent-
wicklung der gesetzlichen Renten angepasst.
Dariiber hinaus erhalten die bisher von der
Ausschlussfrist betroffenen contergangesché-
digten Menschen die Méglichkeit, ab Juli 2009
Leistungen nach dem Conterganstiftungs-
gesetz geltend zu machen. Die erforderliche
Anderung des Conterganstiftungsgesetzes ist
zum 30. Juni 2009 in Kraft getreten.

6.1.6 Pflege

Bei der Reform der Pflegeversicherung33 war
die Stdrkung der ,,hduslichen Pflege® ein be-
deutendes Anliegen der Bundesregierung,
denn der ganz iiberwiegende Teil der Biirge-
rinnen und Biirger mochte im Pflegefall so
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lange wie moglich in der vertrauten héus -
lichen Umgebung bleiben. Deshalb ist die
Reform von dem Prinzip ,,ambulant vor statio-
nar* in besonderer Weise gepragt.34 Das Re-
formgesetz enthédlt konkrete Verbesserungen
fir Pflegebediirftige und ihre Angehdérigen,
die gerade auch behinderten Menschen zu
Gute kommen.

Leistungen fiir Menschen mit erheblich einge-
schrankter Alltagskompetenz im ambulanten
Bereich wurden verbessert. Das gilt zum Bei-
spiel fir demenziell Erkrankte, geistig behin-
derte Menschen und psychisch Kranke, sie
kénnen einen sog. zusétzlichen Betreuungs-
betrag erhalten, der von bisher 460 Euro jahr-
lich auf bis zu 2.400 Euro jahrlich durch die
Pflegereform angehoben worden ist. Neben
der Anhebung des zusétzlichen Betreuungs-
betrages besteht eine wesentliche Besserung
auch darin, dass diese Leistung nicht mehr nur
Pflegebediirftigen, sondern auch Personen
mit eingeschrédnkter Alltagskompetenz zu
Gute komimnt, die noch nicht die Voraussetzun-
gen fur eine Einstufung in die Pflegestufe I er-
fullen (sog. Pflegestufe 0-Félle). Diese Men-
schen erhalten je nach Betreuungsbedarf von
den Pflegekassen Leistungen bis zu 100 Euro
monatlich (Grundbetrag) bzw. bis zu 200 Euro
monatlich (erhdhter Betrag), die wie bisher
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auch zweckgebunden fiir bestimmte im Ge-
setz aufgelistete qualitatsgesicherte Sachleis-
tungsangebote zur Entlastung der pflegenden
Angehoérigen einzusetzen sind.

Mehr als die Halfte der Bewohner von Heimen
sind Personen, die aufgrund ihrer zunehmend
eingeschrédnkten Alltagskompetenz nur mit
einem erh6éhten Betreuungsaufwand zu ver-
sorgen sind. Um fiir die betroffenen Menschen
mehr personliche Zuwendung zu erreichen,
finanzieren die Pflegekassen in Zukunft zu-
sdtzliche Betreuungsassistenten.

Eingefiihrt wurde auch ein spezieller An-
spruch auf Kurzzeitpflege fiir Kinder unter

18 Jahren in Einrichtungen der Behinderten-
hilfe oder anderen geeigneten Einrichtungen.
Damit sollen betroffene Kinder in auf ihre
Bediirfnisse besser ausgerichteten Einrichtun-
gen betreut werden. Vor der Reform hatten
pflegebediirftige Kinder nur Anspruch auf
Kurzzeitpflege in zugelassenen Pflegeeinrich-
tungen, das waren sehr hiufig Einrichtungen
der Altenpflege.

Dartiber hinaus werden die Leistungen
schrittweise bis 2012 angehoben und danach
dynamisiert sowie der Kreis der Anspruchs-
berechtigten erweitert.

Die ambulanten Sachleistungsbetréage werden dabei bis 2012 stufenweise wie folgt angehoben:

Stufel 384
Stufell 921
Stufe III** 1.432
Quelle: BMG

420 440 450
980 1.040 1.100
1.470 1.510 1.550

*Die Betrage fiir 2008 gelten —auch in den nachfolgenden Tabellen - ab dem 1. Juli 2008.
**Die Stufe Ill fur Hartefélle im ambulanten Bereich in Hohe von 1.918 Euro monatlich bleibt unberihrt.

Das Pflegegeld wird bis 2012 wie folgt angehoben:

Stufel 205
Stufelll 410
Stufe Il 665

Quelle: BMG

215 225 235
420 430 440
675 685 700
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Wichtig ist, dass auch die begleitenden Leis-
tungen zur hiuslichen Versorgung ausgebaut
wurden. In der Hauptsache gilt dies fiir die
Tages- und Nachtpflege. Hier steigen die Leis-
tungsbetrége fiir die Tages- und Nachtpflege
im selben Maf3e wie die ambulanten Pflege-

Stufen -1l
maximal jahrlich

1.432

Quelle: BMG

Trotz der Starkung der hauslichen Pflege bleibt
die stationére Pflege ein wichtiges Standbein
der pflegerischen Versorgung. Insbesondere
bei schwierigen Versorgungssituationen, die
nicht mehr angemessen ambulant bewéltigt

Stufe 11135
Stufe lll Hartefall

Quelle: BMG

1.432
1.688

Erstmals eroffnet das Pflege-Weiterentwick-
lungsgesetz einen Anspruch auf individuelle
und umfassende Pflegeberatung (Fallmanage-
ment). Aufgabenschwerpunkte der Pflege-
beratung sind u. a. die Feststellung des indivi-
duellen Hilfebedarfs oder die Koordinierung
der erforderlichen Unterstiitzungsleistungen.
Der wesentliche Mehrwert der Pflegebera-
tung liegt in der Organisation aller erforder-
lichen MaBnahmen in Abstimmung mit allen
an der Versorgung des Pflegebediirftigen
Beteiligten. Soweit Pflegestiitzpunkte ein -
gerichtet sind, erfolgt die Pflegeberatung
dort.

Mit der Reform der Pflegeversicherung wurde
auch festgelegt, dass von den zugelassenen
Leistungserbringern so weit wie moglich eine
geschlechtsspezifische Unterschiede bertck-
sichtigende Pflege vorgenommen werden
soll.
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sachleistungen. Auch bei der Kurzzeitpflege
erhohen sich in den kommenden Jahren die
jahrlichen Leistungen. Bis zum Inkrafttreten
der Pflegereform lag die Grenze bei 1.432 Euro
pro Jahr. In den kommenden Jahren erhohen
sich die Leistungen stufenweise wie folgt:

1.470 1.510 1.550

werden konnen, bedarf es gegebenenfalls der
stationdren Versorgung. Aus diesem Grund
werden auch die stationdren Sachleistungsbe-
trdge in Stufe III sowie im Héartefall der Pflege-
stufe Il stufenweise wie folgt aufgestockt:

1.470
1.750

1.510
1.825

1.550
1.918

Um die ambulante Pflege zu stirken, sind
auch die Rahmenbedingungen fiir die Verein-
barkeit von Beruf und familidrer Pflege ver-
bessert worden. Nach dem Pflegezeitgesetz
haben Beschiftigte, die einen nahestehenden
Angehorigen pflegen wollen, seitdem 1. Juli
2008 unter bestimmten Voraussetzungen
einen Rechtsanspruch gegenuber ihrem
Arbeitgeber, der Arbeit bis zu zehn Tagen fern
zu bleiben und fiir eine bis zu sechs Monate
dauernde Pflegezeit von der Arbeit freigestellt
zuwerden.

Der derzeitige Begriff der Pflegebediirftigkeit
(und das darauf basierende Begutachtungs-
verfahren) wird bereits seit Einfiithrung der
Pflegeversicherung kritisch diskutiert. Pflege-
bediirftigkeit sei im SGB XI zu eng, zu verrich-
tungsbezogen und zu einseitig somatisch
definiert. Die Ausblendung des Bedarfs an all-
gemeiner Betreuung und Beaufsichtigung
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fuhre dazu, dass die wachsende Zahl Hilfe-
bedirftiger mit demenzbedingten Beein-
trachtigungen, geistiger Behinderung oder
psychischer Erkrankung keine adaquate
Unterstiitzung durch Leistungen der Pflege-
versicherung erhalte.

Zur Bearbeitung dieser Frage hat das Bundes-
ministerium fiir Gesundheit einen Beirat ein-
gerichtet. Dieser hat am 29. Januar 2009 sei-
nen Abschlussbericht tibergeben. In seinem
Bericht macht der Beirat Vorschlédge fiir einen
neuen Pflegebediirftigkeitsbegriff sowie fir
ein damit korrespondierendes Begutach-
tungsverfahren. Gegeniiber dem bisherigen
Begutachtungsverfahren wurden folgende
wesentliche Verdnderungen diskutiert:

m Der MaBstab zur Einschitzung der Pflege -
bedurftigkeit solle nicht wie bisher die
erforderliche Pflegezeit, sondern der Grad
der Selbststédndigkeit bei der Durchftiih -
rung von Aktivitdten und der Gestaltung
von Lebensbereichen sein.

m Dasneue Instrument soll auf eine umfas-
sende Beriicksichtigung von Pflegebediirf-
tigkeit zielen und damit im Unterschied
zum bisherigen System korperliche als
auch kognitive/psychische Beeintrachti-
gungen starker erfassen.
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In einem im Mai 2009 vorlegten Bericht hat
sich der Beirat dariiber hinaus mit Fragen
einer moglichen Umsetzung des neuen
Pflegebediirftigkeitsbegriffs und des neuen
Begutachtungsverfahrens auseinander
gesetzt.

Die Assistenz von pflegebediirftigen behinder-
ten Menschen umfasst die speziell wegen
einer Behinderung notwendige und auf diese
abgestellte besondere pflegerische und per-
sonliche Betreuung, Hilfe bzw. Assistenz. Dies
betrifft insbesondere Personen, die wegen
ihrer Behinderung fiir die Verrichtungen im
Alltag dauerhaft Hilfe benétigen und die auf
die Pflege durch von ihnen ambulant nach
dem SGB XII beschéftigte besondere Pflege-
krafte auch wihrend einer stationédren Kran-
kenhausbehandlung angewiesen sind. Diese
Pflegebedirftigen haben wéhrend des Kran-
kenhausaufenthaltes derzeit keinen Anspruch
auf Mitaufnahme ihrer besonderen Pflege-
krafte in das Krankenhaus sowie auf Weiter-
zahlung der entsprechenden Leistungen
wahrend des Krankenhausaufenthaltes.

In der Praxis hat sich gezeigt, dass pflegebe-
dirftige Menschen mit Behinderungen, die
ihre Pflege auf diese Weise ambulant sicher-
stellen, bei einer Behandlung im Krankenhaus
Probleme haben, die Notwendigkeit und Fi-
nanzierung dieses Assistenzbedarfs zu klaren.

Um Klarheit hiertiber zu schaffen und pflege-
bedtirftigen behinderten Menschen die ge-
wohnte und notwendige Pflege durch von
ihnen beschéaftigte besondere Pflegekrifte
auch wédhrend eines voriibergehenden
Aufenthalts in einem Krankenhaus sicherzu-
stellen, haben die Fraktionen der Bundesre-
gierung den Entwurf eines Gesetzes zur
Regelung des Assistenzpflegebedarfs im
Krankenhaus (Assistenzpflegebedarfsgesetz)
in den Bundestag eingebracht. Der Entwurf
sieht Klarstellungen in den SGB V, IX und XII
vor und soll noch in dieser Legislaturperiode
in Kraft treten.
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6.1.7 Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz

Mit dem Wohn- und Betreuungsvertragsge-
setz werden die vertragsrechtlichen Vorschrif-
ten des Heimgesetzes abgelost und zu einem
modernen Verbraucherschutzgesetz weiter
entwickelt. Ziel der Neuregelung ist es, dltere
sowie pflegebediirftige oder behinderte voll-
jahrige Menschen in einer moglichst selbstén-
digen und selbstbestimmten Lebensfithrung
zu unterstiitzten. Geregelt werden Abschluss,
Durchfithrung und Beendigung von Vertra-
gen, in denen die Uberlassung von Wohnraum
mit der Erbringung von Pflege- oder Betreu-
ungsleistungen verkntipft ist. Dem Schutz der
Verbraucherinnen und Verbraucher dienen
Vorschriften zur vorvertraglichen Informati-
on, Vertragstransparenz, Angemessenheit des
Entgelts, Leistungsanpassung bei geédndertem
Betreuungsbedarfs und Kiindigung. Der Deut-
sche Bundestag hat das Gesetz am 29. Mai
2009 beschlossen. Das Gesetz soll am 1. Okto-
ber 2009 in Kraft treten.

6.2 Verfahrensoptimierung
6.2.1Selbsthilfeférderung

Die Selbsthilfe ist ein wichtiger Bestandteil des
Gesundheitssystems. Bei der Aufgabe, behin-
derten oder von Behinderung bedrohten Men-
schen eine gleichberechtigte Teilhabe am Le-
ben in der Gesellschaft zu ermdoglichen, ist die
Selbsthilfe ein bedeutender Faktor. Sie erganzt
nicht nur die MaBnahmen zur Rehabilitation
und Teilhabe der Leistungstrager, sondern
schlief3t eine Liicke zwischen den Angeboten
von Leistungserbringern und Institutionen
und den Bediirfnissen der unmittelbar betrof-
fenen chronisch kranken und behinderten
Menschen.

Die Selbsthilfe gibt den Betroffenen die Mdg-
lichkeit, eigene Kompetenzen zu nutzen und
sich gegenseitig mit ihrem Wissen und ihren
Erfahrungen zu unterstiitzen. Diese Fachkom-
petenz ermdoglicht es, bedarfsgerechte und

perspektivisch sinnvolle Hilfen zur Teilhabe zu
ermitteln und einzuleiten und damit langfris-
tig einen Rehabilitationserfolg abzusichern.
Fur die besonderen Lebenslagen behinderter
oder von Behinderung bedrohter Frauen und
Kinder sind die vorhandenen spezifischen Be-
ratungs- und Unterstiitzungsangebote der
Selbsthilfe unverzichtbar.

Vielfach haben sich Selbsthilfegruppen in
Selbsthilfeorganisationen zusammenge-
schlossen. Diese Selbsthilfeorganisationen
vertreten die Interessen im gesundheits- und
sozialpolitischen Bereich, kimmern sich um
die Herausgabe von Medien zur Information
und Unterstiitzung der betroffenen Menschen
und fithren Lehrgénge, Seminare, Konferen-
zen und Fachtagungen durch. Sie beraten
nicht nur ihre eigenen Mitglieder, sondern
erbringen auch Beratungs- und Informations-
leistungen fiir Dritte.

Im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft
fir Rehabilitation haben die gesetzlichen
Krankenkassen, die Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung und die Trager der gesetz-
lichen Rentenversicherung eine gemeinsame
Empfehlung3® abgeschlossen. Damit haben
sie sich dazu bekannt, die Aktivititen der
Selbsthilfe vorrangig durch finanzielle Hilfen
zu unterstiitzen. Die Empfehlung dient einer
einheitlichen Rechtsanwendung und der
Transparenz der Férderung.

Die Selbsthilfeféorderung der Krankenkassen
wurde zum 1. Januar 2008 weiter gestirkt3’.
Den Vertretungen der Selbsthilfe wird ein
noch weitergehendes Mitberatungsrecht bei
der Mittelverteilung eingerdaumt. Der Selbst-
hilfe standen 39,4 Mio. Euro im Férderjahr
2008 zur Verfigung. Daneben fordern die
Krankenkassen die gesundheitsbezogene
Selbsthilfe im Rahmen der krankenkassenin-
dividuellen Férderung. Durch die vorrangig
genutzte Projektférderung wird die inhaltli-
che Zusammenarbeit der Krankenkassen mit
der Selbsthilfe gestarkt und weiter ausgebaut.
Durch die Rentenversicherungstrager konnen
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als sonstige Leistungen Zuwendungen fiir
Einrichtungen erbracht werden, die auf dem
Gebiet der Rehabilitation forschen oder die
Rehabilitation férdern. Ziel der Rehabilitation
der Rentenversicherung ist es, gesundheitlich
beeintrachtigte Versicherte wieder in das Er-
werbsleben zu integrieren. Forderungsfahig
sind daher nur solche Vorhaben, welche un-
mittelbar diesen gesetzlichen Versorgungs-
auftrag der Rentenversicherung betreffen. Die
Vorschriften der gesetzlichen Unfallversiche-
rung enthalten keine expliziten Hinweise zur
Forderung der Selbsthilfe. Es ist jedoch nicht
ausgeschlossen, dass einzelnen Versicherten
die Teilnahme an Angeboten der Selbsthilfe
ermoglicht werden kann.

6.2.2 Gemeinsame Servicestellen

Ein Kernanliegen des SGB IX besteht in der Or-
ganisation eines biirgernahen und schnellen
Zugangs zu den erforderlichen Leistungen.
Eines der wichtigsten Instrumente hierfiir
sind die im Jahre 2001 gesetzlich eingefiihrten
Gemeinsamen Servicestellen. Mit dem trager-
ubergreifenden Ansatz der Gemeinsamen Ser-
vicestellen verfolgt der Gesetzgeber das Ziel,
eine verbesserte Koordination der Leistungen
und eine engere Kooperation der Leistungs-
trager zu erreichen. Trotz der Beibehaltung
des gegliederten Systems der Sozialleistungs-
trager fir behinderte und von Behinderung
bedrohte Menschen soll eine wohnortnahe
koordinierte Leistungserbringung sicherge-
stellt werden.

Besonderes Merkmal der Gemeinsamen
Servicestellen sind die umfassende tréager-
ubergreifende Beratung sowie die Unterstiit-
zung der Biirger ,,aus einer Hand*“. Eine
rechtsverbindliche Entscheidung tiber die
zu erbringenden Leistungen trifft nicht die
Gemeinsame Servicestelle, sondern allein
der zustédndige Rehabilitationstrager.
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In der Bundesrepublik Deutschland gibt es in
nahezu jedem Landkreis und in jeder kreisfrei-
en Stadt eine Gemeinsame Servicestelle. Der-
zeit sind es 529. Hiervon befinden sich 306 Ge-
meinsame Servicestellen in der Tragerschaft
der gesetzlichen Krankenversicherung und
195 in der Tragerschaft der gesetzlichen Ren-
tenversicherung38. Die Bundesagentur fiir
Arbeit, die Trager der Sozialhilfe und auch die
Tréger der gesetzlichen Unfallversicherung
verfligen hingegen, wenn tiberhaupt, nur ver-
einzelt iiber eine Gemeinsame Servicestelle.
Faktisch ist damit die Einrichtung von Ge-
meinsamen Servicestellen, anders als vom
Gesetzgeber intendiert, nicht als gemeinsame
Aufgabe samtlicher Rehabilitationstrager,
sondern als Aufgabe einzelner Tréager wahr -
genommen worden. Angesichts dieser Ent-
wicklung ist weiterhin die flaichendeckende
regionale Kooperation der Mitarbeiter aller
Rehabilitationstrager mit den Mitarbeitern
derjenigen Trager, die Servicestellen einge-
richtet haben, von besonderer Bedeutung.
Nur so kann eine qualifizierte trageriiber-
greifende Beratung durch die Servicestellen
sichergestellt werden. Hier besteht nach An-
sicht der Bundesregierung noch erheblicher
Verbesserungsbedart.

Der Bericht der Bundesarbeitsgemeinschaft
fur Rehabilitation (BAR) vom Dezember 2007
zeigt ein uneinheitliches Bild, was die Inan-
spruchnahme der Gemeinsamen Servicestel-
len betrifft. In einigen Regionen ist die Inan-
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spruchnahme gut oder zufriedenstellend, in
anderen Regionen werden Gemeinsame Ser-
vicestellen noch kaum in Anspruch genom-
men. Die durchgefiihrten Beratungen werden
nach dem Bericht allerdings regelméBig als er-
folgreich bewertet, sowohl von den Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen der Gemeinsamen
Servicestellen als auch von den Ratsuchenden.
In Féllen, in denen eine Gemeinsame Service-
stelle beteiligt ist, gestaltet sich die Kooperati-
on in der Regel besser und das Verfahren
schneller als in Fillen ohne Beteiligung einer
Gemeinsamen Servicestelle.

In der Vergangenheit haben insbesondere die
Verbdnde behinderter Menschen und Vertre-
ter der freien Wohlfahrtspflege immer wieder
Kritik an der nach ihrer Ansicht mangelhaften
praktischen Umsetzung der gesetzlichen Vor-
gaben in Bezug auf die Gemeinsamen Service-
stellen getibt. So wurde zum Beispiel der ge-
ringe Bekanntheitsgrad der Gemeinsamen
Servicestellen, die geringe oder fehlende Zu-
sammenarbeit der Rehabilitationstrédger, die
fehlende Qualifizierung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie die mangelnde Barrie-
refreiheit von Servicestellen kritisiert.

Um den Defiziten der Arbeit der Gemeinsa-
men Servicestellen zu begegnen, haben die
Rehabilitationstrager unter Mitwirkung des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales,
eine Rahmenvereinbarung Gemeinsame Ser-
vicestellen abgeschlossen, die zum 1. Januar
2008 in Kraft getreten ist.

Auf Grundlage dieser Vereinbarung wurde
auf Ebene der BAR auch ein Handbuch fiir die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Gemeinsamen Servicestellen entwickelt, das
am trageriibergreifenden Ansatz des SGB IX
ausgerichtetist und dementsprechend einen
Uberblick tiber das Leistungsspektrum aller
Rehabilitationstriager enthalt39. Zur Verbesse-
rung der trageriibergreifenden Zusammen -
arbeit der Gemeinsamen Servicestellen bietet
die BAR Schulungen fiir Servicestellenmitar-
beiterinnen und -mitarbeiter an. AuBerdem
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haben sich die Rehabilitationstrager zur bes-
seren Erfassung bestehender Probleme auf
einen Fragebogen fiir die Befragung der Kun-
den bzw. Kundinnen der Gemeinsamen Ser-
vicestellen geeinigt.

Pilotprojekte der Deutschen Renten-
versicherung zeigt Faktoren fiir
erfolgreiche Servicestellenarbeit auf;
hier: Modellregion Sachsen-Anhalt

Zur Weiterentwicklung der Arbeit in
den Gemeinsamen Servicestellen initi-
ierte die Deutsche Rentenversicherung
Mitteldeutschland (Halle) gemeinsam
mit der DAK und der Deutschen Renten-
versicherung Bund ein Pilotprojekt in
Sachsen-Anhalt, das auf den dortigen
positiven Erkenntnissen der bisherigen
Servicestellenarbeit aufbauen sollte. Im
Zeitraum von Juli 2005 bis August 2006
wurde das Pilotprojekt mit wissenschaft-
licher Begleitung durch die Martin-
Luther-Universitat in Halle-Wittenberg
durchgefiihrt. Das Projekt konzentrierte
sich auf das Ziel, entscheidende Erfolgs-
faktoren und Ansétze fiir eine Steige-
rung der Effektivitét der Servicestellen
im Sinne eines Leistungsangebotes ,,Be-
ratung aus einer Hand“ herauszuarbei-
ten und bundesweit allen Gemeinsamen
Servicestellen zuganglich zu machen.
Im Ergebnis des Projektes sind Gemein-
samkeit, Einheitlichkeit und Kontinuitét
die entscheidenden Faktoren fiir eine er-
folgreiche trageriibergreifende Service-
stellenarbeit. Die gemeinsame Verant-
wortung der Reha-Trager muss aktiv
gelebt werden. Einheitliche Verfahrens-
weisen bei Offentlichkeitsarbeit und
Weiterbildung tragen zu einem einheit-
lichen Erscheinungsbild und zur Quali-
tatssicherung bei. Kontinuitét spielt
eine wichtige Rolle, um betroffene Men-
schen zu erreichen und umfassend aus
einer Hand zu beraten.
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Kiinftig sollen die Gemeinsamen Service-
stellen auch verstarkt bei der Beantragung
von Leistungen in Form eines Personlichen
Budgets Hilfe leisten und kleine und mittel-
groBe Unternehmen bei der Durchfiihrung
des Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments unterstiitzen. Ihren Aufgaben werden
die Gemeinsamen Servicestellen aber nur
dann gerecht werden kénnen, wenn sich alle
Rehabilitationstrager zu diesem zentralen
Instrument bekennen und sowohl als Trager
von Gemeinsamen Servicestellen als auch im
Rahmen der Kooperation mit den anderen
Leistungstrdgern aktiv an der Aufgabe der
Sicherstellung einer flachendeckenden, biir-
gernahen und trédgeriibergreifenden Bera-
tung im Bereich von Rehabilitation und Teil-
habe mitwirken. Die Bundesregierung wird
die Umsetzung dieser gesetzlichen Vorgaben
durch sdmtliche Rehabilitationstréager weiter
aktiv begleiten.

6.2.3 Gemeinsame Empfehlungen

Ein zentrales Anliegen der Bundesregierung
im Bereich von Rehabilitation und Teilhabe ist
die Koordination der Leistungen und die Ko-
operation der Rehabilitationstrager. Ein wich-
tiges Instrument zur Erreichung dieses Ziels ist
die Verpflichtung der Rehabilitationstrager
(mit Ausnahme der Sozialhilfe und der 6ffent-
lichen Jugendhilfe), Gemeinsame Empfehlun-
gen Uiber diejenigen Fragen zu vereinbaren,
die fur eine reibungslose und koordinierte Zu-
sammenarbeit der Rehabilitationstrager un-
tereinander von besonderer Bedeutung sind.
Diese Selbstverwaltungslésung wurde ge-
wahlt, da die Rehabilitationstrager aufgrund
ihrer praktischen Erfahrungen selbst am bes-
ten einschétzen konnen, welche Regelungen
notwendig sind, um ihre Zusammenarbeit zu
optimieren. An der Vorbereitung Gemeinsa-
mer Empfehlungen sind die Verbédnde behin-
derter Menschen einschlieBlich der Verbdnde
der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfe-
gruppen und der Interessenvertretungen
behinderter Frauen zu beteiligen.
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Die Tréger der Sozialhilfe und der 6ffentlichen
Jugendhilfe werden an der Vorbereitung der
Gemeinsamen Empfehlungen ebenfalls betei-
ligt und sollen sich bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben nach dem SGB IX an den ver-
einbarten Empfehlungen orientieren. Diese
Trédger konnen den vereinbarten Gemeinsa-
men Empfehlungen auch beitreten. Zwar ha-
ben sich die Trdger der Sozialhilfe an der Aus-
arbeitung der Gemeinsamen Empfehlungen
beteiligt, jedoch sind weder die Trager der
Sozialhilfe noch die Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe diesen beigetreten. Sie erkennen
die Gemeinsamen Empfehlungen damit fiir
sich nicht als bindend an.

Den organisatorischen Rahmen fur die not-
wendigen Vorbereitungs- und Abstimmungs-
prozesse der Rehabilitationstrager und der
sonstigen Beteiligten bildet die BAR. Sie erhalt
von den Rehabilitationstragern jahrliche Be-
richte Gber die Erfahrungen mit den Gemein-
samen Empfehlungen und stellt sie dem Bund
und den Landern zur Verfiigung.

Inzwischen liegen elf Gemeinsame Empfeh-
lungen vor (siehe Auflistung)?9. Sie reichen
von breiten Querschnittsthemen wie der naht-
losen, ziigigen und einheitlichen Leistungser-
bringung (Gemeinsame Empfehlung ,Einheit-
lichkeit/Nahtlosigkeit” vom 22. Méarz 2004)
tiber detaillierte Verfahrensregeln (wie etwa
die Gemeinsame Empfehlung zur Zustandig-
keitskldrung vom 8. November 2005). Dabei
wird die praktische Bedeutung der Gemein-
samen Empfehlungen von den verschiedenen
Rehabilitationstragern sehr unterschiedlich
eingeschatzt. Wahrend etwa die Gemeinsame
Empfehlung zur Zustdndigkeitskldarung nach
§ 14 SGB IX oder die Gemeinsame Empfehlung
uber die Zusammenarbeit mit und die Finan-
zierung der Integrationsfachdienste aus Sicht
der Mehrheit der Rehabilitationstrager grofB3e
Bedeutung zukommt, wird die praktische Be-
deutung anderer Gemeinsamer Empfehlun-
gen verhalten bewertet. Dies betrifft etwa die
Gemeinsame Empfehlung zum Teilhabeplan.
Dabei geht es um die schriftliche Festlegqung



Leistungen zur Teilhabe und Verfahrensoptimierung

der im Einzelfall anzustrebenden Ziele und
des Bedarfs an Leistungen, wenn und soweit
Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe
verschiedener Leistungsgruppen oder ver-
schiedener Rehabilitationstréger erforderlich
sind. Mangels trageriibergreifender Leistungs-
erbringung habe das Instrument des Teilhabe-
plans kaum Praxisrelevanz bzw. ist aus Sicht
der Trager zu aufwéandig. Von den Verbdnden
behinderter Menschen wird kritisiert, dass die
Gemeinsamen Empfehlungen zu wenig kon-
kret formuliert seien.

Aus Sicht der Bundesregierung haben sich die
Gemeinsamen Empfehlungen als Instrument
zur untergesetzlichen Kooperation der Reha-
bilitationstrager grundsatzlich bewéhrt, auch
wenn die Trager der Sozialhilfe und der 6ffent-
lichen Jugendhilfe als bedeutende Rehabilita-
tionstrager die Gemeinsamen Empfehlungen
nicht als bindend anerkennen. Deshalb ist vor-
gesehen, dass sich die zustdndigen Rehabili -
tationstréger anléasslich der Einfiihrung der
neuen Leistung Unterstiitzte Beschéftigung
(siehe Kapitel 5.3) im Rahmen einer Gemein -
samen Empfehlung nach § 38a Abs. 6 SGB IX
darauf verstandigen, wie die gesetzlich vorge-
gebenen Qualitdtskriterien konkretisiert und
weiterentwickelt werden konnen. Die Ge-
meinsame Empfehlung kann dabei auch Aus-
fihrungen zu moglichen Leistungsinhalten
und zur Zusammenarbeit enthalten. Weiter
isteine Vereinbarung nach § 20 Abs. 2a SGB IX
zum Qualitdtsmanagement und Zertifizie-
rungsverfahren in stationéren Einrichtungen
der medizinischen Rehabilitation geplant.
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Bestehende Gemeinsame
Empfehlungen:

Gemeinsame Empfehlung ,Einheitlich-
keit/Nahtlosigkeit® vom 22. 3. 2004

Gemeinsame Empfehlung , Teilhabe-
plan®vom 16. 12. 2004

Gemeinsame Empfehlung zur Zustan-
digkeitskldrung vom 8. 11. 2005

Gemeinsame Empfehlung ,Begutach-
tung® vom 22. 3. 2004

Gemeinsame Empfehlung zur Verbesse-
rung der gegenseitigen Information
und Kooperation vom 22. 3. 2004

Gemeinsame Empfehlung , Friithzeitige
Bedarfserkennung“ vom 16.12. 2004

Gemeinsame Empfehlung ,,Pravention
nach § 3 SGB IX“ vom 16. 12. 2004

Gemeinsame Empfehlung ,,Qualitats-
sicherung® vom 27. 3. 2003

Gemeinsame Empfehlung ,Integra-
tionsfachdienste“ vom 16.12. 2004

Gemeinsame Empfehlung zur Forde-
rung der Selbsthilfe vormn 22. 3. 2004

Gemeinsame Empfehlung ,,Sozial-
dienste“ vom 8. November 2005

Geplante Gemeinsame
Empfehlung/Vereinbarung:

Vereinbarung zum internen Qualitéts-
managementnach § 20 Abs. 2a SGB IX

(Verabschiedung im Laufe des Jahres
2009 geplant)

Gemeinsame Empfehlung zur Unter-
stiitzten Beschéftigung gemas § 38a
Abs. 6 SGBIX

Stand: 30. April 2009
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6.2.4 Personliches Budget

Trageritbergreifendes
Personliches Budget

Mit der Leistungsform ,,Persénliches Budget*®
koénnen behinderte Menschen auf Antrag an-
stelle von Dienst- und Sachleistungen eine
Geldleistung oder Gutscheine erhalten, um
sich die fur die selbstbestimmte Teilhabe er -
forderlichen Assistenzleistungen selbst zu be-
schaffen. Damit wird das Wunsch- und Wahl-
recht behinderter Menschen konkretisiert.
Das klassische Leistungsdreieck zwischen Leis-
tungstréger, Leistungserbringer und Leis-
tungsempfanger wird aufgelost, der Budget-
nehmer zum Kéufer, zum Kunden oder zum
Arbeitgeber. Leistungen in der Leistungsform
des Personlichen Budgets konnen alle behin-
derten und von Behinderung bedrohten Men-
schen erhalten, und zwar unabhéngig von der
Artund der Schwere der Behinderung und
unabhdngig von der Art der bendtigten Leis-
tungen.

Bis Ende 2007 war die Leistungsform Personli-
ches Budget als ,,Kann-Leistung“ in das Ermes-
sen des zustdndigen Leistungstragers gestellt.
Es wurde zunéchst in verschiedenen Regionen
in Deutschland erprobt. Seit 1. Januar 2008 be-
steht ein Rechtsanspruch auf die Ausfithrung
von Teilhabeleistungen in Form Personlicher
Budgets.

Im Jahr 2004 wurde ein Forschungsverbund
mit der wissenschaftlichen Begleitung der
bundesweiten Erprobung trégeriibergreifen-
der Personlicher Budgets beauftragt. Nach
dem Abschlussbericht der wissenschaftlichen
Begleitforschung vom Juli 2007 reichen die
bestehenden gesetzlichen Regelungen aus,
um bundesweit die Leistungsform des Person-
lichen Budgets umzusetzen. Damit bestétigte
die Forschung die Ergebnisse des Berichts der
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Bundesregierung zum Personlichen Budget
vom 20. Dezember 2006. Allerdings kam die
Forschung auch zu dem Ergebnis, dass nur
wenige trdgerubergreifende Personliche Bud-
gets erbracht wurden. Diese Tatsache wird
auch von den Behindertenverbidnden kriti-
siert.

Die Anzahl der dokumentierten Personlichen
Budgets, die bis zum 30. Juni 2008 erbracht
wurden, betriagt 5.862, davon wurden allein
vom 1. Januar bis zum 30. Juni 2008 1.659 neue
Personliche Budgets gemeldet. Es ist nach Lan-
derangaben davon auszugehen, dass zur Zeit
€a.10.000 Personliche Budgets, mit steigender
Tendenz, bundesweit erbracht werden.

Grundsétzlich wird die neue Leistungsform
bei den Betroffenen positivaufgenommen, sie
verbinden damit zum Teil hohe Erwartungen.
Das Personliche Budget fordert die Selbst-
bestimmung behinderter Menschen und gibt
ihnen die Moglichkeit, die benétigten Leistun-
gen selbst auf dem sozialen Dienstleistungs-
markt einzukaufen. Mit diesem Zuwachs an
Handlungsfreiheit sind die Eigenverantwor-
tung und die Anforderungen an die person-
lichen Lebenskompetenzen gestiegen.

Zu beachten ist auch der Effekt, dass die Be-
rucksichtigung von Wunsch-und Wahlrecht
durch den Leistungstrager allein schon durch
die Moglichkeit einer alternativen Beantra-
gung des Persénlichen Budgets deutlich ver-
bessert wird, auch wenn im konkreten Fall die
Entscheidung fiir die Sachleistung bleibt.

Viele Budgetnehmerinnen und -nehmer, vor
allem Menschen mit geistigen Behinderungen
oder psychischen Erkrankungen, benétigen
bei Antragstellung und Erbringung eines Per-
sonlichen Budgets Beratung und Unterstiit-
zung.

Nach geltender Rechtslage wird die erforder-
liche Beratung und Unterstiitzung bereits
kostenlos von den Leistungstrédgern, Gemein-
samen Servicestellen und den Behinderten-
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verbanden erbracht. Dariiber hinaus hat das
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
ein Birgertelefon fiir Menschen mit Behinde-
rungen eingerichtet.

Unter der Hotline 01805 676715 kénnen
Infos abgerufen werden. AuB3erdem steht
ein Beratungstelefon zum Persénlichen
Budget der Interessenvertretung Selbst-
bestimmt Leben e. V. zur Verfiigung
(01802 216621). Dartiber hinaus fordert
die Bundesregierung ein Kompetenzzen-
trum des PARITATISCHEN (030 24533 -
170), das auch Beratung in allen Fragen
des Personlichen Budgets leistet.

Um die Strukturen fiir eine vermehrte Inan-
spruchnahme Persénlicher Budgets zu ver-
bessern, die gezielte Offentlichkeitsarbeit zu
verstdarken und die Einfithrung des Rechtsan-
spruchs auf Persénliche Budgets zu begleiten,
hat das Bundesministerium fiir Arbeitund
Soziales fuir die Jahre 2008 bis 2010 ein Pro-
gramm zur Strukturverstdrkung und Verbrei-
tung von Personlichen Budgets mit entspre-
chender begleitender Offentlichkeitsarbeit
initiiert. Hiermit sollten zur Strukturverbesse-
rung bei der Inanspruchnahme von Persénli-
chen Budgets Ideen geweckt werden, wie und
wo das neue Instrument zur Verbesserung der
Lebensqualitdt von Menschen mit Behinde-
rungen eingesetzt und wie sein Bekanntheits-
grad gesteigert werden kann. Dies wird in
bisher 28 verschiedenen Modellprojekten in
den Jahren 2008 bis 2010 im Rahmen des Pro-
gramms erprobt und die Ergebnisse werden
publiziert. Um das Férderprogramm zu finan-
zieren, hat die Bundesregierung fiir die Jahre
2008 bis 2010 insgesamt 3,5 Mio. Euro zur Ver-
figung gestellt.

9
www.budget-tour.de

83

Die Beauftragte der Bundesregierung fur die
Belange behinderter Menschen fiithrte ge-
meinsam mit den Behindertenbeauftragten
der Bundesldnder im September 2007 unter
dem Titel ,Budget-Tour® eine deutschland-
weite Informationskampagne fir behinderte
Menschen und deren Angehdrige zum Person-
lichen Budget durch.

Eine Gruppe von Experten der Behinderten-
verbdnde, der Leistungsanbieter und der Leis-
tungstrager hat unter Mitwirkung des Bun-
desministeriums fiir Arbeit und Soziales
Handlungsempfehlungen auf Ebene der BAR
entwickelt, die fiir einen offensiven Umgang
mit dem Personlichen Budget werben#l,

Um die Nutzung Persoénlicher Budgets in der
sozialen Pflegeversicherung weiter zu erpro-
ben, haben sich die Fraktionen der CDU/CSU
und SPD in einem EntschlieBungsantrag zum
Entwurf eines Gesetzes zur strukturellen Wei-
terentwicklung der Pflegeversicherung (Pfle-
ge-Weiterentwicklungsgesetz) - Drucksache
16/7439 - auf die Durchfiihrung eines Modell-
vorhabens in ausgewéhlten Modellregionen
verstdandigt. In diesem Modellprojekt sollen -
ohne Anwendung der Gutscheinregelung
nach § 35a SGB XI -ambulante Sachleistungs-
betrige als Geldleistung in Form Personlicher
Budgets einbezogen und auch bei nicht zu-
gelassenen Pflegeeinrichtungen oder nicht
zugelassenen Einzelpflegekraften erprobt
werden. Damit wird die Inanspruchnahme
trageriibergreifender Persénlicher Budgets in
Form einer durchgéangigen Geldleistung, zum
Beispiel im Rahmen einer Kombination von
Leistungen der Pflegeversicherung und Leis-
tungen der Sozialhilfe bei der Hilfe zur Pflege
und/oder Eingliederungshilfe, auf ihre Kom-
patibilitét mit den in der Pflegeversicherung
geltenden Rahmenbedingungen uberpriift,
um insbesondere eine finanzielle Uberforde-
rung der Pflegeversicherung zu vermeiden
und das dort geltende Sachleistungssystem zu
bewahren.



84

Leistungen zur Teilhabe und Verfahrensoptimierung



Barrierefreiheit

7 | Barrierefreiheit

Kernstiick desim Jahr 2002 in Kraft getretenen
Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) ist
das Ziel einer umfassenden Barrierefreiheit als
eine der maBgeblichen Voraussetzungen fiir
eine selbstbestimmte und gleichberechtigte
Teilhabe behinderter Menschen am Leben in
der Gesellschaft. Die mit dem BGG gesetzten
Impulse gaben den AnstoB fiir umfangreiche
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Das Behindertengleichstellungsgesetz des
Bundes war Vorbild fiir entsprechende Rege-
lungen in den meisten Ladndern, die inzwi-
schen alle eigene Gleichstellungsgesetze
erlassen haben. Die Vorschriften des BGG
wurden oft wort- oder inhaltsgleich von den
Landern ibernommen.

Entwicklungen in diesem Bereich.

Baden-Wiirttemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thiringen

Gesetz der Landesregierung zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen

Bayerisches Gesetz zur Gleichstellung, Integration und
Teilhabe von Menschen mit Behinderung

Berliner Landesgleichberechtigungsgesetz

Brandenburgisches Behindertengleichstellungsgesetz

Bremische Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung

Hamburgerische Gesetz zur Gleichstellung behinderter
Menschen

Hessische Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen

Gesetz zur Gleichstellung, gleichberechtigten Teilhabe
und Integration von Menschen mit Behinderungen

Niedersachsisches Gesetz zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen

Nordrhein-Westfalisches Gesetz zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderung

Landesgleichstellungsgesetz Rheinland-Pfalz

Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen im Saarland

Gesetz zur Verbesserung der Integration von Menschen
mit Behinderungen im Freistaat Sachsen

Gesetz fiir Chancengleichheit und gegen Diskriminierung
behinderter Menschen im Land Sachsen-Anhalt

Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen des
Landes Schleswig-Holstein

Thiringer Gesetz zur Gleichstellung und Verbesserung der
Integration von Menschen mit Behinderungen

Quelle: Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales

01.06.2005

01.08.2003

18.05.1999

20.03.2003

24.12.2003

21.03.2005

01.01.2005

10.07.2006

01.01.2008

01.01.2004

01.01.2003

19.12.2003

29.05.2004

21.11.2001

01.01.2003

24.12.2005
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Dass es in Deutschland so viele gleichlautende
Bestimmungen zur Herstellung von Barriere-
freiheit gibt, ist der grundgesetzlich geregel-
ten Kompetenzverteilung zwischen dem Bund
und den Landern geschuldet. Zum Beispiel
kann Bundesgesetzgebung nur die Barriere-
freiheit von Gebdauden des Bundes regeln. Bei
der Frage, inwieweit etwa beim Bau einer
Landesbehorde Barrierefreiheit zu bertick-
sichtigen ist, hat der Bund keinen Einfluss.

Die konkrete Umsetzung von Barrierefreiheit
muss insbesondere auf Ebene der Linder und
Kommunen -vor Ort - stattfinden. Insofern
begrii3t der Bund ausdriicklich die rechtliche
Basis in den Landern.

Umfassende Barrierefreiheit in allen Lebens-
bereichen ist nur schrittweise und unter
Berticksichtigung des VerhaltnismaBigkeits-
grundsatzes herzustellen. Obwohl auf Grund
der langen Lebensdauer insbesondere vor-
handener Infrastruktureinrichtungen und
Anlagen der Nachholbedarf nur schrittweise
erfiillt werden kann, miissen auch diese suk-
zessive so gestaltet werden, dass sie fur behin-
derte Menschen ohne besondere Erschwernis
und grundsatzlich ohne fremde Hilfe nutzbar
sind. Gesetzliche Vorschriften allein reichen
hierfiir nicht aus. Architektinnen und Archi-
tekten, Planerinnen und Planer sowie Vertre-
terinnen und Vertreter der Medien, der Politik

Quelle: www.colourbox.com

Barrierefreiheit

und der Wirtschaft sind fortwidhrend dafiir
zu sensibilisieren, dass Barrierefreiheit allen
Menschen zu Gute kommt.

Das gesellschaftliche Bewusstsein fiir Barriere-
freiheit ist seit Einfiilhrung des BGG merklich
gewachsen. Angesichts einer immer dlter wer-
denden Bevolkerung gewinnen barrierefrei
gestaltete Lebensbereiche an Bedeutung: Bau-
liche Barrierefreiheit ist inzwischen ein allge-
meines Qualitdtsmerkmal geworden, das die
Werthaltigkeit von Gebduden sichert und bei
Bau- und Kaufentscheidungen immer héaufi-
ger berucksichtigt wird. Gleiches gilt fiir die
Informations- und Kommmunikationstechnolo-
gie: auch hier ist Barrierefreiheit wichtiger
geworden. Mit Blick auf die Nutzerfreundlich-
keit wird sich dieser Impuls verstetigen, weil
Giiter, Dienstleistungen und Informationen
immer Ofter tiber das Internet angeboten
werden und Klarheit, Verstédndlichkeit und
Ubersichtlichkeit hierfiir eine elementare
Rolle spielen.

Das Ubereinkommen der Vereinten Nationen
tiber die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen (VN-Ubereinkommen) setzt wesent-
liche Impulse fiir die Weiterentwicklung der
Barrierefreiheit in Deutschland. Artikel 9 des
VN-Ubereinkommens zielt auf die Forderung
eines gleichberechtigten Zugangs:

m zur physischen Umwelt,
m zu Transportmitteln,

m zuInformation und Kommunikation, ein -
schlieBlich Informations- und Kommunika-
tionstechnologien und -systemen sowie

m zuanderen Einrichtungen und Diensten,
die der Offentlichkeit in stadtischen und
landlichen Gebieten offen stehen oder fiir
sie bereit gestellt werden.
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Der eigenstédndige Artikel 9 zur Zugéinglich-
keitverdeutlicht insofern, dass fiir behinderte
Menschen eine barrierefreie Umweltgestal-
tung Grundvoraussetzung fur die Verwirkli-
chung der Menschenrechte ist.

Obwohl Deutschland bei der Umsetzung von
Barrierefreiheit auf einem guten Weg ist, zei-
gen die Erfahrungen der letzten Jahre, dass ei-
nige Vorhaben moglichst einheitlich auf inter-
nationaler Ebene anzugehen sind. Erste
europdische Schritte auf dem Gebiet der Ver-
kehrspolitik zeigen, dass es zum Beispiel gelin-
gen kann, behinderten Menschen in der Euro-
péischen Union erleichterten Zugang zum
Luft- und Eisenbahnverkehr zu verschaffen.

In Europa wurde das aus den Vereinigten Staa-
ten von Amerika stammende Konzept vom
sUuniversal Design®, dem ,,Design fiir Alle“, auf-
gegriffen und vorangetrieben. Nach diesem
Konzept sollen Produkte oder Umgebungen
ohne individuelle Anpassungen oder beson-
dere Gestaltung von allen Menschen genutzt
werden kénnen. Europarat und Européische
Kommission haben den Mitgliedstaaten Emp-
fehlungen gegeben, wie nicht nur der 6ffent -
liche Sektor, sondern auch die Unternehmen
selbst dieses Konzept in die Praxis umsetzen
koénnen.

Innerhalb der Europdischen Union ste-
hen die Vertreterinnen und Vertreter
der Kommission und der Mitgliedstaa-
ten, der Industrie sowie der Europédi-
schen Behindertenverbiande zu diesem
Thema in einem stdndigen Dialog. Gute
Ergebnisse konnten bereits im Bereich
der Mobiltelefone erzielt werden. So
wurden zum Beispiel Nutzungsmaoglich-
keiten fiir blinde Menschen durch den
Einsatz von Sprachausgabe-Software in
Handys verbessert.

Entsprechend der Richtlinie 2004/18/EG kon-
nen bei der Vergabe von 6ffentlichen Auftra-
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gen Auftraggeber zusatzliche Bedingungen
fir die Ausfithrung des Auftrags vorschreiben.
Dies kdnnen u.a. soziale Bedingungen sein
und umfasst somit auch allgemeine Zugéng-
lichkeitskriterien im Sinne des ,Design fur
Alle“. Konkret bedeutet dies fur die Mitglied-
staaten der Europdischen Union, dass in den
Leistungsbeschreibungen von 6ffentlichen
Ausschreibungen und bei der Vergabe von
Auftragen sowie bei der Vergabe von Konzes-
sionen Fragen der Zugéanglichkeit fir Men-
schen mit Behinderungen bzw. das Prinzip des
~Design fur Alle“ berticksichtigt werden kon-
nen, wo immer dies moglich ist. Dies gilt ins-
besondere im Bereich baulicher MaBnahmen,
bei Verkehrsanlagen, Verkehrsmitteln und
Verkehrsleistungen, bei Systemen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik, bei
der Gestaltung von Inter- und Intranetange-
boten und von Druckerzeugnissen sowie bei
der Durchfiihrung von durch die 6ffentliche
Hand mitfinanzierten 6ffentlichen Veranstal-
tungen. Die Regelungen wurden durch ent-
sprechende Anderungen im Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen umgesetzt.

Dartiber hinaus ist bei der Vergabe von Forder-
mitteln aus den Européaischen Strukturfonds,
die in weniger entwickelten Regionen der
Mitgliedstaaten fiir mehr Wachstum und
Beschéaftigung sowie fiir bessere Lebensver-
héltnisse der Biirgerinnen und Biirger sorgen
sollen, die Bertiicksichtigung des Benachteili-
gungsverbotes behinderter Menschen sicher-
zustellen. Mit Einfihrung der aktuellen For-
derperiode 2007 bis 2013 ist zusatzlich das
Prinzip der Zugéinglichkeit zu beachten3.

In Deutschland sind fiir die Durchfithrung der
Vorhaben aus den europdischen Struktur-
fonds tiberwiegend die Bundeslédnder verant-
wortlich. Sie miissen insoweit das Diskriminie-
rungsverbot und den Zugang firr behinderte
Menschen besonders beachten. Mehrere Lan-
der haben den Grundsatz der Nichtdiskrimi-
nierung von Menschen mit Behinderungen in
ihren Programmen zur Durchfiihrung von
Strukturmafnahmen schon aufgegriffen.



88

7.1 Zielvereinbarungen

Um Barrierefreiheit auch tiber den gesetzlich
geregelten Bereich hinaus zu gewéhrleisten,
wurde mit dem BGG das Instrument der Ziel-
vereinbarung geschaffen. Mittels Zielverein-
barungen kénnen nach dem BGG anerkannte
Verbande behinderter Menschen mit Unter-
nehmen oder Unternehmensverbanden tiber
die konkrete Herstellung von Barrierefreiheit
verhandeln. Zielvereinbarungen bieten die
Moglichkeit, flexible und den jeweiligen Be-
dirfnissen der Beteiligten angepasste Losun-
gen fur unterschiedliche Bereiche der Barrie-
refreiheit zu treffen. Sie konnen von der
barrierefreien Gestaltung einzelner Einrich-
tungen tiber die Entwicklung barrierefreier
Produkte und Dienstleistungen bis hin zur
Gestaltung eines barrierefreien Webauftritts
reichen.

Die bislang aufgenommenen Verhandlungen
und Abschliisse von Zielvereinbarungen ver-
deutlichen das breit gefacherte Spektrum der
Zielvereinbarung: Es sind sowohl die Bereiche
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie als auch Bauen und Verkehr abgedeckt.
Die Anwendungsgebiete reichen von vor
allem fiir den Alltag relevante Angebote, wie
die Bereitstellung barrierefreier Dienstleis-
tungen des Sparkassen- und Giroverbandes
Rheinland-Pfalz oder die barrierefreie Gestal-
tung des Internetauftritts von Pfizer Deutsch-
land, bis hin zu touristisch wichtigen Ange -
boten, wie die barrierefreie Gestaltung des
Baden Airparks und der Erfassung und Bewer-
tung barrierefreier Hotel- und Gaststatten-
angebote.

Die Moglichkeit, Barrierefreiheit iber Zielver-
einbarungen zu regeln, wurde von den Ver-
bédnden behinderter Menschen in der Vergan-
genheit allerdings nur zégerlich in Anspruch
genommen. Seit Inkrafttreten des BGG im Jah-
re 2002 bis Ende April 2009 wurden dem Bun-
desministerium fir Arbeit und Soziales ledig-
lich acht Zielvereinbarungen vorgelegt42.

Barrierefreiheit

Griinde hierfiir sehen die Verbdnde behinder-
ter Menschen im Wesentlichen in mangeln-
den personellen und finanziellen Ressourcen.
Infolgedessen fehlte es zumeist an fachlichem,
organisatorischem und juristischem Sachver-
stand, um einzelne Zielvereinbarungsver-
handlungen professionell und auf Augenhohe
mit den Wirtschaftsvertretern aufnehmen
und begleiten zu kénnen. Auch sind das In-
strument Zielvereinbarung und das Thema
Barrierefreiheit mit Blick auf die Herausforde-
rungen und Chancen des demographischen
Wandels in der Wirtschaft noch nicht hinrei-
chend bekannt.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les und die Beauftragte der Bundesregierung
fur die Belange behinderter Menschen haben
inden Jahren 2007 und 2008 Gespréche mit
Vertreterinnen und Vertretern der Verbénde
und Expertinnen und Experten fiir Barriere-
freiheit gefiihrt, um die bestehenden Proble-
me zu identifizieren. Es bestand Einverneh-
men, dass das Instrument der Zielverein-
barung grundsétzlich geeignet ist, die Her-
stellung von Barrierefreiheit voranzubringen.
Das Ministerium, die Beauftragte und die Ver-
bédnde stimmten darin iberein, dass zur star-
keren Nutzung dieser Moglichkeit ein durch
die Verbdande behinderter Menschen getrage-
nes Kompetenzzentrum eingerichtet und vom
Bund unterstiitzt werden sollte. Damit greift
der Bund auf die positiven Erfahrungen von
Nordrhein-Westfalen mit der ,,agentur barrie-
refrei NRW* zurtick. Vor allem zur Férderung
der Barrierefreiheit auf Ebene der Kommunen
wurde dort bereits im Jahr 2005 ein entspre-
chendes Kompetenzzentrum eingerichtet.
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Die bislang bundesweit einzigartige
-agentur barrierefrei NRW* besteht seit
Juni 2005. Sie berédt kostenlos behinder-
te Menschen, ihre Verbénde, Politik,
Verwaltung und Wirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen. Mit einem breit ange-
legten Spektrum an Informationen und
Serviceleistungen tragt die Agentur
wesentlich dazu bei, biirgerfreundliche,
praktikable und kostengtinstige Lésun-
gen zur Herstellung von Barrierefreiheit
in Nordrhein-Westfalen umzusetzen
und somit die Lebenssituation von Men-
schen mit Behinderungen und alteren
Menschen zu verbessern. Das Angebot
findet groBen Zuspruch und starkt das
Bewusstsein und die konkrete Umset-
zung von Barrierefreiheit in NRW nach-
weislich.

Die Verbdande behinderter Menschen, das
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
und die Beauftragte haben gemeinsam ein
Konzept fiir ein entsprechendes Kompetenz-
zentrum auf Bundesebene entwickelt. Fir die
Trdagerschaft des Kompetenzzentrums haben
die Verbdnde am 3. Dezember 2008 den Ver-
ein ,Bundeskompetenzzentrum Barrierefrei-
heit - Der Verein der Behindertenverbande
zur Umsetzung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes“4* gegriindet. Dieser hat seine
Arbeit Anfang 2009 aufgenommen. Ziel des
Kompetenzzentrums ist es, Verbande, Unter-
nehmen und weitere Beteiligte organisa-
torisch, fachlich und juristisch dabei zu
unterstiitzen, konkrete Losungen fur eine bar-
rierefreie Umweltgestaltung zu entwickeln
und diese in Zielvereinbarungen nach dem
Behindertengleichstellungsgesetz festzuhal-
ten. Die Arbeit des Kompetenzzentrums wird
vom umfassenden Sachverstand der bereits
vorhandenen Projekte und Expertenorgani -
sationen unterstiitzt4°. Es arbeitet behinde-
rungs- und verbandstibergreifend und ist
Ansprechpartner und Anlaufstelle fiir behin-
derte Menschen, ihre Verbénde, Beauftragte

89

und Beirdte sowie fiir Vertreterinnen und Ver-
treter aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung.
Vom Kompetenzzentrum werden auBBerdem
Offentlichkeitsarbeit, Sensibilisierungsarbei-
ten und QualifizierungsmaBnahmen koordi-
niert und durchgefihrt.

7.2 Verkehr und Mobilitat

Barrierefreiheit im 6ffentlichen Personenver-
kehr gehort zu den zentralen Voraussetzun-
gen, die eine selbstbestimmte und gleichbe-
rechtigte Teilhabe behinderter Menschen am
gesellschaftlichen Leben gewéhrleisten. Wei-
testgehende Mobilitdt moéglichst ohne fremde
Hilfe hat dabei oberste Prioritét. In diesem
Zusammenhang vertritt die Bundesregierung
bei der Herstellung von Barrierefreiheitim
offentlichen Personennah- und -fernverkehr
einen umfassenden Ansatz: Ziel ist es, nicht
nur rdumliche Barrieren bei baulichen An-
lagen und Fahrzeugen abzubauen bzw. zu
vermeiden, sondern Mobilitdt im Alltag mog-
lichst weitreichend zu gewéhrleisten. Dabei
gilt es auch, auf die besonderen Belange sin-
nesbehinderter sowie lern- und geistig behin-
derter Menschen einzugehen und in diesem
Zusammenhang bei der Planung verstarkt
auch Kontrastierungen in Geb&duden und
Verkehrsmitteln sowie klar verstandliche
Fahrinformationen und Leitsysteme zu ent-
wickeln und einzusetzen.

Das BGG hat mit seinem Verstdndnis von bar-
rierefreier Umweltgestaltung wichtige Grund-
lagen fur die Gestaltung der Infrastruktur in
Deutschland geschaffen. Es wird flankiert
durch die Gleichstellungsgesetze der Lander
und erginzt durch die Anderungen im
Personenbeférderungsgesetz, in der Eisen-
bahn-Bau- und Betriebsordnung und im Luft-
verkehrsgesetz, welche den besonderen
Belangen behinderter und mobilitédtseinge-
schrankter Menschen Rechnung tragen.
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7.2.1Bahnverkehr

Fir behinderte Menschen, die mit der Bahn
unterwegs sind, hat es in den letzten Jahren
einige wichtige Verbesserungen gegeben.

Der Bundestag hat am 24. April 2009 das Ge-
setz zur Anpassung eisenbahnrechtlicher Vor-
schriften an die Verordnung (EG) 1371/2007
uber die Rechte und Pflichten der Fahrgaste
im Eisenbahnverkehr beschlossen. Durch das
Gesetz werden Eisenbahnunternehmen und
Bahnhofsbetreiber u.a. verpflichtet, unter
aktiver Beteiligung der Verbdnde, diskrimi-
nierungsfreie Zugangsregeln fiir die Beférde-
rung von Personen mit Behinderungen und
Personen mit eingeschrankter Mobilitat auf-
zustellen. Eisenbahnunternehmer und Bahn-
hofsbetreiber miissen auch dafiir Sorge
tragen, dass Bahnhofe und Bahnsteige, Fahr-
zeuge und andere Einrichtungen fiir diese Per-
sonen zugdnglich sind. AuB8erdem sind sie
verpflichtet, nach besten Kréften kostenlose
Hilfestellungen beim Ein- und Aussteigen
anzubieten. Diese Vorschriften treten in
Deutschland am 29. Juli 2009 in Kraft. Ab
Dezember 2009 werden sie mit Inkrafttreten
der Verordnung (EG) 1371/2007 fiir alle Mit-
gliedstaaten der EU verbindlich.

Unabhéngig von den durch diese EU-Verord-
nung verursachten Neuerungen gelten fir
die Eisenbahnunternehmen des Bundes und
nicht-bundeseigene Eisenbahnunternehmen
die Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Be-
triebsordnung (EBO). Nach § 2 Abs. 3 EBO miis-
sen die Eisenbahnunternehmen Programme
zur Gestaltung von Bahnanlagen und Fahr-
zeugen erstellen, mit dem Ziel, eine mdoglichst
weitreichende Barrierefreiheit fiir deren
Nutzung zu erreichen. Die Aufstellung der
Programme erfolgt nach Anhorung der Spit-
zenorganisationen von den nach dem BGG
anerkannten Verbdnden. Einschlielich des
Programms der Deutschen Bahn AG (DB AG)
wurden dem Bundesministerium fir Arbeit
und Soziales bis Ende April 2009 vier Eisen-
bahnprogramme vorgelegt#®.
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Die DB AG hat als erstes Eisenbahnunterneh-
men im Juni 2005 ihr Programm zum barriere-
freien Eisenbahnverkehr vorgelegt. In enger
Abstimmung mit den Behindertenverbdnden,
dem damaligen Beauftragten der Bundes-
regierung fiir die Belange behinderter
Menschen sowie dem Bundesministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wurde
festgelegt, unter welchen Voraussetzungen
Bahnhofe und Ziige barrierefrei zu gestalten
sind.

Das Programm verfolgt das Ziel, die Aspekte
der Barrierefreiheit mit den Interessen eines
wettbewerbsorientierten Dienstleistungsun-
ternehmens in Einklang zu bringen. Bei den
Verhandlungen tiber die Ausgestaltung des
Programms fanden viele Forderungen der
Verbande Bertiicksichtigung. Fiir einige Berei-
che galt es, mit Blick auf eine verhaltnismasi-
ge technische und finanzielle Umsetzung,
Kompromisse zu finden. Das vorgelegte Pro-
gramm priorisiert die schrittweise Herstel-
lung von Barrierefreiheit wie folgt: Bei Neu-
bauten und umfassenden Umbauten von
Bahnhofen ab 1.000 Reisenden pro Tag ist ins-
besondere der Bau von Aufziigen oder ldnge-
ren Rampen zusétzlich zu Treppenanlagen
vorgesehen. Bei Bahnhofen mit weniger als
1.000 Reisenden pro Tag sind diese MaB3nah-
men auch vorgesehen, wenn auf Grund des
besonderen Umfeldes hierfiir ein erhohter
Bedarf besteht. Dies gilt beispielsweise, wenn
eine Werkstatt fiir behinderte Menschen in
der Nédhe liegt.
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Die Bahn bietet an den wichtigsten
Bahnhofen einen Ein-, Um- und Ausstei-
geservice an: Dort unterstiitzen geschul-
te Servicemitarbeiterinnen und -mitar-
beiter sowie technische Hilfsmittel wie
z.B. mobile Hubgerédte oder Rampen
mobilitatseingeschrankte Fahrgéste
beim Ein- und Aussteigen.

Uber 80% der Bahnreisenden steigen
zwischenzeitlich an barrierefreien
Bahnhofen ein oder aus. 57% der Bahn-
hoéfe mit iiber 1.000 Reisenden am Tag
sind insbesondere im Sinne stufenloser
Erreichbarkeit barrierefrei gestaltet. Ein
barrierefreier Umbau weiterer Bahn-
hofe ist vorgesehen. Zudem erleichtern
optisch-taktile Bodenindikatoren sehbe-
hinderten Fahrgéasten die Orientierung.
In einigen Bahnhofen gibt es bereits
Handlaufbeschriftungen mit Prismen-
oder Brailleschrift oder auch taktile
Lagepléne. Die Service Points der neuen
Generation sind dariiber hinaus mit
Induktionsschleifen zur Sprachverstar-
kung fiir hérbehinderte Menschen aus-
gestattet.

In 2007 wurde von der DB AG fast
400.000 Mal Hilfestellung fiir behinderte
Fahrgéaste organisiert, 2008 waren es
bereits 445.000. Um die steigende Nach-
frage hiernach zu unterstiitzen, beabsich-
tigt die DB AG ab Sommer 2009 den Mobi-
litdtsservice auf weiteren Bahnhofen
anzubieten. Vorgesehen ist, dass von 16
Basisstationen aus mobile Teams daftiir
sorgen, dass Fahrgéste mit Behinderun-
gen an mehr kleineren und mittleren
Bahnhoéfen sicher in den Zug kommen.4’

Angesichts dieser Herausforderungen und der
Notwendigkeit, méglichst regelméBig Fragen
zur Umsetzung des Programms zu diskutie-
ren, wurde unter Federfithrung der Kontakt-
stelle fir kundenbezogene Behindertenange-
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legenheiten die aus Vertreterinnen und Ver-
tretern der Fachabteilungen der DB AG und
des Deutschen Behindertenrates bestehende
begleitende Arbeitsgruppe zum Programm
der Deutschen Bahn im Januar 2006 institu-
tionalisiert.

Da die DB AG beabsichtigt, ihr Programm fort-
zuschreiben und zum 1. Januar 2010 ein Giber-
arbeitetes Programm vorzulegen, arbeiten die
Vertreterinnen und Vertreter der DB AG und
der Verbdnde behinderter Menschen derzeit
intensiv an einem Entwurf. Im Fokus der Wei-
terentwicklung des vorhandenen Programms
stehen insbesondere die Bereiche Infrastruktur,
Fahrzeuge, Information und Service. Die Arbei-
ten werden unterstiitzt von der Beauftragten
der Bundesregierung fiir die Belange behinder-
ter Menschen, vom Bundesministeriums fir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sowie von
der Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilita-
tion und den Behindertendachverbanden.

7.2.2 Offentlicher Personennahverkehr
(OPNV)

Bei der barrierefreien Gestaltung des OPNV
sind insbesondere bei den Kommunen deut-
liche Fortschritte zu verzeichnen.

Im Landkreis Darmstadt-Dieburg in Hes-
sen werden kiinftig nur noch Niederflur-
fahrzeuge zum Einsatz kommen. Bei den
wenigen noch vorhandenen Hochflur-
fahrzeugen handelt es sich um Uber-
gangslésungen, die bald durch moderne
barrierefreie Niederflurfahrzeuge er-
setzt werden sollen. AuBerdem werden
in dem Landkreis schon seit Jahren konti-
nuierlich Haltestellen barrierefrei ausge-
baut. Die BaumaBnahmen umfassen den
Einbau von niederflurgerechten Bus-
und Bahnsteigen und den Einsatz von
Bodenindikatoren (Rillen-, Rippen und
Noppenplatten) als Orientierungshilfe
fir blinde und sehbehinderte Menschen.
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Grundsatzlich liegt die Zustdndigkeit fiir Pla-
nung, Organisation und Finanzierung des 6f-
fentlichen Personennahverkehrs bei den Lan-
dern bzw. Kommunen. Jedoch tradgt der Bund
auch nach der Foderalismusreform im Jahr
2006 mit verschiedenen Finanzierungsinstru-
menten in erheblichem MaBe zur Forderung
des OPNV bei. Hierzu zihlen insbesondere die
Regionalisierungsmittel aus dem Mineral -
Olsteueraufkommen des Bundes, Kompensati-
onszahlungen des Bundes fiir den Wegfall der
Finanzhilfen nach dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (GVFG) des Bundes an die
Lander fiir ihre sog. Landesprogramme nach
MaBgabe des Entflechtungsgesetzes (Art. 143c
GG) und Finanzhilfen aus dem GVFG-Bundes-
programm (Art. 125c, Abs. 2 GG). Finanzhilfen
des Bundes nach dem GVFG-Bundespro-
gramm werden dabei nur fir Vorhaben ge-
wahrt, die den Anforderungen der Barriere-
freiheit moglichst weitreichend entsprechen.

Den Rahmen fiir die Entwicklung des OPNV,
fur die der ortliche Aufgabentrager verant-
wortlich ist, bildet der Nahverkehrsplan.
Dessen Aufstellung wird von den Landern
geregelt. Seit der Anderung des Personenbe-
forderungsgesetzes (PBefG) im Jahr 2002 sind
in den bei der Genehmigung von Straf3en-
bahn- und Buslinien zu bertiicksichtigenden
Nahverkehrsplédnen die Belange behinderter
und anderer Menschen mit Mobilitdtsbeein-
trachtigungen zu beachten. Der Nahverkehrs-
plan hat diese Belange mit dem Ziel zu bertick-
sichtigen, fiir die Nutzung des OPNV eine
moglichst weitreichende Barrierefreiheit zu
erreichen. Dabei sind Aussagen tiber vorgese-
hene MaBBnahmen und Zeitrahmen fir die
Umsetzung zu treffen. Mit der Regelung in
den Nahverkehrspldnen wird sichergestellt,
dass es den Entscheidungstrdgern vor Ort
uberlassen bleibt, die konkreten Bedingungen
fur die Herstellung von Barrierefreiheit im
Einzelnen eigenverantwortlich festzulegen.

Dartiber hinaus hat der Aufgabentrager bei
der Aufstellung des Nahverkehrsplans Behin-
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dertenbeauftragte oder Behindertenbeirite
anzuhoren. Damit konnen die Behindertenbe-
auftragten auf den Fortgang und das Ergebnis
des Verfahrens Einfluss nehmen: Der Aufga-
bentrédger hat die Stellungnahmen von Behin-
dertenbeauftragten nachvollziehbar in Erwa-
gung zu ziehen und sich mit ihnen inhaltlich
auseinander zu setzen. Dadurch soll sicherge-
stellt werden, dass die wesentlichen Ergebnis-
se der Anhoérung in den Willensbildungs- und
Entscheidungsprozess mit einfliefen und ada-
quat Beriicksichtigung finden.

Das im Rahmen des Forschungsprogramims
~Stadtverkehr” durch das Bundesministerium
fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung in
Auftrag gegebene Projekt ,Barrierefreiheit im
offentlichen Verkehrsraum fiir seh- und hor-
geschadigte Menschen“ wurde im Jahr 2008
abgeschlossen. Es enthdlt Empfehlungen, die
sich an zahlreiche Akteure — wie z. B. die Bau-
verwaltungen der Linder, Baudmter in Stad-
ten, Kreisen und Gemeinden, Planungs- und
Ingenieurbiros, Behindertenbeirdte und
-organisationen -richten und Anregungen
fir die barrierefreie Gestaltung des Verkehrs-
raums geben. Die wesentlichen Ergebnisse des
Forschungsprojekts wurden in der Schriften-
reihe ,direkt unter dem Titel ,,Hinweise: Bar-
rierefreiheit im 6ffentlichen Verkehrsraum fiir
seh- und hérgeschddigte Menschen® verof-
fentlicht.#8

Einen wichtigen Beitrag zur Barrierefreiheit
leistet auch die unentgeltliche Beférderung
schwerbehinderter Menschen im 6ffentlichen
Personenverkehr, die so genannte Freifahrt.
Sie ermoglicht eine unentgeltliche Beférde-
rung denjenigen schwerbehinderten Men-
schen, die infolge ihrer Behinderung

m inihrer Bewegungsfihigkeitim Straf3en-
verkehr erheblich beeintrachtigt (Merk -
zeichen ,G"),

m aubBergewoOhnlich gehbehindert
(Merkzeichen ,,aG"),



Barrierefreiheit

m hilflos (Merkzeichen ,H),
m blind (Merkzeichen ,,Bl*) oder

m gehorlos (Merkzeichen ,,Gl) sind.

Die Kosten dieser Leistung tragen Bund und
Lander (in 2007 rund 440 Mio. Euro).

7.2.3 Luftverkehr

In der Européischen Gemeinschaft gelten seit
dem 26. Juli 2008 einheitliche Bestimmungen,
die die Rechte behinderter Flugreisender
regeln??. Die Verordnung vom 5. Juli 2006
untersagt den Luftfahrtunternehmen, die Bu-
chung oder Beférderung von Personen wegen
einer Behinderung oder wegen des Alters ab-
zulehnen. Sie regelt ferner die durchgehende
Betreuung behinderter Menschen von der An-
kunft am Flughafen bis zum Abflug.

Um diese Betreuung zu gewéhrleisten, miis-
sen sich behinderte Flugreisende 48 Stunden
vor Abflug bei der Fluggesellschaft oder beim
Reiseveranstalter anmelden. Es ist zudem er-
forderlich, dass sich Reisende rechtzeitig zum
vorgegebenen Zeitpunkt am Flughafen an
den dort ausgewiesenen Kontaktpunkten ein-
finden. Auf Wunsch wird den Reisenden bei
der Abfertigung geholfen und sie werden bei
den Sicherheitskontrollen begleitet.

Flugreisende, die einen VerstoB3 gegen die Be-
treuungsverpflichtung feststellen, miissen
zundchst die Fluggesellschaft oder den Flug-
hafen einschalten. Ist eine schnelle und auB3er-
gerichtliche Einigung auf diesem Wege nicht
moglich, kénnen sich Reisende an das Luft-
fahrt-Bundesamt, die nationale Beschwerde-
stelle zur Durchsetzung der Fluggastrechte,
wenden.

Das Luftfahrt-Bundesamt tiberpriift den vor-
geworfenen VerstoB3 und kann im Einzelfall
BuB3geldzahlungen gegen die Unternehmen
aussprechen. Schadensersatzanspriiche kann
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das Luftfahrt-Bundesamt jedoch nicht geltend
machen. Diese sind zivilrechtlich einzufor-
dern.

Um die an der zivilen Luftfahrt beteiligten
Fluggesellschaften, Kabinenausstatter, Flug-
héfen und Reiseunternehmen fiir eine ver-
starkte Beriicksichtigung von Barrierefreiheit
zu sensibilisieren, hat die Beauftragte der
Bundesregierung fiir die Belange behinderter
Menschen am 29. Mai 2008 im Rahmen des
Konferenzprogramms der Internationalen
Luft-und Raumfahrtausstellung 2008 eine
Fachkonferenz zum Thema ,Barrierefreier
Luftverkehr - Chancen und Nutzen*® ausge-
richtet.

Mehr als 100 Vertreter von Flughéfen, Flug-
gesellschaften und Herstellern sowie von Ver-
bédnden behinderter Menschen haben auf die-
ser Fachkonferenz die Gelegenheit genutzt,
gemeinsam die Anforderungen an Barriere-
freiheit im Luftverkehr zu diskutieren. Thema-
tisiert wurde die gesamte Reisekette: von der
Buchung, tiber Dienstleistungen am Flugha-
fen, Gepécklogistik, Boarding, Flugzeugauf-
enthalt bis hin zum Auschecken. Damit die
Fachkonferenz nachhaltig wirkt, beabsichtigt
die Beauftragte der Bundesregierung fiir die
Belange behinderter Menschen, den hier be-
gonnenen Dialog weiter fortzusetzen.

7.2.4 StraRenverkehr

Bei der Gestaltung von Verkehrsanlagen wer-
den die Belange behinderter Menschen auf
der Grundlage diverser technischer Regelwer-
ke berticksichtigt. So enthalten die aus dem
Jahr 2006 stammenden ,Richtlinien fiir die
Anlage von StadtstraBen” (RASt 06) u. a. Pla-
nungsgrundlagen fiir die barrierefreie Gestal-
tung des StraBenraums. Planungshinweise der
RASt zur Barrierefreiheit beziehen sich auf
GrundmaBen fiir Verkehrsrdume des FuBgéan-
gerverkehrs, auf Parkfldchen im Stra3enraum,
auf die Ausgestaltung von Haltestellen des
Offentlichen Personennahverkehrs und auf
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Anlagen von hindernisfreien, taktil und op-
tisch wahrnehmbaren Gehwegbereichen.

Auch bei der kontinuierlichen Uberarbeitung
der technischen Regelwerke stellen die Be-
durfnisse behinderter Menschen einen we-
sentlichen Bestandteil dar. In den ,Richtlinien
fur Lichtsignalanlagen® (RiLSA 1992), die zur-
zeit grundlegend uiberarbeitet werden, wer-
den zum Beispiel die Einsatzbereiche und die
technische Ausgestaltung von Zusatzeinrich-
tungen fiir blinde und sehbehinderte Men-
schen —wie akustische Freigabesignale und
taktile Signalgeber - geregelt.

Des Weiteren hat das Bundesministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ein For-
schungsvorhaben zur ,Bertuicksichtigung der
Belange behinderter Personen bei Ausstat-
tung und Betrieb von StraBentunneln® durch-
gefiihrt>0, Die Forschungsergebnisse sollen
Grundlage fiir die Fortschreibung und Ergén-
zung der ,Richtlinien fiir die Ausstattung und
den Betrieb von StraBentunneln® sein. Derzeit
wird ein neues Regelwerk mit dem Schwer-
punkt der barrierefreien Planung im offentli-
chen Verkehrsraum erarbeitet, dessen Ziel es
ist, ein umfassendes Regelwerk ,Barrierefreie
Verkehrsanlagen® zu schaffen.

Der Kreis der Personen, die auf Behinderten-
parkplatzen parken konnen, ist erweitert
worden. Bislang zdhlten auBergewdhnlich
gehbehinderte sowie blinde Menschen zum
Berechtigtenkreis. Kiinftig gelten diese Rechte
auch fir Personen mit beidseitiger Amelie (es
fehlen beide Arme), Phokomelie (Hdnde oder
FiiBe setzen unmittelbar am Rumpf an) oder
vergleichbaren Funktionseinschrankungen.
Von dieser Neuregelung sind insbesondere
Menschen mit einer Conterganschadigung
erfasst.

Ferner diirfen seit kurzem vier weitere Per-
sonengruppen die Parkerleichterungen in An-
spruch nehmen (z.B. Parken im eingeschrank-
ten Halteverbot oder Ful3gdngerzonen). Zu
dem erweiterten Kreis gehdren Personen, die
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zwar nicht auBergewohnlich gehbehindert
sind, aber doch unter sehr starken Einschréan-
kungen beim Gehen leiden, sowie Menschen,
die an Morbus Crohn oder Colitits Ulcerosa
erkrankt sind oder die Trager eines doppelten
Stomas (kiinstlicher Darm- und Harnausgang)
sind. In mehreren Ldndern gab es fur diese
Personenkreise bereits Ausnahmeregelungen.
Die bundeseinheitliche Regelung schafft nun
Rechtssicherheit und ermdoglicht die Inan-
spruchnahme der Parkerleichterungen in
allen Bundesldandern.

7.2.5 Schifffahrt

Fur Binnenfahrgastschiffe auf dem Rhein gibt
es seit 2004 neue technische Anforderungen.
Bei der Ausarbeitung der Vorschriften bildete
die Frage der Gestaltung von Bereichen fur
Personen mit eingeschrankter Mobilitdt einen
wesentlichen Bestandteil. Alle seit dem 1. Janu-
ar 2006 neu gebauten Fahrgastschiffe miissen
bestimmte Voraussetzungen bei der Gestal-
tung ihrer Fahrgastrdume erfillen (z.B. bei
den Ausgédnge, Tiiren, Treppen und Aufziige,
Decks, Toiletten). Bereits in Betrieb befindliche
Schiffe miissen innerhalb bestimmter Zeitréau-
me nachgertistet werden. Der Leitfaden fir
die behindertengerechte Ausstattung von
Binnenfahrgastschiffen wird derzeit auf Basis
der Bestimmungen fiir den Rhein und der
Richtlinie 2006/87/EG iiberarbeitet.

Zurzeit wird von den EU-Mitgliedstaaten ein
Vorschlag fiir eine Verordnung des Europa-
ischen Parlaments und des Rates tiber die
Passagierrechte im See- und Binnenschiffsver-
kehr und zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 2006/2004 iiber die Zusammenarbeit zwi-
schen den fiir die Durchsetzung der Verbrau-
cherschutzgesetze zustdndigen nationalen
Behorden diskutiert. In Anlehnung an die
schon bestehenden Regelungen im Luft- und
Eisenbahnverkehr werden im Wesentlichen
Bestimmungen zur hiirdenfreien Zugéanglich-
keit von Diensten, Nichtdiskriminierung und
Unterstiitzung von Personen mit Behinderun-
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gen oder eingeschriankter Mobilitdt geregelt.
Die Verordnung wird unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat gelten. Kollidierendes nationa-
les Recht ist anzupassen.

7.3 Bauen und Wohnen

Die Bundesregierung ist sich der Herausforde-
rungen des demographischen Wandels aus-
driicklich bewusst. Auch mit Blick auf die dlter
werdende Bevolkerung spielt Barrierefreiheit
insbesondere beim Neu- und Umbau von
Wohnraum eine zentrale Rolle.

7.3.1Barrierefreies Bauen

Nach den Bestimmungen des BGG sind die
Behorden des Bundes verpflichtet, nach allge-
meinen anerkannten Regeln der Technik, wie
z.B. DIN-Normen, barrierefrei zu bauen. Dies
gilt fiir zivile Neubauten sowie grof3e zivile
Um- oder Erweiterungsbauten des Bundes.

Fur alle anderen Bauten ergeben sich die Vor-
gaben zum barrierefreien Bauen nur aus dem
Bauordnungsrecht der Lander. Diese konnen
die Beachtung von technischen Regelungen
zum barrierefreien Bauen, beispielsweise DIN-
Vorschriften, ganz oder in Teilen fiir das jewei-
lige Bundesland vorschreiben.

Im Laufe des Jahres 2008 konnten die Arbeiten
an der DIN zur baulichen Barrierefreiheit bei
offentlichen Gebduden und Wohnungen (DIN
18040, Barrierefreies Bauen - Offentlich zu-
gangliche Gebdude und Wohnungen) abge-
schlossen werden. Der Entwurf der Norm wird
derzeitredaktionell iiberarbeitet.

Flr die Modernisierung von Bestandsbauten
istdiese Norm, die nur fir Neubauten gilt,
allerdings nur bedingt anwendbar. Das Bun-
desministerium fiir Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung wird deshalb ein die Norm
ergianzendes Beiblatt herausgeben, das den
Bestandsbauten Rechnung tragt und auch als
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Abpriifliste zur Forderung durch die Kfw For-
derbank zur Barrierefreiheit oder -reduzie-
rung bei Bestandsbauten dient. Die Arbeiten
zur Erstellung des Beiblattes werden derzeit
im Rahmen der Forschungsinitiative ,,Zukunft
Bau® ausgeschrieben.

7.3.2 MaRnahmen im Rahmen der
Stadtebauférderung

Ziel der Stadtebauférderung ist u.a. die Er-
neuerung von Stadtquartieren mit stadte-
baulichen Méngeln oder strukturellen
Schwaéchen. Durch gezielten, rdumlich kon-
zentrierten Mitteleinsatz sollen in den von
den Gemeinden ausgewiesenen Fordergebie-
ten Entwicklungsdefizite abgebaut und die
Lebensbedingungen allgemein verbessert
werden. Fiir die Stédtebauférderungsprogram-
me stellt der Bund den Landern und Gemein-
den Finanzhilfen zur Verfiigung, tiber die
jahrlich eine Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen Bund und Landern abgeschlossen wird.

In der Prdambel zu dieser Verwaltungsverein-
barung ist seit 2007 verankert, dass die Finanz-
hilfen im Rahmen der integrierten Stadtent-
wicklung auch zur barrierefreien Gestaltung
des Wohnumfeldes in den Férderquartieren
eingesetzt werden kénnen. Die Durchfithrung
der Stddtebaufdérderungsprogramme obliegt
den Landern und Gemeinden. Die in 2008
bereitgestellten Bundesfinanzhilfen fir die
Stadtebauférderung (Programmmittel) betru-
gen insgesamt rund 705 Mio. Euro. 2009 sind
es ca. 869 Mio. Euro Programmmittel.

7.3.3 Barrierefreies Wohnen

Die Unterstiitzung von Investitionen zur An-
passung des Wohnungsbestands an die spe-
ziellen Wohnbedarfe von Menschen mit Be-
hinderungen ist fiir die Bundesregierung ein
wichtiges politisches Anliegen. Einen Schwer-
punkt der 6ffentlichen Forderung barriere-
freier Wohnungen bildet die soziale Wohn-
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raumforderung, die im Zuge der Foderalis-
musreform 2006 vollstandig auf die Ldnder
ubertragen wurde. Der Bund leistet jedoch bis
2019 zweckgebundene Ausgleichszahlungen
an die Lander. Zunichst werden bis 2013 Zah-
lungen in Hohe von 518,2 Mio. Euro im Jahr
geleistet. Diese Ausgleichszahlungen sind von
den Landern fir die Finanzierung von Ma8-
nahmen der Wohnraumférderung einzu-
setzen. Forderschwerpunkte bilden in den
meisten Landern der Neubau barrierefreier
Mietwohnungen oder die Umgestaltung von
Bestandswohnungen.

Das Programm ,, Wohnraum Modernisieren®
der KfW Foérderbank bietet Eigentiimerinnen
und Eigentiimern bereits seit einigen Jahren
zinsgunstige Darlehen fiir die Modernisierung
und Instandsetzung von Wohnungen. Darti-
ber hinaus wurde mit dem MaBnahmepaket
~Beschaftigungssicherung durch Wachstums-
starkung“ der Bundesregierung die steuer-
liche Hochstgrenze fir die Abzugsfahigkeit
von Handwerkerleistungen auf maximal
1.200 Euro verdoppelt.

Ein am 1. April 2009 gestartetes neues Pro-
gramm ,Altersgerecht Umbauen® der Bundes-
regierung leistet einen wichtigen Beitrag zur
senioren- und behindertengerechten Anpas-
sung des Wohnungsbestandes. Das neue
Programm soll dazu beitragen, vorhandene
bauliche Barrieren in selbstgenutzten und
vermieteten Wohnungen zu reduzieren. Das
Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung stellt zu diesem Zweck in
2009 erstmals 80 Mio. Euro zur weiteren Ver-
billigung von Darlehen aus Bundesmitteln um
durchschnittlich 2% Giber 10 Jahre zur Verfi-
gung. Gefordert werden vor allem der barrie-
refreie oder barrierereduzierte Gebdude- und
Wohnungszugang, MaBnahmen im Innern
der Wohnung, barrierereduzierende Map -
nahmen im Wohnumfeld bis zur Einrichtung
von Gruppenrdumen zum generationentiber-
greifenden Wohnen. Eine Fortsetzung des
Programms ,Altersgerecht Umbauen®in
2010/2011ist vorgesehen.*

Barrierefreiheit

Auch die im Rahmen des Programims ,,Bau -
modelle fiir alte und behinderte Menschen*
vom Bundesministerium fur Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend geférderten Einrich-
tungen des Wohnens, der Betreuung und der
Soziokultur liefern Impulse fiir eine an den
Wiinschen und Bedirfnissen der Menschen
ausgerichteten Angebotsvielfalt. Hierzu ge-
horen insbesondere auch Formen des gemein-
schaftlichen und generationenibergreifen-
den Lebens und Wohnens.>!

Der Freistaat Bayern initiiert und fordert
im Rahmen des Experimentellen Woh-
nungsbaus seit mehr als 20 Jahren
Pilotprojekte zum kostengiinstigen und
nachhaltigen Bauen. Vor dem Hinter-
grund der demographischen Verdnde-
rungen sollen gemeinsam mit der Woh-
nungswirtschaft richtungweisende und
innovative Konzepte umgesetzt werden.
Das Thema barrierefreies Wohnen spielt
dabei eine zentrale Rolle. Im derzeit
laufenden Modellvorhaben ,,Wohnen

in allen Lebensphasen® werden aktuell
zwolf BaumaBnahmen an Standorten in
ganz Bayern umgesetzt. Durch die un-
terschiedlichen Rahmenbedingungen
der Projekte ist ein breites Spektrum von
Losungsansatzen sichergestellt.

7.4 Freizeit und Tourismus

Urlaub und Reisen sind wichtige Faktoren fur
die Teilhabe behinderter Menschen am gesell-
schaftlichen Leben. Dabei sind fiir behinderte
Urlauberinnen und Urlauber nicht nur Fragen
der Informationsbeschaffung, Anreise und
Unterbringung von Bedeutung, sondern auch
die Moglichkeit, Freizeitangebote vor Ort
wahrnehmen und den Alltag am Urlaubsort
bewdltigen zu konnen.

Die Grundlagenuntersuchung zu den ,,Okono-
mischen Impulsen eines barrierefreien Touris-
mus fiir alle” des Bundesministeriums fir
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Wirtschaft und Technologie®2 hat ergeben,
dass Urlaub und Reisen fir behinderte Men-
schen langst noch nicht selbstverstandlich ist.
Uber die Hilfte aller Menschen mit Behinde-
rungen wirden gerne mehr reisen, wenn es
entsprechende Angebote gdbe. Auch fir die
Wirtschaft ist der Tourismus- und Freizeitbe-
reich fiir behinderte Menschen ein wichtiges
Feld, das noch ausbauféhig ist. Schon jetzt
betrdgt der Nettoumsatz aus den Reisen be-
hinderter Menschen rd. 2,5 Mrd. Euro jahrlich.
Das entspricht ca. 65.000 Arbeitsplétzen®3.
Langfristig konnte die Gewéhrleistung eines
barrierefreien Reisens ein Umsatzplus von bis
zu 4,8 Mrd. Euro sowie weitere rund 90.000
Vollzeitarbeitspldtze bewirken. Die Forderung
von Barrierefreiheit hat insoweit nicht nur
eine verbesserte Teilhabe fiir Menschen mit
Behinderungen zur Folge, sondern setzt auch
erhebliche Impulse fiir die Tourismuswirt-
schaft.

Mit Blick auf die grundsétzlich gleichberech-
tigte Teilhabe behinderter Menschen am ge-
sellschaftlichen Leben sollen auch Urlaub und
Reisen flir behinderte Menschen zur Selbstver-
stdndlichkeit werden. Viele in der Tourismus-
planung tiatige Akteure haben den Hand-
lungsbedarf erkannt und bereits umgesetzt
und ihre Angebote fiir einen barrierefreien
Tourismus verstarkt.

Um die Informationen fiir behinderte Géaste
uber barrierefreie gastgewerbliche Angebote
in Deutschland verlésslicher zu gestalten, wur-
de zwischen dem Deutsche Hotel- und Gast-
stattenverband (DEHOGA), dem Hotelverband
Deutschland (IHA) und mehreren Verbédnden
behinderter Menschen eine Zielvereinbarung
zur Klassifizierung barrierefreier Angebote in
Hotellerie und Gastronomie abgeschlossen®.
Mit Hilfe von standardisierten Checklisten
konnen Inhaberinnen und Inhaber von Hotels
und Gastronomiebetrieben die Barrierefreiheit
im eigenen Betrieb Uiberpriifen.
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Die brandenburgischen Landkreise
Teltow-Flaming und Potsdam-Mittel-
mark haben eine Reihe von barrierefrei-
en touristischen Projekten geférdert.
Die Angebote reichen von einer barrie-
refreien Skater-Strecke in und um die
Stadt Dahme/Mark tiber den barriere-
freien Naturpark Hoher Flaming bis hin
zu barrierefreien Hotels. Weitere Infor-
mationen sind unter www.dahme.de
oder www.flaeming-skate.de abrufbar.

Das NaturErlebnisZentrum in Waren
(Miritz) Muritzeum hat besondere An-
strengungen unternommen, damit alle
Menschen an der Vielfalt der Erlebnisse
teilhaben kénnen. Das gesamte Mii-
ritzeum ist mit Rollstuhl oder Kinder-
wagen ohne Hindernisse zu erreichen,
Behindertenparkplétze stehen ebenso
zur Verfiigung wie durchgangige Fahr-
stithle. Das Miritzeum wurde vom
Tourismusverband Mecklenburg-
Vorpommern und dem Verein OHNE
BARRIEREN e.V. fiir sein Engagement
ausgezeichnet mit dem Zertifikat Quali-
tdtsmanagement Barrierefreier Touris-
mus. www.mueritzeum.de

Der Naturpark Nordeifel und das Natio-
nalparkforstamt Eifel haben im Méarz
2009 eine Initiative gestartet, barriere-
freie Nationalparkgastgeber zu zertifi-
zieren. Ziel ist vor allem, eine geschlos-
sene Servicekette zu erreichen, damit
Gaste des Nationalparks barrierefrei es-
sen gehen, mobil sein und barrierefrei
ubernachten konnen. Diese Servicekette
schafft die Voraussetzungen fiir ein
barrierefreies Naturerleben. Begleitet
wird die Initiative von der Nationalen
Koordinierungsstelle Tourismus fiir alle
(Natko e.V.). Finanzielle Forderung er-
folgt durch die Européische Union und
das Land Nordrhein-Westfalen.
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Die barrierefreien Angebote werden nach die-
sem Standard erstmals im Deutschen Hotel-
fihrer 2006 sowie im IHA-Hotelftihrer Hotels
Deutschland 2006 gekennzeichnet. AuBBer-
dem finden die neuen Kriterien der Barriere-
freiheit seit Sommer 2005 auch Eingang in die
fortgeschriebene Deutsche Hotelklassifizie-
rung.

Eine zentrale Anlaufstelle fiir die Belange des
barrierefreien Tourismus ist die Nationale
Koordinationsstelle Tourismus fiir Alle e.V.
(NatKo). Die NatKo steht u. a. Reiseveranstal-
tern, Verkehrsunternehmen, Tourismusregio-
nen und Hoteliers im Bereich Tourismus als
Ansprechpartner und Unterstiitzung bei der
Gestaltung barrierefreier Angebote zur Ver-
figung.

saNatKo

Nationale Koordinationsstelle
Tourismus fir Alle e.V. NatKo

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Technologie unterstiitzte in den Jahren 2004
und 2005 eine bundesweite Schulungs- und
Qualifizierungsinitiative des DEHOGA und der
NatKo. In insgesamt 30 Seminaren wurden
rund 450 Hoteliers, Gastronomen und weitere
Anbieter von Tourismusdienstleistungen im
Umgang mit behinderten und mobilitdtsein-
geschriankten Menschen geschult.

Der Bundesverband Deutscher Omnibusunter-
nehmen hat in Zusammenarbeit mit der Nat-
Ko 2007 ein Verzeichnis der Busunternehmen
herausgegeben, die iber barrierefreie Reise-
busse verfiigen.
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7.5 Medien

Angesichts einer stetig wachsenden Bedeu-
tung von Information und Kommunikation ist
die Gewdhrleistung einer gleichberechtigten
Teilhabe behinderter Menschen auch an me-
dialen Angeboten ein wesentliches Anliegen.
Hierzu gehort insbesondere auch der unge-
hinderte Zugang zu Film und Fernsehen.

Art. 21 des VN-Ubereinkommens konkretisiert
die Notwendigkeit eines gleichberechtigten
Zugangs behinderter Menschen zu Informa-
tionen als Voraussetzung fiir die Wahrneh-
mung des Rechts auf freie Meinungsdu3erung
und Meinungsfreiheit. In Film und Fernsehen
kommen fiir die Umsetzung dieses Zugangs
insbesondere der Ausbau von Untertitelung
und Audiodeskription®®, die Bereitstellung
von Informationen in Deutscher Gebédrden-
sprache oder die Férderung der Bereitstellung
von Informationen auch fiir lern- und geistig
behinderte Menschen in Frage.

Vor allem die 6ffentlich-rechtlichen Fernseh-
veranstalter haben in den vergangenen Jah-
ren insbesondere die Videotextuntertitelung
und Audiodeskription - von Filmen, Serien
und Live-Sendungen - ausgebaut und erwei-
tern das Angebot zunehmend. Demgegen-
tiber bleiben die privaten Fernsehveranstalter
hinter den Erwartungen zuriick. Pro7 und
Kabell untertiteln weiterhin nur ein bis zwei
Spielfilme pro Woche. Satl und RTL haben kei-
ne entsprechenden Fernsehangebote fiir hor-
behinderte Zuschauerinnen und Zuschauer.

Bei den bestehenden Fernsehangeboten wird
Gebédrdensprachdolmetschung im Verhéltnis
zu Untertitelung zwar seltener, aber mit stei-
gender Tendenz eingesetzt. Im Ereignis- und
Dokumentationskanal Phoenix kommen seit
Sendestart Gebdardensprachdolmetscherin-
nen und Gebdrdensprachdolmetscher fir die
~lagesschau“ und das ,heute-journal® zum
Einsatz. Daneben werden vermehrt Sendun-
gen zu besonderen Ereignissen wie Festakte
oder zur Bundestagswahl mit Gebdrdenspra-
che ausgestrahlt. Hinzu kommen Angebote
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weiterer Sender, die teilweise auch als Video-
stream im Internet mit Gebardensprach-
dolmetschung abgerufen werden kénnen.

Angesichts des bislang tiberschaubaren An-
gebots nehmen Forderungen nach einer ver-
pflichtenden Regelung zur Steigerung der
Untertitelungsquote fiir alle Fernsehsender ab
einem Prozent Marktanteil zu. Ahnliche Rege-
lungen werden auch fiir das Angebot an Infor-
mationen in Deutscher Gebardensprache ge-
fordert. Nach Auffassung der Verbande solle
es mittel- bis langfristiges Ziel sein, dass hor-
behinderte Menschen nahezu vollstindig am
Fernsehangebot teilhaben kénnen.

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen
ihrer Moglichkeiten gegentiber den Rund-
funkanbietern fiir die Belange behinderter
Menschen und den weiteren Ausbau barriere-
freier Angebote ein. Entsprechende Regelun-
gen und MaBBnahmen fallen jedoch wegen der
grundgesetzlich vorgegebenen Kompetenz-
verteilung in die Zustandigkeit der Linder
und sind im Einzelnen in den Rundfunkstaats-
vertragen zu regeln.

Bund und Lénder werden sich in diesem Zu-
sammenhang fur die Umsetzung der im De-
zember 2007 in Kraft getretenen EU-Richtlinie
uber audiovisuelle Mediendienste einsetzen.
Artikel 3d der Richtlinie, die bis Ende 2009 in
nationales Recht umzusetzen ist, verlangt von
den Mitgliedsstaaten, die ihrer Rechtshoheit
unterliegenden Mediendiensteanbieter darin
zu bestarken, ihre Dienste schrittweise fiir be-
hinderte Menschen zuganglich zu machen.

Film und Kino préagen trotz steigender Priasenz
von Internet und neuen Medien die kulturelle
Identitat aller Biirgerinnen und Biirger. Dem-
entsprechend wichtig ist es, auch gehorlosen,
horbehinderten, blinden und sehbehinderten
Menschen den Zugang zu diesem Medium zu
eroffnen. Die Anzahl der Filme, die fiir sie
verfugbar sind, ist in den letzten Jahren ange-
stiegen. Die digitale Technik ermdglicht es
zudem, Filme auf DVD mit ausfiihrlicher Un-
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tertitelung fir horbehinderte Menschen oder
mit Audiodeskription fiir blinde und sehbe-
hinderte Menschen zu versehen.

Im Rahmen von Filmfestivals wie z. B. dem
Deutschen Horfilmpreis oder der Berlinale
werden herausragende Filme mit Audio-
deskription prasentiert und ausgezeichnet.
Die Bildbeschreibung kann iiber Kopfhérer
empfangen werden. Sehende und sehbehin-
derte Menschen kénnen so den Film auch ge-
meinsam erleben. AuB3erhalb besonderer Ver-
anstaltungen haben hor- und sehbehinderte
Menschen derzeit jedoch nur beschrankt
Zugang zum ,,Gemeinschaftserlebnis Kino®.

Einer der Grinde hierfir ist, dass im Rahmen
der Produktion noch zu wenige Kinofilme von
Anfang an eine barrierefreie Bereitstellung
auch fur diese Kundinnen und Kunden be-
ricksichtigen. Die Novellierung des Film{or-
derungsgesetzes soll zur Verbesserung dieser
Situation beitragen. Das Fiinfte Gesetz zur An-
derung des Filmforderungsgesetzes sieht auf
Initiative des Beauftragten der Bundesregie-
rung fur Kultur und Medien eine Erleichte-
rung der Férderbedingungen fir Filme mit
Audiodeskription und ausfiihrlicher Unter-
titelung fir horbehinderte Menschen vor.
Hierdurch soll ein Anreiz fiir die Herstellung
barrierefreier Fassungen von Kinofilmen
geschaffen werden. Da der GroBteil der deut-
schen Filme eine Férderung nach dem Film-
forderungsgesetz erhilt, geht die Bundesre-
gierung von einer gesteigerten Verfiigbarkeit
deutscher Kinofilme mit Audiodeskription
und erweiterter Untertitelung aus.

Barrierefreie Kulturangebote bietet auch die
Beauftragte der Bundesregierung fiir die Be-
lange behinderter Menschen. An ihrem Dienst-
sitz, dem Kleisthaus in Berlin, wird seit acht
Jahren ein Kulturprogramm veranstaltet. Das
Motto ,Kleisthaus - Da kann ja jeder kommen!*
steht fiir Barrierefreiheit bei freiem Eintritt, so
dass Menschen mit und ohne Behinderung
gemeinsam Kultur erleben kénnen. Zum Pro-
gramm gehoren Konzerte, Filme, Lesungen,
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Theater/Performance und Ausstellungen. Die
Veranstaltungen sind zuganglich fiir Menschen
mit jeder Artvon Behinderung: Filme mit Au-
diodeskription fiir sehbehinderte Menschen ge-
horen ebenso zum Programm wie die Bereitstel-
lung von Gebérdensprachdolmetschern - alles
in den barrierefreien Rdumlichkeiten des Kleist-
hauses. RegelmaBig gibt es spezielle Angebote
fir Kinder und Jugendliche, um ein Miteinan-
derin selbstverstandlicher Vielfalt bereits in fri-
hen Entwicklungsphasen zu fordern.

7.6 Barrierefreie Information und
Kommunikation

Information und Kommunikation nehmen fir
alle Birgerinnen und Biirger einen immer
wichtigeren Stellenwert im privaten und beruf-
lichen Leben ein. Behinderte Menschen kon-
nen vor allem von den modernen Informations-
und Kommunikationstechnologien profitieren
-wenn diese Technologien barrierefrei sind.

Die drei Rechtsverordnungen nach dem Behin-
dertengleichstellungsgesetz konkretisieren
den barrierefreien Zugang behinderter Men-
schen im Umgang mit den Bundesbehoérden:

m Barrierefreie Informationstechnik-
Verordnung (BITV)
In der BITV sind die fiir die Bundesverwal-
tung einzuhaltenden Voraussetzungen
fiir Angebote im Internet festgeschrieben.
Durch die BITV sollen behinderte Men-
schen die Informationen aller 6ffentlichen
Internetauftritte und -angebote von
Bundeseinrichtungen grundséatzlich un-
eingeschrankt nutzen konnen.

m Verordnung iiber barrierefreie Dokumente
in der Bundesverwaltung (VBD)
Zur Wahrnehmung eigener Rechte im Ver-
waltungsverfahren mit Bundesbehdrden
haben blinde und sehbehinderte Beteiligte
des Verfahrens einen Anspruch auf Zu-
ganglichmachung von Dokumenten (Be-
scheide, 6ffentlich-rechtliche Vertrage und
Vordrucke einschliefllich der Anlagen) in
einer fir sie wahrnehmbaren Form.

Barrierefreiheit

m Kommunikationshilfenverordnung (KHV)
Hor- und sprachbehinderte Menschen
haben im Verwaltungsverfahren das Recht,
mit den Behorden und Einrichtungen des
Bundes in Deutscher Gebardensprache, mit
lautsprachbegleitenden Gebarden oder
tiber andere geeignete Kommunikations-
hilfen zu kommunizieren, soweit dies zur
Wahrnehmung ihrer Rechte erforderlich
ist.

7.6.1Evaluierung der Verordnungen

Die KHV, die VBD und die BITV waren nach
Ablauf von drei Jahren auf ihre Wirkung zu
tiberpriifen. In 2004 und 2005 wurden die
Bundesbehorden, die die Verpflichtung zum
Umsetzen der Verordnungen haben, sowie
die Verbande behinderter Menschen zu den
Verordnungen befragt.

Bei der KHV wurde insgesamt eine problemlo-
se Zusammenarbeit zwischen den hér- und
sprachbehinderten Menschen, den Behorden
sowie den Gebdrdensprachdolmetscherinnen
und -dolmetschern bzw. Kommunikationshel-
ferinnen und -helfern geschildert. Die Befra-
gung zur VBD ergab trotz geringer Fallzahl
ebenfalls ein positives Feedback. Insgesamt
wurde die Umsetzung der KHV sowie der VBD
von den Behodrden und Verbanden positiv be-
wertet. Fiir die KHV und die VBD bestand da-
mit kein Uberarbeitungsbedarf.

Die Erfahrungen der Behdérden und Verbdnde
mit der BITV waren weitaus umfangreicher.
Siereichten von Aussagen, dass die BITV das
Internet in Deutschland ,weit tiber ihren
Geltungsbereich hinaus entscheidend beein-
flusst® und ,einen MaBstab fiir barrierefreies
Webdesign gesetzt® habe bis hin zu kritischen
Anmerkungen hinsichtlich mangelnder
Aktualitat der Verordnung. Von mehreren
Verbanden und Beh6érden wurden Aktualisie-
rungen und Ergdnzungen der BITV und ihrer
Bedingungen angeregt. Als Ergénzung wurde
insbesondere eine starkere Berticksichtung
der Belange gehorloser, hor-, lern- und geistig
behinderter Menschen vorgeschlagen.
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7.6.2 Barrierefreie Informationstechnik in
Bund und Landern

Entsprechend den Anforderungen der BITV
mussen die Behorden des Bundes ihre Webauf-
tritte spatestens seit dem 1. Januar 2005 barrie-
refrei gestalten. Die technischen Anforderun-
gen an die Barrierefreiheit werden in der Anla-
ge zur BITV konkretisiert und basieren auf den
internationalen Zugéanglichkeitsrichtlinien fir
Web-Inhalte in der Version 1.0 (, Web Content
Accessibility Guidelines 1.0%, WCAG1.0) des

101

Ebenso wie das BGG war auch die BITV des
Bundes Vorbild fiir Regelungen auf Landes-
ebene. Viele Lander haben eigene Bestim-
mungen zur barrierefreien Informationstech-
nik erlassen oder diese angekiindigt. Einige
Bundesldnder verweisen in ihren Gleichstel-
lungsgesetzen direkt auf die BITV des Bundes,
andere haben die Anforderungen und Bedin-
gungen weitestgehend iibernommen. Auf
dem Gebiet der barrierefreien Informations-
technik ist insoweit ein einheitliches Vorge-
hen von Bund und Landern gewdhrleistet.

World Wide Web Consortiums (,,W3C®).

Baden-Wiirttemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein

Thiringen

BITV des Bundes gilt (§ 10 des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen).

Bayerische Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung entspricht der BITV
des Bundes.

Anforderungen und Bedingungen in den Verwaltungsvorschriften zur Schaffung
barrierefreier Informationstechnik entsprechen denen der BITV des Bundes.

Anforderungen und Bedingungen der Brandenburgischen Barrierefreien Infor-
mationstechnik-Verordnung entsprechen denen der BITV des Bundes.

Anforderungen und Bedingungen der Bremischen Barrierefreien Informations-
technik-Verordnung entsprechen denen der BITV des Bundes.

Anforderungen und Bedingungen der Hamburgerischen Barrierefreie Informati-
onstechnik-Verordnung entsprechen denen der BITV des Bundes.

Ubernimmt BITV des Bundes und gilt fiir alle Internetauftritte der Landes-
behdérden.

Anforderungen und Bedingungen der Mecklenburgischen Barrierefreien Infor-
mationstechnik-Verordnung entsprechen denen der BITV des Bundes.

Barrierefreie Informationstechnik ist gemaR § 9 des Niedersachsischen Gesetzes
zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen geregelt. Im Detail keine
ndaheren Bestimmungen geregelt.

Bei den Anforderungen und Bedingungen der Nordrhein-Westfélischen Barriere-
freien Informationstechnik-Verordnung wird auf die BITV des Bundes verwiesen.

Rechtsverordnung ist gemaR § 7 des Landesgleichstellungsgesetzes Rheinland-
Pfalz vorgesehen.

Saarléndische Behindertengleichstellungsverordnung enthalt Regelungen zur
Barrierefreien Informationstechnik mit Anforderungen und Bedingungen ent-
sprechend der BITV des Bundes (andere Priorisierung).

Gemal § 7 des Gesetzes zur VVerbesserung der Integration von Menschen mit Be-
hinderungen im Freistaat Sachsen; keine naheren Bestimmungen.

keine Regelungen zur barrierefreien Informationstechnik.

GemalR § 12 des Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen des Landes
Schleswig-Holstein; keine ndheren Bestimmungen.

Verordnung zur Ausfiihrung des Thiringer Gesetzes zur Gleichstellung und Ver-
besserung der Integration von Menschen mit Behinderungen (bei Anforderun-
gen und Bedingungen wird auf BITV des Bundes verwiesen).

Quelle: www.wobll.de; www.webforall-heidelberg.de

01.06.2005

01.07.2007

23.08.2005

24.05.2004

28.09.2005

14.06.2006

18.09.2007

17.07.2007

01.01.2008

24.06.2004

19.09.2006

29.05.2004

21.11.2001
01.01.2003

04.05.2008
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7.6.3 Umsetzung der BITV durch die
Bundesbehdrden

http://[www.bik-online.info/

Die Bundesbehérden arbeiten seit Inkrafttre-
ten der BITV kontinuierlich an der Erstellung
barrierefreier Internetangebote und bertiick-
sichtigen diese in vorhandenen Angeboten. So
etwa wurden im letzten Ministerientest des
Projektes ,barrierefrei informieren und kom-
munizieren - BIK® im Jahr 2007 fast alle getes-
teten Seiten als sehr gut, gut bzw. nahezu gut
zuganglich bewertet®®.

Aktionsbiindnis Fiir
b@rrierefreie

Infarmationstechnik
http://www.abi-projekt.de/

Zur Unterstlitzung der praktischen Umset-
zung der BITV hat sich insbesondere mit den
Projekten BIK und ,,Aktionsbiindnis fiir barrie-
refreie Informationstechnik (Abl)“ eine um-
fangreiche Beratungskompetenz entwickelt,
die mit Informationsveranstaltungen, Schu-
lungen, Tests und Beratungen qualifizierte
Hilfestellungen bietet. Obwohl insbesondere
auch durch diese Qualifizierungsangebote
das Bewusstsein der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Bundesverwaltung fur Fragen
der Barrierefreiheit gescharft wurde, ist die
Umsetzung der BITV aufgrund stdndig wech-
selnder Inhalte und graphischer Neugestal-
tungen als fortlaufender Prozess zu verstehen.

Barrierefreiheit

Im Rahmen der Evaluation der BITV merkten
mehrere Behorden an, dass fir die Umsetzung
der BITV eine Unterstiitzung bei der Realisie-
rung erforderlich sei. Im Rahmen des Regie-
rungsprogramms E-Government 2.0 wurde
daher eine Toolbox Nutzungsfreundlichkeit
und Barrierefreiheit erstellt, um die Nutzungs-
freundlichkeit der E-Government Angebote
des Bundes zu erhdhen, den Leistungsumfang
zu verbessern und die Barrierefreiheit von
Onlineangeboten nachzuweisen. Die Toolbox
fasst verschiedene Qualitédtskriterien und
Standards zu einem Tool zur Selbstanalyse zu-
sammen. In Behoérden, aber auch bei Biirgern
und in der freien Wirtschaft wird so verdeut-
licht, welche Anforderungen an Nutzungs-
freundlichkeit und Barrierefreiheit bestehen.
Anwender werden bei der Durchfiihrung von
Prifungen ihrer Online-Angebote wie Inter-
netauftritte, Clientanwendungen sowie PDF-
und Officedokumenten unterstiitzt. Die Ver-
antwortung fur Entwicklung und Pflege der
Toolbox liegt beim Bundesverwaltungsamt,
die Bereitstellung erfolgt im Herbst 2009.

Nicht nur bei den Ministerien, auch in den
Geschaéftsbereichen sind gro3e Fortschritte zu
verzeichnen. Jedoch gibt es bei einigen Behor-
den und Einrichtungen im Bereich barriere-
freies Internet noch Optimierungsbedartf.
Probleme gibt es z. B. bei Datenbankanwen-
dungen und bei der Gestaltung von barriere-
freien pdf-Dokumenten.

Das gemeinsame Internetangebot der
Deutschen Rentenversicherung wurde
technisch und inhaltlich optimiert. Von
den online im pdf-Format verfiigbaren
Broschiiren, ist der iberwiegende Teil
bereits barrierefrei: bislang stehen tiber
100 barrierefreie Broschiiren zur Verfi-
gung. Um gehorlosen und hérbehinder-
ten Menschen die Inhalte des Internet-
auftritts ndher zu bringen, wurden
Gebéardensprachvideos zur Webseite
und zur Rente mit 67 erstellt.
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Der Auftritt der Kliniken der DRV Bund istim
Rahmen des Internetauftrittes der Deutschen
Rentenversicherung Bund barrierefrei gestal-
tetund um eine zusétzliche Suchfunktion er-
weitert worden. Uber die Navigation kénnen
Reha-Zentren iiber eine barrierefrei gestaltete
Karte ausfindig gemacht werden.

An einer verbesserten Zugénglichkeit des
gemeinsamen Forschungsportals http://for-
schung.deutsche-rentenversicherung.de/
ForschPortalWeb/ wird noch gearbeitet.

7.6.4 Evaluierung und Uberarbeitung
derBITV

Die Evaluierung der BITV hat ergeben, dass
die barrierefreie Gestaltung der Internetauf-
tritte insgesamt gut vorankommt. Jedoch wur-
devon den Behodrden und Verbdnden vorge-
tragen, dass die BITV auch die technische
Weiterentwicklung und die besonderen Be-
lange der hor-, lern- und geistig behinderten
Menschen berticksichtigen solle.

Auf Grund dieser Riickmeldungen zur Evalu-
ierung hat die Bundesregierung sich fiir eine
Uberarbeitung der BITV entschlossen. Das
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
hat zu diesem Zweck im Mai 2007 eine Arbeits-
gruppe aus Vertretern der Wissenschaft, der
Beauftragten fiir die Belange behinderter
Menschen und des Bundesverwaltungsamtes
eingesetzt, um die unterschiedlichen prakti-
schen und technischen Problemstellungen zu
analysieren. Gemeinsam mit Verbdnden und
Experten hat die Arbeitsgruppe die Anregun-
gen aus der Evaluation aufgegriffen und ein
Konzept fiir die stérkere Einbeziehung der
hor-, lern- und geistig behinderten Menschen
entwickelt. In technischer Hinsicht wird die
neue BITV, die BITV 2.0, auf den weiterentwi-
ckelten Zugénglichkeitsrichtlinien WCAG 2.0
fuBen. Die WCAG 2.0 wurden am 11. Dezember
2008 verabschiedet und sind nun der interna-
tional empfohlene Standard fiir barrierefreies
Webdesign. In mehreren Sitzungen der Ar-
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beitsgruppe wurden unter Einbeziehung der
Verbdnde sowie der Expertinnen und Exper-
ten:

m die Entwirfe der WCAG 2.0 sowie deren
endgiiltige Fassung bearbeitet,

m (berfliissige Bedingungen gestrichen bzw.
uberarbeitet und

m Konzepte fiir die Einbeziehung der hor-,
lern- und geistig behinderten Menschen.

entwickelt.

Das Konzept fiir die BITV 2.0 wurde den Ver-
bdnden Ende Januar 2009 vorgestellt und mit
ihnen erortert. Der Entwurf befindet sich der-
zeit noch in der regierungsinternen Abstim-
mung.

7.6.5 Barrierefreiheit im gerichtlichen
Verfahren

Fir eine gleichberechtigte Teilhabe blinder
und sehbehinderter Menschen an gerichtli-
chen Verfahren ist es erforderlich, dass ihnen
alle Dokumente, die sie betreffen, auch zu-
ganglich sind.

Mit Einfiihrung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes wurde auch der grundlegende
Anspruch auf Zugédnglichmachung von
Dokumenten im gerichtlichen Verfahren
beriicksichtigt. § 191 a des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (GVG) verpflichtet Gerichte und
Staatsanwaltschaften, blinden und sehbehin-
derten Menschen auf Antrag Dokumente in
einer fiir sie wahrnehmbaren Form zugéng-
lich zu machen. Fiir die Konkretisierung die-
ses Anspruchs war nach § 191 Abs. 2 GVG eine
Rechtsverordnung vorgesehen. Am 1. Juni
2007 ist die Verordnung zur barrierefreien
Zugénglichmachung von Dokumenten fiir
blinde und sehbehinderte Personen im ge-
richtlichen Verfahren (Zuganglichmachungs-
verordnung, ZMV) in Kraft getreten.
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Die Verordnung regelt, in welcher Form blin-
den und sehbehinderten Menschen Unterla-
gen zuganglich zu machen sind und konkreti-
siert das Verfahren der Zugédnglichmachung.
Im Einzelnen sind Dokumente, wie z. B. Urtei-
le, Beschliisse, Ladungen oder Schriftsédtze der
klagenden oder beklagten Parteien, blinden
oder sehbehinderten Beteiligten auf ihr Ver-
langen hin zuginglich zu machen. Uber die
Form der Zuganglichmachung entscheiden
ebenfalls die Beteiligten: Dies kann schriftlich
—in Punktschrift oder in Grodruck -, elektro-
nisch, akustisch, miindlich, telefonisch oder in
anderer geeigneter Weise geschehen.

Die Gerichte sowie die Ermittlungs- und Voll-
streckungsbehorden sind verpflichtet, blinde
oder sehbehinderte Personen auf diesen An-
spruch hinzuweisen. Die Verordnung gilt
auch fiir das staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungs- und Vollstreckungsverfahren sowie fiir
das behordliche BuBgeldverfahren.

7.6.6 eGovernment fir Teilhabeleistungen
und Belange behinderter Menschen

Die Verbreitung und die Moglichkeiten der
modernen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien sowie ihre Bedeutung fir
den beruflichen und privaten Alltag nehmen
stetig zu. Menschen mit Behinderungen diir-
fen vom technologischen Fortschritt nicht
ausgeschlossen werden. Sie miissen vielmehr
in die Lage versetzt werden, die Chancen, die
diese Technologien z. B. durch webbasierte
Verwaltungsabldufe und neue Formen der ge-
sellschaftlichen Partizipation eréffnen, zu nut-
zen. Die Bundesregierung hat sich daher in
der Koalitionsvereinbarung vom 11. November
2005 zum Ziel gesetzt, den in der Politik fiir
behinderte Menschen eingeleiteten Prozess
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zur Verwirklichung einer umfassenden Teil -
habe in der Gesellschaft fortzusetzen. Im Bun-
desministerium fiir Arbeit und Soziales wurde
daher in Zusammenarbeit mit den Verbanden
behinderter Menschen, Vertretern von Bund,
Landern und Gemeinden eine ,eGovernment-
Strategie fiir Teilhabeleistungen und Belange
behinderter Menschen® entwickelt.

Ziel der eGovernment-Strategie ist die weitere
Verbesserung der selbstbestimmten Teilhabe-
moglichkeiten behinderter Menschen durch
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien. Weiterhin verfolgt die Strategie das Ziel,
die Leistungen und Verfahren der Verwaltung
zu vereinfachen und sie damit einhergehend
auch schneller und kundenorientierter gestal-
ten und anbieten zu kdnnen. Angesichts der
Tatsache, dass behinderte Menschen vielfach
in engem Kontakt zur Sozialverwaltung
stehen, wird die Strategie ihren Fokus auf das
System der Sozialverwaltung legen.

Diese Strategie fiir behinderte Menschen ist
eingebettet in die eGovernment-Strategie der
Bundesregierung ,eGovernment 2.0“ und in
die Initiative i2010 der Européischen Union.
Sie wird auf internationaler Ebene flankiert
vom VN-Ubereinkommen, das in Art. 23 das
Rechtbehinderter Menschen auf Zugang zu
Information tiber alle Kommunikationsfor-
men festlegt.

Die eGovernment-Strategie fiir behinderte
Menschen umfasst in den ndchsten vier Jahren
zahlreiche Projekte und Ma3nahmen in sechs
verschiedenen Handlungsfeldern. Das Bun-
desministerium fiir Arbeit und Soziales ent-
wickelt dabei u. a. die folgenden Projekte:

Erster Schritt und wesentlicher Baustein der
Strategie ist der Aufbau einer Internetplatt-
form www.einfach-teilhaben.de. Das Portal
wird derzeit konzipiert und ist nach Lebensla-
gen und wesentlichen Themen gegliedert und
soll als ,,one-stop-shop“ fungieren. Obwohl
grundsétzlich alle wesentlichen Informatio-
nen fir eine umfassende gesellschaftliche
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Teilhabe behinderter Menschen vorhanden
sind, gibt es in der Praxis auf Grund des ge-
gliederten Systems mit den unterschiedlichen
Leistungstrdgern in Bund, Ldndern und Ge-
meinden vielfach Umsetzungsdefizite oder
Schnittstellenprobleme. Das Portal soll dieses
Defizit beseitigen und alle zum Thema ,,Behin-
derung” vorhandenen und relevanten Infor-
mationen und Angebote biindeln und vernet-
zen. Ab dem 2. Juli 2009 wird das Portal fiir
Biirgerinnen und Biirger in einer ersten Ver-
sion zugénglich sein und anschlieend schritt-
weise ausgebaut. In das Portal werden die wei-
teren Manahmen und Projekte der Strategie
eingebunden.

Ein wesentliches Projekt ist die Weiterentwick-
lung der Avatarforschung. Eine langfristig er-
folgversprechende Losung zur durchgehen-
den Barrierefreiheit aller Internetangebote fiir
gehorlose Menschen liegt in der Entwicklung
eines Gebdrdensprachavatars, der den Text
einer Internetseite automatisch in Gebarden-
sprache iibersetzen kann. Die bisherigen For-
schungs- und Entwicklungsprojekte bilden
hierfiir bereits eine gute Basis. Tests mit einem
neu entwickelten Avatar in Gro3britannien
haben eine Verstandlichkeit von etwa 60 %
ergeben. Diese Forschungsarbeit soll nun fort-
gefuhrtwerden, um Verstidndlichkeit und
Automatismus bei der Ubersetzung weiter zu
entwickeln und um den Avatar fiir den Alltag
gehorloser Menschen nutzbar zu machen.

Das Personliche Budget, auf welches seit dem
1. Januar 2008 ein Rechtsanspruch besteht,
stellt eine alternative, trageriibergreifende
Leistungsform zur Teilhabe und Rehabilitati-
on behinderter Menschen dar. Es handelt sich
hierbei nicht um eine neue Teilhabeleistung,
sondern um eine neue Form der Inanspruch-
nahme. Statt der Sachleistungen haben Be-
rechtigte die Moglichkeit, die ihnen zustehen-
den Leistungen in Form von Geldbetragen in
Anspruch zu nehmen. Damit entscheiden sie
selbst, wann, wo, wie und von wem sie ihre
Leistungen erhalten.
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Damit Menschen mit Behinderungen auch die
Wabhlfreiheit, die ihnen das Persénliche Bud-
getbietet, umfanglich nutzen kénnen, miis-
sen sie iiber die in ihrer Region verfigbaren
Teilhabe- und Rehabilitationsanbietern infor-
miert sein. Um dies zu gewdhrleisten, soll im
Rahmen der eGovernment-Strategie ein
Marktplatz zum Personlichen Budget aufge-
baut werden. Behinderte Menschen sollen
hierdurch die Moglichkeit erhalten, sich Giber
die Anbieter von ambulanten oder stationa-
ren Teilhabe- und Rehabilitationsleistungen
zu informieren und die entsprechenden Leis-
tungen einzukaufen. Die Anbieter von ambu-
lanten oder stationdren Teilhabe- und Rehabi-
litationsleistungen erhalten gleichzeitig tiber
den Marktplatz die Chance, sich und die ange-
botenen Leistungen zu pradsentieren. Die Ar-
beiten an der Umsetzung dieses Projektes
werden nach Portalstart aufgenommen. Der
Marktplatz wird anschlieBend in das Portal
www.einfach-teilhaben.de eingebunden.

Die flachendeckende Bereitstellung von Breit-
bandangeboten ist entscheidend fiir das Aus-
schopfen der Potentiale des Internets fiir alle
Nutzerinnen und Nutzer. Breitbandangebote
beschleunigen den Wissenstransfer und er-
moglichen den Zugang zu vielfdltigen und
hochwertigen audiovisuellen Inhalten und In-
fotainment-Diensten. Menschen mit Behinde-
rungen profitieren hiervon insbesondere,
wenn sie Online-Dienste von Behorden, sozia-
len Einrichtungen und der Wirtschaft schnell
und barrierefrei nutzen kénnen. Die eGovern-
ment-Strategie fiir behinderte Menschen wird
damit flankiert von der im Rahmen des Kon-
junkturpakets Il beschlossenen Breitbandstra-
tegie der Bundesregierung.

Ziel der Breitbandstrategie ist es, die flachen-
deckende Versorgung des Breitbandinternets
zu forcieren. Bis 2010 sollen die vorhandenen
Licken in der Breitbandversorgung geschlos-
sen und flachendeckend leistungsfdhige An-
schlisse verfligbar gemacht werden, sodass
insbesondere auch Haushalte in ldndlichen
Regionen einen breitbandigen Internetzu-
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gang erhalten. Die Bundesregierung strebt
auBerdem an, dass bis 2014 fiir 75 % aller Haus-
halte Anschliisse mit Ubertragungsraten von
mindestens 50 Megabit pro Sekunde per Glas-
faser, Kabel oder Funk zur Verfiigung stehen.
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8 | Herausforderungen der kommenden
Legislaturperiode - ein Ausblick

Die Weiterentwicklung der Teilhabe behin-
derter Menschen am Leben in unserer Gesell-
schaft wird auch in der ndchsten Legislaturpe-
riode im Zentrum der Behindertenpolitik der
Bundesregierung stehen. Die Themen Bildung
und Beschéftigung behinderter Menschen
sowie die Frage der Barrierefreiheit werden
dabei Schwerpunkte bilden. Auch die Weiter-
entwicklung von Leistungen fiir behinderte
Menschen wird weiterhin eine grof3e Rolle
spielen. Ausgehend von dem VN-Uberein-
kommen tiber die Rechte von Menschen mit
Behinderung hat die Bundesregierung bereits
mit Vorarbeiten zu seiner Umsetzung begon-
nen. Dabei zieht die Bundesregierung auch ei-
nen nationalen Aktionsplan als Instrument fiir
eine Gesamtstrategie unter Beteiligung der
Lander, Kommunen und der Zivilgesellschaft
-insbesondere unter Einschluss der Verbénde
und Organisationen behinderter Menschen -
in Betracht. Der Meinungsbildungsprozess in-
nerhalb der Bundesregierung ist jedoch noch
nicht abgeschlossen.

Bildung und Beschaftigung

Bildung und Beschéftigung behinderter Men-
schen ebnen den Weg zu einer gleichberech-
tigten und selbstbestimmten Teilhabe. Das
VN-Ubereinkommen verlangt ein Bildungs-
system, in dem Schiilerinnen und Schiiler mit
und ohne Behinderung gemeinsam lernen.
Um dieses Ziel zu erreichen, sind in erster
Linie die Ldnder gefragt, die nach der Kompe-
tenzordnung des Grundgesetzes fir Bildungs-
fragen primaér zustdndig sind. Die Bundesre-
gierung wird den Prozess im Hinblick auf
erfolgreiche Ubergange von Forderschiilern
in Ausbildung und Beruf unterstiitzen.

Mit Blick auf die Wirtschaftskrise und den da-
mit verbundenen Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt gilt es dafiir Sorge zu tragen, dass
Diskriminierungen behinderter Menschen auf
dem Arbeitsmarkt vermieden und eine ange-
messene Betreuung und Unterstiitzung durch

die ARGEn und zugelassenen kommunalen
Tréger gesichert werden.
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Eine barrierefreie Umwelt ist ein Ziel, das
nicht nur behinderten Menschen nutzt, son-
dern allen zu Gute kommt. Eine alles umfas-
sende Barrierefreiheit im Sinne eines ,,Design
fiir alle” lasst sich aber nur schrittweise rea-
lisieren. Insbesondere durch berechtigte For-
derungen behinderter Menschen oder deren
Verbdnde, hat sich das Bewusstsein der Ver-
antwortlichen zum Handlungsauftrag ver-
starkt. Die Bundesregierung wird sich daher
im Sinne des VN-Ubereinkommens iiber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen
weiter fiir das Thema ,,Barrierefreiheit” ein-
setzen.

Leistungen

Die Reform der Eingliederungshilfe soll in der
nichsten Legislaturperiode abgeschlossen
werden. Hierzu bekréftigte die Arbeits- und
Sozialministerkonferenz in ihrem Beschluss
vom November 2008 ihr Ziel, Menschen mit
Behinderungen die gleichberechtigte und
selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft, besonders in den Bereichen Er-
ziehung, Bildung, Ausbildung, Arbeit und
Wohnen, zu ermoglichen und dazu die ge-
setzlichen Grundlagen zu verbessern. Eine an-
zustrebende Reform der Eingliederungshilfe
sollte sich zum einen an der Entwicklung
einer personenzentrierten Teilhabeleistung
durch eine starkere Beriicksichtigung der in-
dividuellen Bedarfe und Beachtung des Selbst-
bestimmungsrechtes der Menschen mit
Behinderungen, zum anderen an der Entwick-
lung eines durchléssigen und flexiblen Hilfe-
systems sowie an der Schaffung von Beschéfti-
gungsalternativen zur Werkstatt fur
behinderte Menschen orientieren.
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Der Text des Ubereinkommens und des
deutschen Vertragsgesetzes ist abgedruckt
im BGBI. Il vom 31. Dezember 2008,

S. 1419 ff.

BGBI. 1vom 14. August 2006, S.1897.

Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom
29.Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes ohne Unterschied
der Rasse oder der ethnischen Herkunft;
Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom
27.November 2000 zur Festlegung eines
allgemeinen Rahmens fiir die Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung in Beschafti-
gung und Beruf; Richtlinie 2002/73/EG des
Européischen Parlaments und des Rates
vom 23. September 2002 zur Anderung der
Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Ver-
wirklichung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung von Mannern und Frauen hin-
sichtlich des Zugangs zur Beschaftigung,
zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedin-
gungen; Richtlinie 2004/113/EG des Rates
vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Mannern und Frauen beim Zugang zu und
bei der Versorgung mit Gitern und Dienst-
leistungen.

Abrufbar unter
www.antidiskriminierungsstelle.de.

Informationsdienst des Instituts der Deut-
schen Wirtschaft Nr. 50 vom 11. Dezember
2008,S. 8.

Siehe die Ausfiihrungen hierzu im Kapitel
Barrierefreiheit.

Mitteilung der EU-Kommission ,,Chancen-
gleichheit fir Menschen mit Behinderun-
gen: Ein Europdischer Aktionsplan“ (KOM

(2003) 650).

10

M

12
13
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Empfehlung Rec(2006)5 des Ministerkomi-
tees an die Mitgliedstaaten zum Aktions-
plan des Europarats zur Férderung der
Rechte und vollen Teilhabe behinderter
Menschen an der Gesellschaft: Verbesse-
rung der Lebensqualitat behinderter Men-
schenin Europa 2006-2015, angenommen
vom Ministerkomitee am 5. April 2006 bei
der 961. Sitzung der Ministerbeauftragten.

Seit1982 wird in der Sozialerhebung erfasst,
bei welchem Anteil von Studierenden eine
Behinderung und/oder eine chronische
Krankheit vorliegt. Diese Differenzierung
wird nach der hierzu Grunde gelegten
Definition nicht mehrvorgenommen. Inihr
werden sowohl die unter Behinderung als
auch unter chronischer Krankheit angege-
benen gesundheitlichen Schadigungen
erfasst. In der Sozialerhebung werden ge-
sundheitlich geschadigte Studierende den-
jenigen ohne gesundheitliche Schadigung
gegeniibergestellt, um spezifische Pro-
blemlagen von Studierenden zu verdeut-
lichen.

Thomas Bergzog, Beruf fangtin der Schule
an - Die Bedeutung von Schilerpraktika im
Rahmen des Berufsorientierungsprozesses,
2008.

Dargestellt u. a.in dem Bericht der Bundes-
regierung Uber die Wirkungen der Instru-
mente zur Sicherung von Beschaftigung
und zur betrieblichen Integration vom
2.Juli2007, BT-Drs.16/6044.

BT-Drs. 15/5922.

Trager der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB Il) sind die Bundesagentur
far Arbeit und die kreisfreien Stadte und
Kreise. Diese arbeiten meist in gebildeten
Arbeitsgemeinschaften zusammen. In 69
Stadten und Kreisen nimmt die Kommune
diese Aufgaben voll umfanglich als zuge-
lassener kommunaler Trager selbst wahr.
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14

15

16
17
18

19

20
21

22

23

Eingefiihrt durch das Fiinfte Gesetz zur
Anderung des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch - Verbesserung der Ausbildungschan-
cen férderungsbeddrftiger junger Men-
schenvom 26. August 2008 (BGBI. |,

S. 1728).

Ebenso Doose, Unterstitzte Beschaftigung:
Berufliche Integration auf lange Sicht, Mar-
burg 2006.

BGBI.1,S.2959.
KOM (2007) 738 endgiiltig.

Der Rechtskreis SGB Il erfasst erwerbsfahige
Hilfebediirftige und deren Angehérige, die
Leistungen der Grundsicherung fir Arbeit-
suchende beziehen.

Abschlussbericht des Forschungsprojekts
L»Arbeitsassistenz zur Teilhabe*, Land-
schaftsverband Rheinland, K6ln 2007.

BGBI. |, Seite 2794.

Eingefiihrt durch das Zweite Gesetz zur An-
derung des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch - Perspektiven fiir Langzeitarbeitslose
mit besonderen Vermittlungshemmnissen -
»JobPerspektive“ vom 10. Oktober2007,
BGBI. |, Seite 2326.

Die Evaluation sowie eine ausfihrliche Dar-
stellung der Inhalte der Initiative istin dem
Bericht der Bundesregierung tiber die
Wirkungen der Instrumente zur Sicherung
von Beschaftigung und zur betrieblichen
Pravention vom 2. Juli2007 enthalten
(BT-Drs.16/6044).

Die Richtlinie fir ,,Job4000“ vom 26. Juli
2006 istim Bundesanzeiger vom 4. August
2006 (Nr.145, S. 5427) veréffentlicht wor-
den.

24

25

27

28

30

31

32

FuBnoten

Studie zum Stand der Umsetzung des Be-
trieblichen Eingliederungsmanagements
von Frau Professor Niehaus, Universitat zu
K&In. Die Studie steht als Download auf der
Homepage des Bundesministeriums fur
Arbeit und Soziales www.bmas.de zur Ver-
figung.

Gesellschaft fur Integration, Entwicklung
der Zugangszahlen zu Werkstatten fir be-
hinderte Menschen, Sozialforschung und
Betriebspadagogik gGmbH Berlin, Berlin
2008.

Nahere Informationen finden sich auf der
Homepage www.jobbudget.org.

Kurzbericht Januar 2009, Statistik der
schwerbehinderten Menschen 2007,
Statistisches Bundesamt Wiesbaden.

Mehrfachzéahlungen sind ausgeschlossen,
soweit sie aufgrund der Meldungen erkenn-
barwaren. Daherist u. a. die Summe der
Empfanger und Empféangerinnen auRerhalb
und innerhalb von Einrichtungen gréRer als
die Zahl der Empfangerinnen und Empfan-
gerinsgesamt.

Firdas Land Bremen lagen 2007 keine de-
taillierten statistischen Ergebnisse, sondern
nur Eckdaten vor.

Gesetz zur Starkung des Wettbewerbs in
der gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV-Wettbewerbsstarkungsgesetz -
GKV-WSG) vom 26. Mdrz 2007 (BGBI. 1,
S. 378), in Kraft seit 1. April2007.

Mit § 6a SGB IX, eingefiigt durch ,,Gesetz
zur Fortentwicklung der Grundsicherung
fir Arbeitssuchende* vom 20. Juli 2006, ist
die Rechtslage riickwirkend zum 1. Januar
2005 klargestellt worden.

Gesetz zur strukturellen Weiterentwicklung
der Pflegeversicherung vom 28. Mai 2008
(BGBI. I, S. 874) in Kraft seit 1. Juli2008.
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33

34

35
36

37

38

39

40

|

Eine umfassende Darstellung der Pflegever-
sicherung und ihrer Entwicklung bis 2006
ergibt sich aus dem ,,Vierten Bericht tiber
die Entwicklung der Pflegeversicherung“
vom 17. Januar 2008 (BT-Drs. 16[7772). Er
enthalt zahlreiche Details zum Themen-
bereich Pflege, die auch fiir behinderte
Menschen von Interesse sind. Der Bericht
ist u. a. auf der Internetseite des Bundes -
ministeriums fiir Gesundheit unter
www.bmg.bund.de zu finden.

Die stationaren Sachleistungsbetréage der
Stufen lund Il bleiben zunachst unveran-
dert.

Nach §13 Abs.2 Nr.6 SGB IX.

Neuregelung der Selbsthilfeférderung ge-
malk § 20c SGB V (vormals § 20 Abs. 4
SGB V) in Kraft seit 1. Januar2008.

Die Deutsche Rentenversicherung hat eine
Datenbank aufgebaut, die jedem Ratsu-
chendenim Internet unter www.reha-
servicestellen.de zur Verfligung steht. Die
Datenbank enthdlt Angaben zu allen 529
Gemeinsamen Servicestellen. Es werden die
Anschriften, Telefon- und Faxnummern,
E-Mail-Adressen, Offnungszeiten sowie
Anfahrtshinweise zu den jeweiligen Ge-
meinsamen Servicestellen zur Verfiigung
gestellt.

Das Handbuch und weitere Materialien ste-
hen seitdem 1. Juli2008 auf der Homepage
der BAR www.bar-frankfurt.de.

Im Internet auch tiber
www.bar-frankfurt.de abrufbar.

Vgl. Art. 3 Abs. 2 b) der Verordnung (EG)
Nr.1083/2006 vom 11. Juli 2006.

Die aktuelle Fassung vom 1. April 2009 ist
unter www.bar-frankfurt.de verfiigbar.
Weitere Informationen zum Thema
»Personliches Budget“ kbnnen unter
www.budget.bmas.de abgerufen werden.

42

43

44

45

46

47

m

Das Zielvereinbarungsregister beim Bun-
desministerium fir Arbeit und Soziales kann
unter http://www.bmas.de/coremedia/
generator/19564/2007__09_ 21__
zielvereinbarungsregister.html einge -
sehen werden.

Mitgliedsverbdnde sind: Sozialverband VdK
Deutschland e.V., Sozialverband Deutsch-
land e.V., Bundesarbeitsgemeinschaft
Selbsthilfe e.V., Bundesvereinigung Lebens-
hilfe e.V., Bundesverband fir Kérper- und
Mehrfachbehinderte e.V., Bundesverband
Selbsthilfe Kérperbehindertere.V., Deut-
scher Blinden- und Sehbehindertenverband
e.V., Allgemeiner Behindertenverband in
Deutschland e.V., Interessenvertretung
Selbstbestimmt Leben e.V., Weiber-

netz e.V., Pro Retina e.V., Deutsche Rheuma
Ligae.V., Deutscher Verein der Blinden und
Sehbehinderten in Studium und Berufe.V,,
Deutscher Schwerhérigenbund e.V.

Hierzu zahlen u. a. die vom Bundesministe-
rium fir Arbeit und Soziales geférderten
Projekte BIK - barrierefrei informieren und
kommunizieren, Abl — Aktionsbiindnis bar-
rierefreie Informationstechnik, aber auch
das Institut fur barrierefreie Gestaltung und
Mobilitat des VdK (IbGM).

Die Programme der Eisenbahnen werden
im Zielvereinbarungsregister des Bundes-
ministeriums fiir Arbeit und Soziales gefiihrt
und sind unter http://www.bmas.de/
coremedia/generator/19564/2007__09__
21__zielvereinbarungsregister.html
abrufbar.

Quelle: Presseinformation der Deutschen
Bahn AG vom 9. Mdrz 2009.

Die Dokumentation kann beim Bundesmi-
nisterium fur Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung bestellt werden:
http://www.bmvbs.de/publikation-
,302.950112/direkt-Hefte-Verbesserung-
der-.htm#64.
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48

49

50

51

52

53

54

55

56

Verordnung (EG) Nr.1107/2006 Uber die
Rechte von behinderten Flugreisenden und
Flugreisenden mit eingeschrankter Mobili-
tédtvom 5. Juli2006.

Schlussbericht - FE 03.0405/2005/FRB, Ok-
tober2008, Bundesministerium fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung.

Nahere Informationen sind unter:
www.baumodelle-bmfsfj.de zu finden.

Vgl. Publikation des BMWi:
http://www.bmwi.de/[BMWi/Redaktion/P
DF/Publikationen/Dokumentationen/oe-
konomische-impulse-eines-barriere-
freien-tourismus-fuer-alle-dokumenta-
tion-526,property=pdf,bereich=bmwi,sp
rache=de,rwb=true.pdf.

Ausgaben von Begleitpersonen sowie Ta-
gesreisen, Geschaftsreisen, Kurzreisen und
Reisen auslandischer Gaste noch nicht ein-
gerechnet.

Die Zielvereinbarung kann im Zielvereinba-
rungsregister des Bundesministeriums fur
Arbeit und Soziales eingesehen werden:
http://www.bmas.de/coremedia/genera-
tor/14070/2005__03__12__standardi-
sierte__erfassung__bewertung_ und_ d
arstellung__barrierefreier__angebote__
in__hotellerie__und__gastronomie.html.

Uber die Audiodeskription werden stumme
Szenen eines Filmes fur blinde und sehbe-
hinderte Menschen (akustisch) kommen-
tiert.

Vgl. http://www.bik-online.info/test/
ministerien_2007/index.php?Darstel-
lung=d6bf20d67c5d48b19fae129ed426¢
08b.

Vgl. http://www.bik-online.info/test/mi-
nisterien_2007/index.php?Darstel-
lung=d6bf20d67c5d48b19fae129ed426¢
08b.

FuBnoten



Kostenlose Publikationen zum Thema ,,Behinderung*

Eine Auswahl der kostenlosen Publikationen des

BMAS zum Thema ,,Behinderung“

Artikelnummer

A713

A4

A751

A715

A719

A716

A105

A712

A990

A283

A207

A729

A725

A329

A389

A390

A819

A717

Titel

Berufsbildungswerke
Berufsférderungswerke
Einrichtungen und Stellen der Friihférderung

Medizinisch-berufliche Rehabilitation und Rehabilitation
psychisch kranker Menschen

Hilfe fir Opfer von Gewalttaten

Jobs ohne Barrieren im Unternehmen
Kriegsopferfiirsorge

Ratgeber zum Thema Behinderung

Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen in deutscher,
englischer und franzdsischer Sprache

SGB IX Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
Sozialhilfe

UN-Konvention Behinderung

Verzahnte Ausbildung

Zu |hrer Sicherheit, Unfallversicherung im [Ehrenamt

Infoblatt zur Unterstiitzten Beschaftigung
Infoblatt zur Unterstiitzten Beschaftigung in englisch
Infoblatt zum Darlehensanspruch fur Heimbewohner

Infoblatt zu Job 4000

13
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Artikelnummer

C752

C720

A701

Kostenlose Publikationen zum Thema ,.Behinderung“

Titel

CD-ROM Bundesversorgungsgesetz

CD-ROM Informationen fiir Menschen mit Behinderung

Publikationsverzeichnis



Kostenlose Publikationen zum Thema ,,Persénliches Budget“ 115

Kostenlose Publikationen des BMAS zum Thema
~Persénliches Budget*

Artikelnummer Titel
A722 Broschire Persdnliches Budget
A723 Infoblatt Personliches Budget
A730 Infoblatt Persdnliches Budgetin englischer Sprache
A731 Infoblatt Persdnliches Budget in tirkischer Sprache
A726 Infoblatt Personliches Budgetin leichter Sprache
B723 Infoblatt Persdnliches Budget in Brailleschrift
A727 Plakat zum Persdnlichen Budget, (DIN A2)
A728 Z-Card Personliches Budget
D722 DVD Personliches Budget
Schriftlich: Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
Referat Information, Publikation, Redaktion, 53107 Bonn
Telefon: 01805151510*
Telefax: 01805151511°*
E-Mail: info@bmas.bund.de
Internet: http://www.bmas.de

Gehorlosen/Horgeschadigten-Service:

E-Mail: info.gehoerlos@bmas.bund.de
Schreibtelefon: 01805 676716*
Fax: 01805 676717*

Gebardentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

* Festpreis 14 Cent/Min. - abweichende/andere Preise aus den Mobilfunknetzen moglich.
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Birgertelefon

Biirgertelefon

Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr
Sie fragen - wir antworten

Rente:
Unfallversicherung/Ehrenamt:
Arbeitsmarktpolitik und -férderung:
Arbeitsrecht:

Teilzeit, Altersteilzeit, Minijobs:

Infos fiir behinderte Menschen:

Ausbildungsférderung/Ausbildungsbonus:

Europdischer Sozialfonds/Soziales Europa:

Gehorlosen/Horgeschadigten-Service:
info.gehoerlos@bmas.bund.de
Schreibtelefon:

Fax:

Gebardentelefon:gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

018056767-10

018 056767-11

018 056767-12

018056767-13

018 056767-14

018056767-15

018056767-18

018056767-19

018056767-16
018 056767-17

(Festpreis 14 Cent/Min. — abweichende/andere Preise aus den Mobilfunknetzen méglich.)

www.bmas.de - info@bmas.bund.de

nz
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Gebardensprach-Telefon

Seit Januar 2007 haben gehorlose und hérgeschadigte Biirgerinnen und Biirgern die Méglichkeit,
uber gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de online mittels der Gebardensprache
und Videophonie (Video over IP, SIP) Informationen zu den Themenbereichen des BMAS zu erhal-
ten. Auch Bestellungen von Publikationen oder Auskiinfte zu Ansprechpartnern zustdndiger Be-
horden und Institutionen sind moglich.

Die gehorlosen Beraterinnen stehen von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 14.00 bis 18.00 Uhr
zur Verfigung, um online die Anfragen in Gebardensprache entgegenzunehmen und zu bearbei-
ten. Die Mitarbeiterinnen verfiigen bereits tiber langjahrige Erfahrung bei der Bearbeitung von
Anfragen gehorloser und hérgeschédigter Biirgerinnen und Biirger per Schreibtelefon, Mail und
Fax im Rahmen des Biirgertelefons des BMAS.

Der neue Service kann mit einem IP-Video-Telefon mit SIP/Internet-Telefonie-Server oder tiber
einen PC mit Softphone tiber DSL angewdhlt werden.

Wie funktioniert das Gebardensprach-Telefon genau?
Informationen und technische Voraussetzungen fiir das Gebardentelefon

Adresse:
Die Adresse des Gebardentelefons ist keine E-Mail-Adresse und auch keine Internetseite, sondern
die Zieladresse, die Sie in Ihr Endgerét eingeben miissen.

Bitte geben Sie folgende Adresse in das Endgerét ein:
gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

Endgerate:

Fiir die Kommunikation benétigen Sie entweder ein VoIP- und videofdhiges End-gerit, das mit
dem Signalisierungsprotokoll SIP umgehen kann (IP-Video-Telefon) oder einen PC mit einer ent-
sprechenden Software (Softclient bzw. Softphone).

m VoIP-und videofdhiges Endgerat:
Uber Fachhandel erhiltlich

m Softclient/Softphones:
Werden von verschiedenen Herstellern angeboten. Bitte achten Sie auf die Kompatibilitét
mit dem SIP-Protokoll sowie der Videofdhigkeit mit den Videocodecs H.263 oder H.264
Beispiele: X-Lite (Windows); Linephone (fiir Linux); Kphone (fiir Unix/Linux)
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Netzwerkanschluss mit ausreichender Bandbreite:

Fur die Verbindung benotigen Sie einen ausreichend schnellen Netzanschluss. Wir empfehlen
einen DSI-Anschluss. Eine Verbindung kann auch tiber ISDN erfolgen, allerdings benétigen Sie
wenigstens beide ISDN-Kanéle (128 kBit/s). Bei zu geringer Bandbreite ist die Bildqualitdt még -
licherweise unzureichend.

Firewall-Einstellungen:
Es kann notwendig werden, die Einstellungen der eigenen Firewall zu priifen:

Ausgehende Ports:
SIP: Port 5060 (TCP oder UDP)
RTP:10000 (UDP)

Eingehende Ports:
RTP: Port 8000 (UDP)
RTCP: Port 8001 (TCP)

Fiir Fragen und Hinweise zum neuen Serviceangebot kénnen Sie sich auch tiber das
Schreibtelefon 01805/676716 (0,14 EUR/Min. aus dem deutschen Festnetz) oder
E-Mail info.gehoerlos@bmas.bund.de an uns wenden.

Video

Wir haben auch ein kurzes Video erstellt, das Sie sich kostenlos im Internet ansehen kénnen. Hier
wird anschaulich dargestellt, wie Sie die entsprechende Software installieren und wie Sie mit dem
Biirgertelefon dann Kontakt aufnehmen koénnen. Entweder gehen Sie auf die Internetseite des
BMAS: www.bmas.bund.de und dann zum Biirgertelefon oder direkt auf die Seite:
http://www.bmas.bund.de/BMAS/Navigation/Service/buergertelefon.html
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Impressum

Herausgeber:

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales 1 r
Referat Information, Publikation, Redaktion
53107 BOHH Zertifikat seit 2008

audit berufundfamilie

Stand: Juni 2009

Wenn Sie Bestellungen aufgeben méchten:

Best.-Nr.: A125

Telefon: 01805151510*
Telefax: 01805151511~
Schriftlich: an Herausgeber
E-Mail: info@bmas.bund.de
Internet: http://[www.bmas.de

Gehorlosen/Horgeschédigten-Service:

E-Mail: info.gehoerlos@bmas.bund.de
Schreibtelefon: 01805 676716*
Fax: 01805 676717*

Gebdrdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

* Festpreis 14 Cent/Min. - abweichende/andere Preise aus den Mobilfunknetzen méglich.
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	Behindertenbericht 2009
	Inhaltsverzeichnis
	1 | Vorwort
	2 | Schwerpunkte und wichtigsteErgebnisse des Berichts
	3 | Gleichbehandlung
	4 | Bildung
	5 | Teilhabe am Arbeitsleben
	6 | Leistungen zur Teilhabe undVerfahrensoptimierung
	7 | Barrierefreiheit
	8 | Herausforderungen der kommendenLegislaturperiode – ein Ausblick
	Fußnoten
	Eine Auswahl der kostenlosen Publikationen desBMAS zum Thema „Behinderung“
	Kostenlose Publikationen des BMAS zum Thema„Persönliches Budget“
	Bürgertelefon
	Gebärdensprach-Telefon
	Impressum

